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Europäische Union  

Neue Eurotarife für Roaming umgesetzt  

Alle Mobilfunkbetreiber haben der EU-Kommission die Eurotarife mitgeteilt, die sie ihren Kunden gemäß 
der neuen EU-Roaming-Verordnung anbieten. Sämtliche Eurotarife sind nun auf der Website der EU-
Kommission veröffentlicht. Für Nutzer, die im europäischen Ausland mobil telefonieren, sind die ersten 
Ergebnisse positiv: In 23 der 27 EU-Mitgliedstaaten bietet zumindest ein Mobilfunkbetreiber neue Eurotari-
fe an. „Infolge des kontinuierlichen Drucks der EU können die Verbraucher sich ab heute ein genaues Bild 
vom Eurotarifangebot für Mobilfunkroaming in Europa machen“, erklärte EU-Telekommunikationskommis-
sarin Viviane Reding. “Ich stelle mit Befriedigung fest, dass jetzt offenbar alle Mobilfunkbetreiber die ge-
setzlichen Bestimmungen einhalten, auch die wenigen schwarzen Schafe, die uns vor drei Wochen auffie-
len." 
 

Die Website der EU-Kommission, die seit dem 02.08.2007 online ist, enthält eine tabellarische Aufstellung 
der Eurotarife der Betreiber in allen 27 EU-Mitgliedstaaten. 
 

Insgesamt scheint die Einführung der neuen EU-Roaming-Verordnung reibungslos zu verlaufen. Die meis-
ten Mobilfunkbetreiber waren bereits vor den in der Verordnung gesetzten Terminen bereit, einen Eurotarif 
anzubieten bzw. zu aktivieren. Die EU-Kommission wird im Oktober in Zusammenarbeit mit der Gruppe 
europäischer Regulierungsstellen eine genaue qualitative Bewertung des Übergangs zu den Eurotarifen 
vornehmen. Deren Ergebnisse werden im Hinblick auf die Bewertung der EU-Roaming-Verordnung von 
Bedeutung sein, die die EU-Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat bis zum 30.12.2008 
vorzulegen hat. 
 

Übersicht aller Eurotarife: 
http://ec.europa.eu/information_society/activities/roaming/implementation/benchmark/index_en.htm
Quelle: Europa Direkt, 23.08.07 
 
*** 
 

Kennzeichnung tierischer Nebenprodukte  

Die Mitgliedstaaten haben dem Vorschlag der EU-Kommission zugestimmt, der eine verbesserte Rückver-
folgung, Identifikation und Bewertung von tierischen Nebenprodukten vorsieht. Darauf hat sich der Ständi-
ge Ausschuss für die Lebensmittelsicherheit und Tiergesundheit der EU geeinigt. Gemäß dem Kommissions-
vorschlag soll die Richtlinie für tierische Nebenprodukte (EC) Nr. 1774/2002 dahingehend erweitert werden, 
dass alle tierischen Nebenprodukte beim innereuropäischen Transport von einem zum anderen Mitglieds-
land mit einem Farbcode versehen werden. Die jeweilige Farbe ist dabei abhängig von der Art des tierischen 
Nebenprodukts. 
 

Es soll drei Kategorien geben. Schwarz steht für Material der Kategorie 1. Das betrifft Tierkadaver, von de-
nen eine mögliche Gefahr ausgeht. Gelb steht für Material der Kategorie 2. Hierbei handelt es sich um ver-
endetes Vieh. Grün für Material der Kategorie 3 umfasst z.B. abgelaufenes Fleisch, was aber ursprünglich 
für den Verzehr gedacht war. 
 

Den Mitgliedstaaten bleibt es darüber hinaus frei gestellt, weitere Farb-Codierungs-Systeme auf nationaler 
Ebene einzuführen, sofern der Transport der tierischen Nebenprodukte innerhalb der eigenen Grenzen 
stattfindet. Die Regeln für Handelsbescheinigungen, die jeden Transport von tierischen Nebenprodukten 
innerhalb der EU begleiten, werden verändert, um die Rückverfolgung weiter zu verbessern. Die Farbe zur 
Kennzeichnung muss aus Glyceroltriheptanoate (GTH) bestehen. Die Bestimmungen treten am 01.07.2008 
in Kraft. 
 

Weitere Informationen: http://ec.europa.eu/dgs/health_consumer/index_de.htm
Quelle: Europa Direkt, 12.09.2007 
 
*** 
 

http://ec.europa.eu/dgs/health_consumer/index_de.htm
http://ec.europa.eu/information_society/activities/roaming/implementation/benchmark/index_en.htm
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Neue Ausschreibungsrunde im Rahmen von „Safer Internet plus“ 

Die Europäische Kommission hat im Juli 2007 einen Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen des 
mehrjährigen Gemeinschaftsprogramms zur Förderung der sichereren Nutzung des Internets und neuer 
Online-Technologien „Safer Internet plus“ veröffentlicht. 
 

Die aktuelle Ausschreibungsrunde fördert Projekte mit den Schwerpunkten Kampf gegen illegale Inhalte, 
Bekämpfung unerwünschter und schädlicher Inhalte, Förderung eines sichereren Umfelds sowie Sensibilisie-
rung und ist mit insgesamt 11,51 Mio. € ausgestattet. 
 

Teilnahmeberechtigt sind Rechtspersonen mit Sitz in den 27 EU-Mitgliedstaaten oder dem Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR). Auch die Beitrittskandidaten Türkei, Mazedonien und Kroatien können teilnehmen. 
 

Frist zur Einreichung von Vorschlägen ist der 22.10.2007. 
Quelle: BAB online, 12.09.2007 
 
*** 
 

Neue Programme im Rahmen von „ENPI“ verabschiedet 

Der Verwaltungsausschuss des Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments „ENPI“ hat am 
12.07.2007 neue Länderprogramme verabschiedet. 
 

Im Einzelnen handelt es sich dabei um: 
 

• Jahresaktionsprogramm 2007 für Armenien (21 Mio. €) 
• Jahresaktionsprogramm 2007 für Georgien (24 Mio. €) 
• Jahresaktionsprogramm 2007 für die Ukraine (142 Mio. €) 
• Jahresaktionsprogramm 2007 für die Region Ost (56 Mio. €) 
• Jahresaktionsprogramm 2007 für die Region Süd (97,4 Mio. €) 
 

Diese Jahresprogramme folgen aus den Länderstrategiepapieren für den Zeitraum 2007 - 2010. In einem 
nächsten Schritt werden aus diesen Jahresprogrammen konkrete Projekte und Ausschreibungen entwickelt. 
 

Die Unterlagen zu den einzelnen Programmen können vom DIHK Brüssel in elektronischer Form bezogen 
werden. 
Quelle: BAB online, 12.09.2007 
 
*** 
 

Europäische Kommission startet Konsultation über Arzneimittel 

Die Europäische Kommission hat vor kurzem eine öffentliche Konsultation zur Zukunft von Humanarznei-
mitteln in Europa gestartet, in der es auch um das Thema Forschung und Entwicklung in diesem Bereich 
geht. 
 

Ziel der Kommission ist, das regulative, nicht-regulative und forschungsbezogene Umfeld für den Arznei-
mittelsektor zu verbessern. 
 

Die Europäische Kommission hebt drei zentrale Herausforderungen hervor, die einen Einfluss auf den phar-
mazeutischen Sektor in Europa haben:  
 

• Die Globalisierung des Sektors: Verschiebung des Gravitationszentrums für weltweite Investitionen in FuE 
in diesem Bereich aufgrund struktureller Faktoren, die außerhalb des pharmazeutischen Sektors liegen (z.B. 
Lohnkosten), in die USA und nach Asien 

• Europäischer Binnenmarkt: Hindernisse für den freien Umlauf von Medikamenten und Stärkung und Rati-
onalisierung der Arzneimittelüberwachung  

• Fortschritte in Wissenschaft und Technologie: z.B. regenerative Medizin, zunehmend personalisierte Be-
handlungen und die Entwicklung der Nanomedizin beeinflussen die Art und Weise, wie Medikamente ge-
testet und eventuell verschrieben werden. 

Quelle: BAB online, 12.09.2007 
 
*** 

http://ec.europa.eu/enterprise/pharmaceuticals/pharmacos/docs/doc2007/2007_07/consultationpaper-2007-07-19.pdf
mailto:landau.esther@bruessel.dihk.de
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/site/de/oj/2006/l_310/l_31020061109de00010014.pdf
http://europa.eu.int/information_society/activities/sip/index_en.htm
http://ec.europa.eu/information_society/activities/sip/docs/call_2007/call_announcement_2007/sip_call_announcement_2007_de.pdf
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EU-Kommission will mit „Blue Card“ Einwanderung erleichtern 

Die Europäische Kommission plant tief greifende Änderungen am Einwanderungsrecht, um Europa attraktiv 
für hochqualifizierte Arbeitskräfte zu machen. EU-Innen- und Justizkommissar Franco Frattini stellte auf 
einer Konferenz in Lissabon seinen Vorschlag einer so genannten „Blauen EU-Arbeitskarte“ vor, eine Anspie-
lung auf die „green card“ in Amerika. 
 

Frattini will im Oktober den EU-Mitgliedsländern eine Richtlinie vorschlagen, nach der Fachkräfte aus Dritt-
staaten künftig in einem Schnellverfahren Zugang zu den Arbeitsmärkten in der EU erhalten sollen, wenn 
sie eine Reihe von Kriterien erfüllen. Dazu gehört u.a. ein „Gehalt deutlich über den existierenden Mindest-
löhnen auf nationaler Ebene“. Sie sollen nach „zwei oder drei Jahren“ das Recht erhalten, innerhalb der EU 
umzuziehen. 
Quelle: Europa Direkt und FAZ-Net, 13.09.2007 
 
*** 
 

EU-Forschungsprogramme  

Kleine und mittlere Unternehmen werden künftig an EU-Forschungsrahmenprogrammen leichter teilneh-
men können und von ihnen profitieren. Dies ist dem EU-Forschungsrahmenprogramm (FRP) zu entnehmen, 
das bis zum Jahr 2013 insgesamt 50 Mrd. € in vier spezifischen Programmen zur Forschungs- und Entwick-
lungsaktivität einsetzen wird. Für KMU dürfte dabei das Programm Zusammenarbeit von besonderem Inte-
resse sein. Dieses unterstützt auf zehn Gebieten (von der Gesundheit bis hin zu Weltraumaktivitäten) vor 
allem KMU in ihren grenzüberschreitenden Forschungstätigkeiten. 
 

Die Beteiligung an Forschungsvorhaben ist über zwei Antragswege möglich. Zum einen können Veröffentli-
chungen im EU-Amtsblatt der Reihe C und die Internetseiten der Generaldirektion Forschung berücksichtigt 
werden; daraufhin können Projektvorschläge eingereicht werden, die nach festgelegten Kriterien begutach-
tet werden. Der zweite Weg ist der der Ausschreibung (Supplement S des EU-Amtsblatts, 
http://ted.europa.eu). 
Quelle: AW-Prax, August 2007 
 
*** 
 

Neuer Service in der EU 

Seit Anfang Juli sind alle wesentlichen EU- Rechtsvorschriften auf besonders übersichtliche Weise nach 
Gebieten geordnet – sowie in fast allen EU-Amtssprachen – im Internet abrufbar. Die Texte sind auf EUR-
Lex (http://eur-lex.europa.eu/de/legis/avis_consolidation.htm) nachlesbar. Hier werden für jeden Text alle in 
ihm berücksichtigten Rechtsakte aufgelistet, wobei die einzelnen Textteile mit Herkunftsangaben (Basis-
rechtsakt oder Änderungsrechtsakt) versehen sind. 
 

Zu beachten ist, dass die Europäische Kommission mit diesem Service das Ziel verfolgt, die Transparenz und 
Zugänglichkeit des Gemeinschaftsrechts zu verstärken. Deshalb wurden die geltenden Rechtsvorschriften in 
weniger als 3.000 Rechtsakten konsolidiert. Diese Texte sind daher rechtlich nicht verbindlich, bieten jedoch 
eine laufend aktualisierte Übersicht über das geltende Gemeinschaftsrecht. Der Wirtschaftspraxis bieten sie 
eine hervorragende Möglichkeit des schnellen Zugriffs auf wichtige Grundlagen des EU-Gemeinschafts-
rechts. 
Quelle: AW-Prax, August 2007 
 
*** 
 

Rechtsvereinheitlichung in der EU 

Mitte Juli 2007 hat das Europäische Parlament in 3. Lesung den Vorschlag zur so genannten ROM II-
Verordnung angenommen, so dass die Verordnung am 11.01.2009 in Kraft treten wird. 
 

Beim so genannten Übereinkommen von Rom – meistens abgekürzt mit Rom I bezeichnet – handelt es sich 
um das Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anwendbare Recht vom 19.06.1980 

http://eur-lex.europa.eu/de/legis/avis_consolidation.htm
http://ted.europa.eu/
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(EVÜ, ABl. EG 1998 C 27/34 mit Tabelle zu den Fundstellen der jeweiligen Sprachfassungen im EG-
Amtsblatt). Dieses Übereinkommen ist immer noch nicht in Kraft, da es derzeit noch keine Einigung der EU-
Staaten über die noch streitigen Fragen der grenzüberschreitenden Verbraucherverträge gibt. 
 

Das Übereinkommen ROM I erhält nunmehr bereits seine Erweiterung durch Rom II, eine Verordnung über 
das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Verordnung des Europäischen Parla-
ments und des Rates über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anwendbare Recht (Rom II), KOM 
(2003, 427 endg.). Mit der Billigung durch das Europäische Parlament, die am 11.07.2007 erfolgte, kann 
diese Verordnung zum vorgesehenen Termin, eineinhalb Jahre später, also am 11.01.2009 in Kraft treten 
und wird damit noch vor ROM I anwendbar sein. 
 

Ziel der neuen Verordnung (ROM II) ist es, die derzeit noch unterschiedlichen nationalen Normen aller EU-
Staaten, die für grenzüberschreitende Sachverhalte bestehen, wenn es um nicht vertragliche Schuldverhält-
nisse geht (also wenn es z.B. um Fragen der Produkthaftung, Verkehrsunfälle, Umweltschäden oder auch um 
Wettbewerbsverstöße geht), zu vereinheitlichen. Nach der neuen Verordnung soll immer dann, wenn 2 Par-
teien verschiedener Nationalitäten an einem nicht vertraglichen Schuldverhältnis (also z.B. an einem typi-
schen Schadensfall) beteiligt sind, das Recht des Landes anzuwenden sein, in dem der Schaden entstanden 
ist. Für Wettbewerbsverstöße legt die neue Verordnung den Grundsatz der Anwendung eines einzigen 
Rechts fest, so dass die Möglichkeit eines Klägers, den Ort der Klageerhebung frei zu wählen, eingeschränkt 
wird. 
Quelle: AW-Prax, August 2007 
 
*** 
 

Europäische Kommission konsultiert Wirtschaft: Mehrwertsteuer und ein optionaler Reverse Char-
ge-Mechanismus 

Im Zusammenhang mit den derzeit stattfindenden Diskussionen hinsichtlich einer koordinierten Strategie 
im Kampf gegen Mehrwertsteuerbetrug wurde von verschiedenen Mitgliedstaaten eine Debatte hinsichtlich 
der Möglichkeit einer Änderung des Mehrwertsteuersystems angestoßen. Eine der dabei diskutierten Optio-
nen ist die mögliche Einführung eines optionalen Reverse Charge-Mechanismus. 
 

Am 14.08.2007 hat die Europäische Kommission zu diesem Thema eine öffentliche Konsultation eröffnet. 
Diese dient der Sammlung der Ansichten und Meinungen der Wirtschaft hinsichtlich zusätzlicher Kosten 
und/oder Vorteile, welche die Einführung eines optionalen Reverse Charge-Mechanismus möglicherweise 
für Unternehmer verursachen würde. 
 

Die Konsultation fußt auf einer Studie, welche die zu erwartenden Auswirkungen beleuchtet, die eine solche 
Option für die Wirtschaft haben könnte. Den Abschlussbericht dieser Studie und weitere Informationen gibt 
es im Internet unter http://ec.europa.eu/taxation_customs/common/consultations/tax/article_4209_de.htm.

Das vorgelegte Konsultationsdokument wendet sich insbesondere an alle Unternehmer, unabhängig von 
Größe oder Unternehmenszweck, da alle Wirtschaftsbeteiligten durch ein Reverse Charge-System betroffen 
sein könnten. Das Konsultationsdokument kann allerdings nicht als Verpflichtung der Kommission zuguns-
ten einer Initiative in diesem Bereich angesehen werden. Die betroffenen Parteien werden gebeten, ihre 
Stellungnahmen bis spätestens 15.10.2007 abzugeben. Diese können schriftlich an Frau Petra Spaniol, Euro-
päische Kommission, Fax: 0032 2 2993648, e-mail: TAXUD-D4-ATFS@ec.europa.eu, gerichtet werden: 
 

Die Kommission wird baldmöglichst nach Beendigung des Rückmeldezeitraums einen Ergebnisbericht über 
diese Konsultation veröffentlichen. Bitte teilen Sie mit, falls Sie wünschen, dass Ihre Bemerkungen vertrau-
lich behandelt werden. Andernfalls wird davon ausgegangen, dass Sie mit der späteren Veröffentlichung 
einverstanden sind. 
Quelle: AW-Prax, Sept. 2007 
 
*** 
 

mailto:TAXUD-D4-ATFS@ec.europa.eu
http://ec.europa.eu/taxation_customs/common/consultations/tax/article_4209_de.htm
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Länderinformationen A-Z 

Allgemeines 

DIHK-Umfrage Sommer 2007: Export nimmt in diesem und nächsten Jahr weniger stark zu 

Die deutschen Exporte wachsen in diesem Jahr um 8%, im nächsten um 9%. Dies ist eines der Ergebnisse 
der Sommer-Umfrage des Deutschen Industrie- und Handelskammertags (DIHK) bei den 80 Auslandshan-
delskammern. Noch im vergangenen Jahr wurde ein Anstieg der Ausfuhren von 14% verzeichnet. Die Ein-
fuhren wachsen 2007 und 2008 voraussichtlich um jeweils 10%. 
 

Deutschland profitiert nach wie vor von der Europäischen Union: In die 26 Mitgliedstaaten werden rund 
63% aller Exporte geliefert. Hauptabnehmer deutscher Waren ist weiterhin Frankreich: Hierher gingen laut 
Angaben des Statistischen Bundesamtes in 2006 Waren im Werte von 86,1 Mrd. € (8,9%). Zweitgrößter 
deutscher Handelspartner waren die USA mit 78 Mrd. € (12,6%), gefolgt von Großbritannien mit 65,3 Mrd. € 
(8,2%). Für 2007 erwartet der DIHK einen Rückgang der Ausfuhren Richtung USA von 2%; erst ab 2008 wird 
in dieser Region neuer Schwung erwartet. Überdurchschnittliche Exportzuwächse erzielte Deutschland im 
Handel mit Russland (35,3%) und China (29,6%), aber auch den neuen EU-Ländern. 
 

Auch auf der Einfuhrseite ist Frankreich auf Platz eins mit 63,5 Mrd. € (18,2%), gefolgt von den Niederlan-
den mit 60,5 Mrd. € (16,8%) und China (48,8 Mio. €, 19,4%). Die Auslandshandelskammern in China gehen 
davon aus, dass der Warenfluss von China nach Deutschland von rund 49 Mrd. € auf 72 Mrd. € im Jahr 
2008 steigen wird.  
Quelle: AUMA Compact, Nr. 15, 24.08.2007 
 
*** 
 

Neue Regelung bei Reisepässen ab dem 01.11.2007 

Zum 01.11.2007 tritt ein neues Passgesetz in Kraft. Dieses sieht u.a. vor, dass in deutschen Reisepässen 
(bordeauxroter Einband) auch Fingerabdrücke auf einem Chip gespeichert werden müssen.  
 

Aufgrund technischer Probleme bei der Umsetzung der neuen Vorschriften können die deutschen Botschaf-
ten, General- und Honorarkonsulate ab dem 01.11.2007 voraussichtlich für mehrere Monate keine Anträge 
zur Ausstellung von Reisepässen entgegen nehmen. Vorläufige Reisepässe (grüner Einband) und Kinderrei-
sepässe sind hiervon nicht betroffen.  
 

Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag empfiehlt, vor dem 15.10.2007 bei der jeweiligen deut-
schen Botschaft oder dem General- und Honorarkonsulat einen neuen Reisepass zu beantragen, falls der 
jetzige Pass vor Mitte 2008 abläuft.  
 

Wer nach dem 15.10.2007 einen neuen Reisepass beantragt, wird voraussichtlich zunächst nur einen vor-
läufigen Reisepass (Gültigkeitsdauer maximal 1 Jahr) erhalten können. Dieser vorläufige Reisepass berech-
tigt nicht zur visumsfreien Einreise in die Vereinigten Staaten von Amerika.  
 

Deutsche Staatsbürger, die einen neuen Reisepass benötigen, sollten sich rechtzeitig vor Ort mit der zustän-
digen Botschaft bzw. dem General- und Honorarkonsulat in Verbindung setzen.  
Quelle: Wissensmanagement-Tagesspiegel, 16.08.2007 
 
*** 
 

Exportinitiative Energieeffizienz: BMWi fördert Vermarktung im Ausland 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) hat - neben der Exportinitiative Erneuerbare 
Energien - nunmehr auch eine Exportinitiative Energieeffizienz ins Leben gerufen.  
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Weltweit sind die Energieeinsparpotentiale durch Einsatz innovativer Techniken in allen Anwendungsberei-
chen enorm. Durch ständig steigende Energiekosten gewinnt das Thema Energieeffizienz auch international 
zunehmend an Bedeutung. 

Die Exportinitiative Energieeffizienz unterstützt deutsche Unternehmen bei der Vermarktung ihrer energie-
sparenden/energieeffizienten Produkte bzw. Dienstleistungen auf ausländischen Märkten. Die teilnehmen-
den Unternehmen werden dabei im Rahmen einer eintägigen Veranstaltung vorgestellt. Im Anschluss sor-
gen die durchführenden Auslandshandelskammern (AHKn) im jeweiligen Land für direkte Kontakte zu inte-
ressierten Bedarfsträgern bzw. zu Unternehmen, die an der Vermarktung der Produkte/Dienstleistungen 
interessiert sind. Teilnehmende deutsche Unternehmen tragen lediglich ihre Reisekosten selbst.  
 

Zielländer bzw. -regionen sind: Baltikum, Irland, Kanada, Spanien, Rumänien, Ungarn, Frankreich, Chi-
na/Shanghai, Hongkong, Taiwan, Niederlande. 

Deutschland genießt in vielen Ländern in Bezug auf qualitativ hochwertige technische Produkte und Umset-
zungs-Know-how, insbesondere auch im Themenfeld Energieeffizienz, einen hervorragenden Ruf. Dies er-
öffnet Exportchancen für deutsche Unternehmen. Die Aktivitäten der Exportinitiative Energieeffizienz sollen 
die ausgewählten Unternehmen sowohl bei der Erschließung der großen, strategischen Industrie- und 
Wachstumsmärkte als auch beim Aufbau, der Ausweitung und langfristigen Stabilisierung ihrer Exporttätig-
keit unterstützen. 

Weitere Informationen:  
www.ahk.de/imagearchiv/Ziell_nder_und_Themenschwerpunkte_der_AHK_Gesch_ftsreisen_im_4__Quartal
_2007.pdf

Kontakt: 
ECOFYS Germany GmbH 
Tel.: 030 297735790 
Fax: 030 2977357999 
e-mail: info@ecofys.de 

*** 

Internetportal informiert über das Spektrum deutscher Umwelttechnologie  

Umweltzerstörung, Klimawandel und globale Wasserknappheit gehören zu den entscheidenden Herausfor-
derungen der Zukunft. Umwelttechnologie spielt in diesem Zusammenhang eine zunehmend wichtigere 
Rolle. Als eines der führenden Länder im Bereich der Umwelttechnologie gibt es in Deutschland zahlreiche 
Unternehmen, die einzigartige und innovative Lösungen anbieten. 
 

Technologietransfer via Internet
Um den Transfer von deutscher Umwelttechnologie ins Ausland zu fördern, betreibt das Umweltbundesamt 
seit einiger Zeit das Internetportal Cleaner Production Germany. In bislang einzigartiger Weise bietet es ei-
nen gebündelten Überblick über die Leistungsfähigkeit der deutschen Umwelttechnologie sowie zahlreiche 
weitere Informationen. Entscheidungsträger und potentielle Multiplikatoren können sich damit über die 
Möglichkeiten deutscher Umwelttechnologie informieren. Um auch ausländische Interessenten zu erreichen, 
ist ein Großteil der Informationen auch auf Englisch verfügbar. 
 

Portal mit neuen Funktionen
Seit Beginn des Jahres präsentiert sich www.cleaner-production.de in vollständig neuem Design und mit 
zahlreichen neuen Funktionen. Von Abfalltechnik bis hin zu Textil- und Bekleidungstechnologie lassen sich 
aus einer Datenbank detaillierte Beschreibungen zu Projekten und „Best Practices“ abrufen, die das Potential 
deutscher Umwelttechnologie demonstrieren. Die Seite weist auch auf Veranstaltungen und Konferenzen im 
Bereich der Umwelttechnologie hin. Von besonderem praktischem Nutzen ist der umfassende Überblick über 
staatliche und nichtstaatliche Institutionen im In- und Ausland, die im Bereich Umwelttechnologie eine 
Rolle spielen. Weiterhin enthält Cleaner Production Germany Hinweise zur staatlichen Förderung von inno-
vativen Umwelttechnologieprojekten. 
 

http://www.cleaner-production.de/
mailto:info@ecofys.de
http://www.ahk.de/imagearchiv/Ziell_nder_und_Themenschwerpunkte_der_AHK_Gesch_ftsreisen_im_4__Quartal_2007.pdf
http://www.ahk.de/imagearchiv/Ziell_nder_und_Themenschwerpunkte_der_AHK_Gesch_ftsreisen_im_4__Quartal_2007.pdf
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Die Nutzung von www.cleaner-production.de ist kostenlos und steht allen Interessierten offen. Das Portal 
richtet sich gezielt an Entscheidungsträger und potentielle Multiplikatoren deutscher Umwelttechnologie im 
In- und Ausland. 
 

Kontakt: 
Hans-Peter Damian 
Tel.: 030 89033163 
Fax: 030 89033105 
e-mail: hans-peter.damian@uba.de 
 
*** 
 

Albanien 

Albanien senkt Steuer und bietet Investoren Vergünstigungen an 

Die albanische Regierung kämpft an verschiedenen Fronten, um das Geschäftsklima im Land zu verbessern. 
Um die Berührungspunkte mit der staatlichen Administration für Unternehmen und so die Korruption zu 
verringern, soll künftig die Firmenregistrierung in einer einzigen Agentur innerhalb von maximal drei Tagen 
erfolgen. Die Steuer auf Unternehmensgewinne sinkt ab 01.01.2008 auf 10%, soll gleichzeitig aber auch 
energischer eingetrieben werden.  
 

Um Anreize und Druck zu schaffen, überhaupt Steuern zu zahlen, hat die Regierung im Juni zudem Steuer-
vereinfachungen bzw. -senkungen initiiert, die dann vom Parlament beschlossen worden sind. Zum 
01.08.2007 sind die Einkommensteuersätze, die vorher zwischen 1% und 25% betrugen, durch eine Flat-
Rate-Steuer von 10% ersetzt worden.  
 

Gleichzeitig wird in Albanien ab 01.01.2008 ein Gewinnsteuersatz von 10% in Form einer Flat-Rate-Tax gel-
ten. Bis dahin gilt weiterhin ein Steuersatz von 20%. Damit setzt auch Albanien, wie zuvor die Nachbarstaa-
ten in der Region Mazedonien und Serbien, auf Flat-Rate-Steuern, um ausländische Investoren anzulocken, 
aber vor allem auch, um die Steuerbasis zu verbreitern.  
 

Die ursprüngliche Idee, ausländischen Investoren Bauland für 1 € Miete anzubieten, soll ebenfalls in Form 
eines Gesetzes verwirklicht werden. Ein entsprechendes Gesetz über Zollfreizonen ist derzeit in Vorbereitung 
und soll nach dem Willen der Regierung noch im Oktober 2007 vom Parlament verabschiedet werden, um 
auf der Expo Real-Messe in München dafür zu werben. Drei Industriezonen für je 1 € sind bereits ange-
dacht. 
Quelle: bfai, 09.08.2007 
 
*** 
 

Bahrain 

Manama regelt Rechtsberatung 

Das bahrainische Justizministerium hat Bestimmungen zur Ausübung rechtsberatender Berufe durch Aus-
länder erlassen. Die entsprechende Durchführungsverordnung Nr. 17/2007 trat mit ihrer Verkündung am 
03.05.2007 in Kraft. Ausländer dürfen in Bahrain Büros eröffnen und rechtsberatend tätig werden. Der Auf-
tritt vor Gericht ist ihnen allerdings verwehrt. Wie in anderen Staaten der Golfregion müssen sie einen bah-
rainischen Korrespondenzanwalt einschalten, wenn der Streit im Inselkönigreich anhängig wird. 
 

Ausländische Anwaltskanzleien und andere Rechtsberater dürfen in Bahrain nur tätig werden, wenn sie 
ordnungsgemäß zugelassen sind. Die Zulassung (tarchîs) knüpft die Verordnung an die relativ vagen Bedin-
gungen, dass das Büro über internationale Fachkunde verfügt und dass der verantwortliche Büroleiter die 
nötige juristische Qualifikation aufweist. Der Leiter muss außerdem in Bahrain ansässig sein. Ihn muss die 
Hauptniederlassung ordnungsgemäß bevollmächtigt haben (Art. 2). Konkreter wird das Gesetz, wenn es um 

http://www.cleaner-production.de/
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Geld geht. Zugelassen wird nur, wer die erforderlichen Gebühren beglichen hat. Die erstmalige Zulassung 
kostet 6.000 BD, also knapp 12.000 € (Art. 2 und 8). 
 

Innerhalb einer Frist von 60 Tagen nach Eingang des Antrags und aller eventuell erforderlichen Zusatzunter-
lagen trifft das Ministerium eine Entscheidung über die Zulassung des Büros, und zwar nach seinem Ermes-
sen (Art. 3). Zuvor hört es all diejenigen Stellen an, deren Belange durch die Zulassung berührt werden kön-
nen, namentlich die Zentralbank, den Planungsrat, die Rechtsanwaltskammer sowie die IHK (Art. 4).  
 

Die Zulassung gewährt das Ministerium immer nur auf fünf Jahre befristet. Die Verlängerung ist rechtzeitig 
vor Ablauf dieser Frist zu beantragen. Sie schlägt mit 3.000 BD (knapp 6.000 €) zu Buche. 
 

Mit der Zulassung hat es noch nicht sein Bewenden. Zusätzlich erforderlich ist die Eintragung in ein speziel-
les Register, das den Namen "Verzeichnis (dschudûl) ausländischer Rechtsberatungsbüros" trägt. Darin wer-
den auch gegen das Büro verhängte Disziplinarmaßnahmen geführt. Diese Registrierung ist alljährlich zu 
erneuern. Dabei fallen zusätzlich 3.000 BD an. Art. 6 listet die Tätigkeiten auf, die einem ausländischen Bera-
tungsbüro versagt sind. An vorderster Stelle steht das Verbot, unmittelbar an der Gründung von Gesell-
schaften mitzuwirken. Auch die Anmeldung von Patenten oder von Warenzeichen ist ihnen nicht gestattet. 
Weiter spricht das Gesetz ausländischen Anwälten die Postulationsfähigkeit ab. Danach dürfen Ausländer in 
Bahrain weder vor einem staatlichen Gericht noch vor einem Schiedsgericht auftreten. Dasselbe gilt für 
Verfahren vor Verwaltungsgremien oder im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren. Ausländer dürfen keine 
Schriftsätze verfassen, sie sind nicht zeichnungsbefugt. Insoweit muss ein Kooperationsanwalt bahraini-
scher Staatsangehörigkeit eingeschaltet werden - was die Prozesskosten in die Höhe treibt. Man sieht auf 
den ersten Blick: Ausländer können nicht gestaltend tätig werden, sondern sind auf reine Beratungsdienst-
leistungen beschränkt. 
 

Die Verordnung Nr. 16/2007 des Justizministeriums ergänzt das Rechtsanwaltsgesetz Nr. 26/1980 in seiner 
Fassung durch Gesetz Nr. 77/2006. Sie ist im Amtsblatt Nr. 2789 vom 03.05.2007 auf den Seiten 9 bis 12 
verkündet und am selben Tag in Kraft getreten. 
Quelle: bfai-newsletter, 09.08.2007 
 

Beschäftigungsverbot für Bauarbeiter in der Mittagshitze  

In den Monaten Juli und August dürfen Bauarbeiter zwischen 12:00 und 16:00 Uhr nicht arbeiten, sofern sie 
ihre Tätigkeit unter freiem Himmel verrichten. Die Arbeitgeber sind gehalten, entsprechende Aushänge auf 
Arabisch und in der Landessprache ihrer Beschäftigten anzubringen. Wer dagegen verstößt, macht sich 
strafbar. Die Regelung gilt nicht nur für den Sommer 2007, sondern bis auf weiteres auch für die nächsten 
Jahre. Rechtsgrundlage ist das Dekret Nr. 24/2007 des Arbeitsministeriums vom 09.07.2007. Es wurde im 
Amtsblatt Nr. 2799 vom 12.07.2007 auf Seite 13 verkündet.  
Quelle: bfai-Rechtsnews, 31.08.2007 
 
*** 
 

Costa Rica 

Costa Rica baut neuen Messekomplex 

In der Nähe des internationalen Flughafens der Hauptstadt San José wird Costa Rica bis 2009 ein neues 
Messezentrum in Betrieb nehmen. Das Vorhaben spanischer Investoren soll 2008 mit einer Startinvestition 
von 410 Mio. US$ anlaufen und aus San José eine zentralamerikanische Messemetropole mit überregionaler 
Bedeutung machen.  
 

Die Alta Group Desarrollos, der lokale Partner des spanischen Auftraggebers, beansprucht allein für den Bau 
der Messegebäude ein zwischen 100.000 qm und 150.000 qm großes Areal. Wie Roberto Esquivel, Repräsen-
tant der Alta Group Desarrollos angibt, wird sein Unternehmen schon 2008 mit den Bauarbeiten beginnen. 
Momentan kümmere er sich noch um den Grundstückskauf. Fertigstellen will sein Unternehmen das Groß-
projekt noch 2009. Die Anlage, welche in etwa die Größe von zehn Fußballfeldern haben wird, soll bis zu 6 
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Messen gleichzeitig beherbergen. Außerdem wird sie ein Kongress- und Einkaufszentrum sowie zwei Hotels 
umfassen. 
 

Der Messekomplex wird mit modernsten Technologien ausgerüstet werden. Für deutsche Unternehmen er-
geben sich dadurch interessante Zuliefermöglichkeiten. Insbesondere in den Bereichen Gebäudeautomati-
sierung, Kommunikation und Logistik, aber auch im Bereich des Messebaus wird das Projekt die letzten In-
novationen nachfragen. 
Quelle: bfai-newsletter, 23.08.2007 
 
*** 
 

Estland 

Estland investiert in Krankenhäuser 

Estland verfolgt bei der Entwicklung seiner Infrastruktur im Gesundheitswesen zwei Hauptziele. Zum einen 
will das Gesundheitsministerium seine Krankenhäuser grundlegend umstrukturieren und investiert vor allem 
in die drei größten Kliniken des Landes. Zum anderen sollen neue Kapazitäten im Langzeitpflegebereich ent-
stehen. Für diese Aufgaben stellt die Europäische Union zwischen 2007 und 2013 rund 138 Mio. € zur Ver-
fügung. Die Projekte dürften sich auch positiv auf die Importe von Medizintechnik auswirken. 
Quelle: bfai, 03.08.2007 
 
*** 
 

Frankreich 

JurisInfo franco-allemand: Eine einzigartige Stelle für deutsch-französische Beratung in Sachen 
Recht 

Eingebettet in der juristischen Abteilung der CCI Strasbourg veranschaulicht das Beratungszentrum „JurisIn-
fo franco-allemand“ die immer enger werdenden Beziehungen der Geschäftswelt diesseits und jenseits des 
Rheins. Als Anlaufstelle für französische und deutsche Unternehmen informiert es über die jeweilige Geset-
zeslage und übermittelt wertvolle Grundlageninformationen zur Verankerung von Geschäftsvorhaben im 
Nachbarland. 
 

Was am Anfang als zusätzliche Dienstleistung der juristischen Experten der Kammer gedacht war, hat sich 
inzwischen zu einem über die Grenze hinweg anerkannten Serviceangebot entwickelt. Zwei zweisprachige 
Juristinnen tragen dort rechtliche Informationen für Firmen zusammen, die sich hier oder dort ansiedeln 
wollen, und arbeiten außerdem einzelne Anliegen aus. Heutzutage kommen die Anfragen nicht nur aus der 
Region, sondern aus ganz Frankreich und Deutschland. Außer den Unternehmen und den anderen französi-
schen CCIs wenden sich Anwälte, Administrationen, Finanzexperten, Gerichte und private Menschen an das 
Beratungszentrum. Ferner verfügt es über ein ausgeprägtes Netzwerk in Deutschland und arbeitet eng mit 
den IHKn, Finanzämtern (Kehl) und weiteren Verwaltungen zusammen.  

Kurzer Überblick der Leistungen
Die Dienstleistung ruht auf zwei Standbeinen. Auf der einen Seite, die juristische Beratung mit der Beant-
wortung von Fragen des französischen Rechts, Bearbeitung von komplexen Rechtsangelegenheiten, Analyse 
von Urkunden und Verträgen – dies alles telefonisch oder nach Terminvereinbarung. Auf der anderen Seite, 
die Publikation von Informationsmerkblättern über Fragen des französischen Handels-, Steuer- und Sozial-
rechts, Newslettern und Broschüren über die jeweiligen Standorte Frankreich/Deutschland. Ein großer Teil 
dieses Angebots liegt in beiden Sprachen vor. Um die Reichweite der Beratung ausdehnen zu können, arbei-
tet außerdem das JurisInfo franco-allemand eng mit dem internationalen Bereich der Straßburger CCI und 
verfügt so über einen umfassenden Überblick der Geschäftswelt in beiden Ländern.  
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Vorhandene Informationsmerkblätter: 
• Franz. Arbeits- und Sozialrecht 
• Franz. Gesellschaftsrecht 
• Franz. Handels- und Wettbewerbsrecht 
• Franz. Gewerberecht 
• Franz. Steuerrecht 
 

Kontakt: 
CCI Strasbourg 
Christine Jund, Stefanie Korth 
Tel.: 0033 3 88752624 
Fax: 0033 3 88223120 
e-mail: juridique@strasbourg.cci.fr  
 

*** 
 

Hongkong 

Hongkongs Handelssektor immer wettbewerbsfähiger 

Die Handelsgesellschaften Hongkongs stellen das wichtigste ökonomische Standbein der Metropole dar. Sie 
geben einer halben Mio. Menschen Arbeit und tragen zu rund einem Viertel zur Entstehung des Bruttoin-
landsproduktes bei. Im Jahr 2007 werden sie voraussichtlich - eingerechnet des so genannten Offshore-
Trade - Warenströme im Wert von über 1.000 Mrd. US$ abwickeln. Sie kontrollieren nicht nur zahlreiche 
Fabriken im benachbarten China, sondern erstehen auch Einkaufsgesellschaften ausländischer Markenkon-
zerne. 

Im Zuge der rasanten ökonomischen Entwicklung der VR China hat Hongkong nicht an Bedeutung einge-
büßt. Im Gegenteil: Die zahlreichen Export-/Importfirmen der Stadt sind auf den fahrenden Zug aufge-
sprungen und haben die Metropole zu einem der bedeutendsten Handelsplattformen Asiens ausgebaut. Im 
Jahr 2007 existieren nach Angaben des halbstaatlichen Trade Development Council (TDC) fast 100.000 Ge-
sellschaften mit mehr als einer halben Mio. Angestellten, das entspricht rund einem Sechstel aller Hongkon-
ger Erwerbstätigen. 
Quelle: bfai, 10.08.2007 
 

*** 
 

Indien 

German Centre in New Delhi geplant 

Das erste German Centre auf indischem Boden wird im Herbst 2008 nahe der Hauptstadt New Delhi eröff-
net. Dies gaben die Betreiber, die Bayerische Landesbank und die Landesbank Baden-Württemberg, bekannt. 
Für den Standort spreche die gute Anbindung an den internationalen Flughafen New Delhis; außerdem sind 
in der Hauptstadt alle wichtigen Kontakte zu Behörden, Ministerien und Verbänden gegeben, die für den 
Mittelständler beim Markteinstieg in Indien notwendig sind. Die Einrichtung knüpft konzeptionell an die 
bestehenden German Centres an und wird neben Büro- und Konferenzräumen auch Dienstleistungen zur 
Verfügung stellen, die mittelständische Unternehmen beim Auf- und Ausbau ihrer Geschäfte in Indien un-
terstützen sollen. Das German Centre Netzwerk besteht derzeit aus sechs Einrichtungen in Yokohama, Sin-
gapur, Jakarta, Mexiko-Stadt, Shanghai und Beijing. 
 

Kontakt: 
Landesbank Baden-Württemberg 
Vera Brielich 
Tel.: 0711 12779183 
Fax: 0711 12743544 
e-mail: vera.brielich@LBBW.de 
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Sonderwirtschaftszonen in Indien: Ehrgeizige Infrastrukturprojekte sollen Gebiete um Bombay er-
schließen  

Der Subkontinent will wachsen - und zwar schnell. Dabei sollen spezielle Zonen mit traumhaften Bedingun-
gen für Investoren helfen. Die lokale Bevölkerung und die Umwelt haben dabei das Nachsehen. Das Han-
dels- und Finanzzentrum Bombay an der Westküste Indiens ist von sumpfigem und brachliegendem Land 
umgeben. Hier soll in wenigen Jahren die modernste Metropole des Landes entstehen. Das größte Infra-
strukturprojekt des Subkontinents werde nicht nur den Standort Dubai in den Schatten stellen, sondern 
auch Singapur und Shanghai, glaubt Mukesh Ambani, einer der reichsten Unternehmer des Landes (Reliance 
Industries) und Initiator der New Mumbay Special Economic Zone.  
 

Seine Vision ist eine Skyline hochmoderner Wolkenkratzer zum Arbeiten und Wohnen, aufgelockert durch 
Freizeitanlagen, Einkaufszentren und einen Golfplatz. Die mehr als 1 Mio. Bewohner der Zone werden schät-
zungsweise 1.000 Megawatt Strom und 300 Mio. Liter Wasser täglich verbrauchen. Und wer einen Ausflug 
in das alte Bombay unternehmen möchte, kann dies über eine zwanzig Kilometer lange, sechsspurige Auto-
bahnbrücke über das Meer tun. Auch der neue Flug- und der Seehafen befinden sich in der Nähe.  
 

Kontakt: 
Netzwerk internationale Technologiekooperation  
Tel.: 030 481633 
Fax: 030 48163401 
e-mail: gsb@aif.de 
 
*** 
 

Indonesien 

Verträge mit indonesischen Handelsvertretern kosten Zeit  

Lieferanten nach Indonesien sind im Regelfall auf einen Handelsvertreter angewiesen. Die Erfahrungsmel-
dungen ausländischer Unternehmen sind dabei vielfältig. Sie reichen von Selbstläufer-Beschreibungen bis 
hin zu Katastrophen-E-Mails an die Zentrale. Oftmals können die landestypischen infrastrukturellen und 
bürokratischen Störfaktoren aus dem Ausland nicht richtig beurteilt werden. Trotz angekündigter Liberalisie-
rungsroute des Handelsministeriums wurden die Registrierungsformalitäten für Handelsvertreter verschärft. 
 

Die neuen Regelungen müssen internationale Anbieter jetzt in Kauf nehmen. Sie ergeben sich aus dem kürz-
lich erlassenen Decree 11/2006 des Department of Trade. Dieses ergänzt die Bestimmungen über die Regist-
rierungspflicht von Handelsvertreter- und Vertragshändlerverträgen, die in den Decrees 295/1982 sowie 
428/1987 des Department of Industry geregelt sind. Ins Gewicht fällt bei den Neuerungen insbesondere die 
Regelung, dass für sämtliche Vertretungsvereinbarungen die gleichen bürokratischen Hürden aufgestellt 
werden, wie dies bei Exklusivvertretungen der Fall ist. 
 

Vollständiger Artikel ist im SOROTAN Vol. XVI/2/2007 nachlesbar.  
 

Kontakt: 
Deutsch-Indonesische Industrie- und Handelskammer EKONID 
Barliana Amin 
Tel.: 0062 21 3154685 
Fax: 0062 21 3155276 
e-mail: barliana@ekonid.or.id 
 
*** 
 

mailto:barliana@ekonid.or.id
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Mexiko 

Mexiko investiert in die Infrastruktur 

Mexikos Präsident Felipe Calderón kündigte am 18.07.2007 ein ambitioniertes Infrastrukturprogramm für 
den Zeitraum 2007 - 2012 an. Demnach fließen in der genannten Periode 2,5 Bill. mex$ (rund 168 Mrd. €; 1 
mex$ = 0,07 €) in den Ausbau und in die Modernisierung von Autobahnen, Schienennetzen, Hochsee- und 
Flughäfen sowie in die Erdöl-, Energie-, Telekommunikations- und Wasserwirtschaft. Erste Ausschreibungen 
werden derzeit vorbereitet.  
 

Pro Jahr gibt die mexikanische Bundesregierung bis 2012 damit 420 Mrd. mex$ für Infrastrukturmaßnah-
men aus. Voraussetzung sei aber, so Calderón, dass die derzeit vorgelegte Steuerreform unverändert den 
Kongress passiert. Nur dann sei genügend Geld im Haushalt, um alle geplanten Vorhaben auch realisieren zu 
können. 
 

Den Löwenanteil am Gesamtpaket machen notwendige Ausbauvorhaben zur Förderung und Verarbeitung 
von Kohlenwasserstoffen aus. Die Gesamtkosten werden hierfür auf 1,2 Bill. mex$ veranschlagt. Dem Inves-
titionsvolumen nach folgt die Elektrizitätswirtschaft mit Projekten im Volumen von 380 Mrd. mex$. Die 
vorgesehenen 100 Straßenbauvorhaben absorbieren wiederum 287 Mrd. mex$. Für den Ausbau und die 
Modernisierung von Flughäfen werden 59 Mrd. mex$ bereitgestellt. 
 

Fernziel ist, auf diese Weise die Wachstumsvoraussetzungen zu schaffen, damit sich Mexiko 2040 zusam-
men mit den USA, der VR China, Indien und Brasilien unter den fünf größten Volkswirtschaften der Welt 
befindet. Für deutsche Technologielieferanten, aber auch für die deutsche Bauwirtschaft ergeben sich aus 
dem mexikanischen Regierungsprogramm erstklassige Geschäftschancen.  
 

Für den Fall eines Scheiterns der Steuerreform ist ein abgespecktes Paket im Volumen von 1,6 Bill. mex$ 
geschnürt worden.  
 

An der mexikanischen Börse hat das Nationale Infrastrukturprogramm derweil die Kurse von Bauunterneh-
men, u.a. von IDEAL, das sich im Besitz des reichsten Mannes der Welt, Carlos Slim, befindet, in die Höhe 
schießen lassen. Auch der weltweit drittgrößte Zementhersteller CEMEX konnte Kurskorrekturen nach oben 
verbuchen. Deutsche Bauunternehmen sind in Mexiko bislang weder an der Börse notiert noch auf den 
Märkten für Tief- und Hochbau aktiv. 
Quelle: bfai-online-news, 15.08.2007 
 

Mexikos Wasserwirtschaft schreibt aus 

Mexiko muss zur Sanierung der Wasserwirtschaft große Summen investieren. Bei relevanten Technologiegü-
tern besteht eine hohe Abhängigkeit von ausländischen Lieferungen. So werden die Einfuhren 2007 voraus-
sichtlich um 4% wachsen und knapp 3 Mrd. US$ betragen; die Produktion vor Ort legt um 3% auf knapp 1,2 
Mrd. US$ zu. Abzüglich der angenommenen Exporte von 0,7 Mrd. US$ ergäbe sich ein Marktvolumen von 
ca. 3,5 Mrd. US$. 
 

In Mexikos Wasserwirtschaft finden deutsche Technologieanbieter ein weites Betätigungsfeld. Gleichzeitig 
gilt es jedoch, gegenüber der internationalen Konkurrenz an Boden aufzuholen. In der Einfuhrstatistik für 
Wassertechnik (Pumpen, Ventile, Filter, Wasseruhren, Hydranten, Technologien zur chemischen, biologischen 
und mechanischen Wasserreinigung etc.) teilen sich die USA (Importanteil 2006: 64,5%), Frankreich (10%), 
Großbritannien (9%), Japan (6%) und Kanada (6%) die vorderen fünf Plätze. Insgesamt hat Mexiko 2006 
Wassertechnik für 2,9 Mrd. US$ (2005: 2,7 Mrd. US$) importiert. 
 

Vor Ort hergestellt werden Aktivschlamm- und Tropffilter-Technologien, Anlagen zur erweiterten Lüftung, 
Getriebe, Kugellager, Wasserfilter, Rohre, Zentrifugen zum Filtern und Reinigen von Wasser, Pumpen, Kon-
trollvorrichtungen sowie Instrumente zum Messen des Wasserdrucks und der Fließgeschwindigkeit. 
 

Nach Angaben der Nationalen Wasserkommission Conagua wird bis zu 80% der Nachfrage nach Wasser-
technik durch die staatliche Verwaltung auf ihren drei Ebenen Bund, Länder und Kommunen generiert. Die 
restlichen 20% entfallen auf die Industrie und den Dienstleistungssektor bzw. den Tourismus. 
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Informationen zu öffentlichen Ausschreibungen sind im Amtsblatt "Diario Oficial" oder auf der amtlichen 
Internetseite http://compranet.gob.mx nachlesbar. Ankündigungen von öffentlichen Ausschreibungen stellt 
ebenfalls die Bundesagentur für Außenwirtschaft auf ihrer Internetseite (www.bfai.de) bereit. Darüber hin-
aus kann Auskünfte zur Wasserwirtschaft das Mexikobüro der Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit 
(GTZ, www.gtz.de/de/weltweit/lateinamerika-karibik/638.htm) erteilen. GTZ und CIM sind in Wasserbehörden 
und im Umweltministerium mit Beratern vertreten. Zu den Schwerpunkten der GTZ gehören in Mexiko u.a. 
ein integriertes Wassereinzugsgebiet sowie ein nachhaltiges Ressourcenmanagement. 
 

Um an öffentlichen und privaten Ausschreibungen erfolgreich teilnehmen zu können, macht sich für deut-
sche Firmen der Unterhalt einer eigenen Niederlassung vor Ort erforderlich bzw. eine enge Kooperation mit 
einer mexikanischen Ingenieur- oder Wasserbaufirma. Allein der enge Zeitrahmen ab Veröffentlichung der 
Ausschreibung bis zum Annahmeschluss für Angebote sowie die Notwendigkeit, entsprechend des ange-
kündigten Vorhabens eine angepasste Lösung auszuarbeiten, macht dies unabdingbar. 
 

Potentielle Abnehmer setzen insbesondere auf einen weit gestreckten After-Sales-Service. Dies schließt die 
Ausbildung oder auch das Anlernen von Fachpersonal und die Behebung von Störfällen innerhalb von 48 
Stunden ein, inklusive eine zeitnahe Lieferung von Ersatzteilen. In Mexiko sind zwei Grundnormen in Abwas-
serprojekten einzuhalten, aus denen sich weitere technische Normen und Standards ergeben. Dabei handelt 
es sich um die NOM-001-SEMANART-1996 (limitiert die Ableitung von Industrieabwässern in Oberflächen-
gewässer) sowie um die NOM-002-SEMANART-1996 (limitiert die Ableitung von Industrieabwässer in die 
Kanalisation). 
 

Weitere Internetadressen: 
• Bundesministerium für Umweltschutz und Natürliche Ressourcen: www.semarnat.gob.mx
• Nationale Wasserkommission: www.cna.gob.mx
• Nationales Umweltinstitut: www.ine.gob.mx
• Generalstaatsanwalt für Umweltschutz: www.profepa.gob.mx
• Mexikanisches Institut für Umweltschutz: www.imta.mx
• Verband für Umwelttechnik (Conieco): www.conieco.com.mx
Quelle: bfai-online-news, 15.08.2007 
 
*** 
 

Mosambik 

Neues Arbeitsgesetz tritt am 30.10.2007 in Kraft  

Die mosambikanische Regierung hat Anfang August eine Kampagne gestartet, durch die das Inkrafttreten 
des neuen Arbeitsgesetzes zum 30.10.2007 bekannt gemacht werden soll. Wie die Arbeitsministerin Helena 
Taipo bei der Auftaktveranstaltung in der Hauptstadt Maputo mitteilte, sollen sich sowohl Arbeitgeber und 
Beschäftigte auf eine Reihe von Veränderungen einstellen können. Insbesondere gibt es neue Regelungen 
zum Kündigungsschutz, zu Vertragsstrafen und der Gewährung von Arbeitslosengeld. In den Wochen bis 
zum 30.10.2007 sollen auch in den einzelnen Provinzen Mosambiks besondere Informationsveranstaltungen 
für die Öffentlichkeit stattfinden. Hinweis: Das neue Arbeitsgesetzbuch kann als kostenlose E-Mail-Version 
beim Mozlegal Labor Law Department, Maputo, Mocambique (adrian.frey@mozlegal.com) angefordert wer-
den, die den Text sowohl in Portugiesisch als auch in Englisch in Zusammenarbeit mit dem Center for Labor 
Arbitration (CAL) anbietet.  
Quelle: bfai-Rechtsnews, 9/2007 
 
*** 
 

http://www.conieco.com.mx/
http://www.imta.mx/
http://www.profepa.gob.mx/
http://www.ine.gob.mx/
http://www.cna.gob.mx/
http://www.semarnat.gob.mx/
http://www.gtz.de/de/weltweit/lateinamerika-karibik/638.htm
http://www.bfai.de/
http://compranet.gob.mx/
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Peru 

Initiative der deutschen Wirtschaft zur Hilfe der Erdbebenopfer 

Am 15.08.2007 ereignete sich in Peru eine große Tragödie. Ein Erdbeben der Stärke 7,9 auf der Richter Skala 
verwüstete Städte und Dörfer im Süden Perus. Die am schwersten betroffenen Städte Pisco, Chincha und 
Ica, die sich südlich von Lima befinden, sind bis zu 70% zerstört, was zur Folge hat, dass die gesamte Infra-
struktur (Straßen, Häuser, Wasser- und Stromleitungen) wieder aufgebaut werden muss.  
 

Bis zum jetzigen Kenntnisstand sind in dieser Region mehr als 500 Menschen ums Leben gekommen und 
mehr als 1.500 sind schwer verletzt. Hinzu kommen tausende von Familien, die jegliches Hab und Gut verlo-
ren haben.  
 

Die AHK Peru beteiligt sich aktiv am Wiederaufbau der Region und bittet die gesamte deutsche Wirtschaft, 
sich mit einer Spende der Initiative anzuschließen. Richten Sie bitte Ihre Spenden auf folgendes Konto der 
AHK Peru in Deutschland: Aktion „Erdbebenhilfe Peru“, Kontonummer: 6051700, Bankleitzahl: 500 400 00, 
Commerzbank Frankfurt. Auf Wunsch wird Ihnen eine Spendenbescheinigung ausgestellt. 
 

Quelle: AHK Peru, 22.08.2007 
 
*** 
 

Polen 

Kontakt-Plattform 

Mitgliedsfirmen der Deutsch-Polnischen Industrie- und Handelskammer (DPIHK) können auf der Plattform 
M@rktplatz unter www.marktplatz.pl kostenlose Kauf- und Verkaufsangebote veröffentlichen. Dieser Servi-
ce ist aber für alle Internetnutzer sichtbar. Sie können sich bereits platzierte Angebote ansehen und die Bie-
ter durch Verschickung von Nachrichten an deren individuellen Mailboxen auf der M@rktplatz-Plattform 
kontaktieren. Dabei bleiben die Daten der Bieter geschützt und für die unberechtigten Netz-User unsichtbar. 
Quelle: DPIHK, 14.08.2007 
 

Polen ist Europas beste Investitionsadresse 

Polen ist im Europa-Vergleich das beste Land für Investitionen. Das besagt eine Erhebung vom Verband Eu-
ropäischer Arbeitgeber. Nach Polen folgen Dänemark, Slowenien, die Schweiz und Großbritannien. Im 
Standort-Ranking werden 15 Faktoren berücksichtigt, die unternehmerische Tätigkeiten bestimmen.  
 

Polens Trümpfe sind gut qualifizierte Arbeitskräfte, die Beziehungen auf dem Arbeitsmarkt und seine Elasti-
zität. Im Jahr 2006 wurden 11,5 Mrd. € in Polen direkt investiert. 2007 wird bei den direkten ausländischen 
Investitionen ein neuer Rekord erwartet. Allein von Januar bis Mai 2007 sind 5 Mrd. € in Polen investiert 
worden. 
 

Das lässt für das Gesamtjahr einen Betrag von 12 Mrd. € erwarten. Um die Gewinnung weiterer Investoren 
bemüht sich die Polnische Agentur für Information und Auslandsinvestitionen PAIiIZ. Laut Meinungsfor-
scher IBnGR sind von 35 von der PAIiIZ bedienten Gesellschaften bis auf eine Ausnahme alle mit dem Servi-
ce der Agentur zufrieden gewesen. Für die Investitionsentscheidung spielte aber weniger die kompetente 
und freundliche Bedienung durch die PAIiIZ die Hauptrolle, sondern der leichte Zugang zu gut qualifizierten, 
günstigen Arbeitskräften. 
Quelle: Newsletter AHK Polen, 31.08.2007 
 

Logistikzentren und Lager entwickeln sich dynamisch 

In den drei Jahren seit Polens EU-Beitritt im Mai 2004 wurden 1,7 Mio. qm Lager gebaut. Ihre Gesamtfläche 
ist damit auf 2,9 Mio. qm gestiegen. In der gleichen Zeit wurden 1,9 Mio. qm Lagerfläche vermietet. Am 

http://www.marktplatz.pl/


Außenwirtschaftsnachrichten / IHK Halle-Dessau, Geschäftsfeld International / September 2007 
Seite 19 

teuersten sind sie in Warschau, wo man pro qm 5,50 € im Monat zahlt. Deshalb liegen 47% der Lager weiter 
als 100 km von Warschau entfernt bzw. in anderen Städten. 40% der Mieter sind Logistikunternehmen. We-
gen der großen Nachfrage werden die Lager gut ausgenutzt. Der Lehrstand ist auf 6,36% gesunken. In Kat-
towitz stehen nur 0,36% der Lager leer. 
Quelle: Newsletter AHK Polen, 31.08.2007 
 

Sieben Gesetze über die Wirtschaft 

Im zweiten Quartal hat das Parlament 7 Gesetze zum Thema Wirtschaft verabschiedet. Als positiv werden 
die Senkung der Beiträge zur Berufsunfähigkeitsrente sowie das Gesetz über Gerichtsvollzieher betrachtet. 
Letzteres beschleunigt die Eintreibung und senkt ihre Gebühren. Erfreulich ist auch das Gesetz über öffentli-
che Ausschreibungen, weil die Kostengrenze, ab der Ausschreibungen vorgeschrieben sind, angehoben wur-
de. Der Gesetzgeber hat außerdem die Kompetenzen für Kontrollen der Staatlichen Arbeitsinspektion PIP 
erweitert. Sie kontrolliert u.a. die Sicherheit am Arbeitsplatz sowie die Einhaltung der Arbeitszeitregelungen. 
Kritisch betrachten viele Unternehmer das Gesetz über die Genehmigung großflächiger Verkaufsobjekte, 
welches die Eröffnung von Märkten ab 400 qm erschweren kann. Hier wird zurzeit geprüft, ob es gegen die 
unternehmerische Freiheit verstößt. 
Quelle: Newsletter AHK Polen, 31.08.2007 
 

Den Polen geht es besser, den Firmen fehlen aber Arbeiternehmer 

Die meisten Polen sind für eine Öffnung des Arbeitmarktes für Ausländer. Vor allem kleine Firmen spüren 
den Mangel an Arbeitskräften immer mehr. Die Haushalte sind in guter finanzieller Verfassung, wie das In-
stitut für Wirtschaftsentwicklung der Handelshochschule Warschau in einer Untersuchung veröffentlicht. 
Vor allem Kleinunternehmer befürworten eine Öffnung, während Kleinhändler aus Kleinstädten oder Dör-
fern Gegner einer solchen Entwicklung sind. Am meisten beklagen Baufirmen den Mangel an gut ausgebil-
deten Arbeitnehmern. Hinzu kommen große Steuererschwernisse, die einer soliden Firmenentwicklung ent-
gegenstehen. 
Quelle: Newsletter Kammerunion Elbe/Oder Nr. 9, 31.08.2007 
 

Wojewodschaft Niederschlesien erhält 1,2 Mrd. €  

Die Wojewodschaft Niederschlesien erhält für die EU-Förderperiode 1,213 Mrd. € im Rahmen des regionalen 
Entwicklungsprogramms. Niederschlesien hat als erste polnische Wojewodschaft die Verhandlungen mit der 
EU abgeschlossen. 300 Mio. € sind zur Unterstützung für Unternehmen und die so genannte proinnovative 
Infrastruktur bestimmt, wie z.B. Industrie- und Technologieparks. Danach sind Gelder für die Modernisie-
rung und den Ausbau der Infrastruktur und Verkehrswege eingeplant, etwa 228 Mio. €. Sollte die EU dieses 
Programm bestätigen, so können schon in diesem Jahr die ersten Gelder ausgegeben werden. Die ersten 
Investitionsgelder sollen aber in die Hochschulen fließen. Außer den genannten Prioritätsbereichen werden 
gefördert: Entwicklung einer Informationsgesellschaft, Natur und Umwelt, Energie, Tourismus und Kultur, 
Bildung und Gesundheit. Ziel ist es den Lebensstandard und die Konkurrenzfähigkeit in Niederschlesien an-
zuheben. 
Quelle: Newsletter Kammerunion Elbe/Oder Nr. 9, 31.08.2007 
 
*** 
 

Portugal 

Deutsch-Portugiesische IHK organisiert erstmalig einen Weihnachtsmarkt nach deutschem Vorbild 

In Portugal gehören solche Weihnachtsmärkte unter freiem Himmel nicht zur Vorweihnachtstradition. Ge-
rade aus diesem Grund erwartet die AHK besonderes Publikumsinteresse an einer Veranstaltung, die sich 
vom Kaufhaus- und Shoppingcenterkommerz abhebt. Die Deutsch-Portugiesische AHK rechnet mit der be-
sonderen Unterstützung der Stadt Lissabon und plant eine umfangreiche Medienarbeit.  
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Wie in Deutschland soll der Weihnachtsmarkt während der Adventszeit auf einem zentralen und stim-
mungsvollen Platz stattfinden. Das Warenangebot soll bewusst traditionell und weihnachtlich gehalten 
werden, der Markt gleichzeitig Anbietern aus Deutschland und Portugal mit den jeweils typischen Produkten 
offen stehen.  
 

Angebotsbereiche:  
• Weihnachtsschmuck, Baumbehang, Kerzen  
• Krippen, Krippenfiguren  
• Kunsthandwerk, Töpferei, Schnitzereien, Glasbläserei  
• Spielwaren, Marionetten, Nussknacker, Spieluhren  
• Lebkuchen, Gebäck, Honig, Süßwaren  
• Bratwürste, Bretzeln, Kartoffelpuffer, Gewürze  
• Glühwein, Bier, Spirituosen  
 

Interessenten können sich möglichst bis zum 30.11.2007 unter folgendem Kontakt melden (mit Firmenan-
gaben, Adresse und Produktangebot). 
 

Kontakt: 
Deutsch-Portugiesische Industrie- und Handelskammer 
Irene Johna D' Águiar 
Tel.: 00351 21 3211219 
Fax: 00351 21 3211239 
e-mail: irene-johna@ccila-portugal.com 
 
*** 
 

Rumänien 

Sozialversicherungsbeiträge nach Weltbankstudie zu hoch 

Nach einer im Juni dieses Jahres veröffentlichten Studie der Weltbank (ECSHD) sind die in Rumänien zu 
bezahlenden Sozialversicherungsbeiträge im europäischen Vergleich als sehr hoch zu betrachten. Die so 
genannte „payroll tax“ beläuft sich in Rumänien der Studie zufolge auf insgesamt 46,25% des Bruttoge-
halts, was im Vergleich zu 26 betrachteten zentral- und osteuropäischen Staaten die sechsthöchste Belas-
tung ergibt. Hierzu ist sogar noch ein geringer Prozentsatz hinzuzufügen, da die ECSHD die Arbeitgeberbei-
träge zu Behindertenfonds sowie für Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten nicht in die Berechnung einbe-
zogen hat. 
Quelle: Rechts-Information Rumänien, Juli 2007 
 

Gute Geschäftslage für die internationalen Unternehmen in Rumänien 

Die meisten Vertreter der internationalen Unternehmen in Rumänien schätzen eine Verbesserung der Lage 
ihrer Unternehmen im dritten Quartal 2007, laut einer Umfrage von KPMG. Etwa 58% der Unternehmen 
haben erklärt, dass die Gewinne der internationalen Unternehmen in Rumänien im zweiten Quartal gestie-
gen sind. Beinahe 60% sind der Meinung, dass sich die Lage im dritten Quartal verbessern wird. Mehr als die 
Hälfte (55%) haben erklärt, dass sie ihre Tätigkeit in nächster Zukunft erweitern werden. Ebenfalls wird die 
Anzahl der Angestellten in diesen Unternehmen zunehmen. Befragt wurden 100 internationale Unterneh-
men in Rumänien.  
Quelle: Rumänien-Wirtschaftsnachrichten, August 2007 
 

Der durchschnittliche Nettolohn auf 317 € gestiegen 

Im Juni 2007 ist der durchschnittliche Nettolohn in Rumänien um knapp 40% gestiegen gegenüber Juni 
2006. Im Juni 2007 lag der Nettolohn bei 317 €, 1,1% höher als im Mai. Bedeutende Lohnerhöhungen gab 
es in der Industrie für Radio, TV und Kommunikationsausstattungen (8,5%), über 10% im Bereich Post und 

mailto:irene-johna@ccila-portugal.com
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Telekommunikationen, Forstwirtschaft, zwischen 6% und 8% in der öffentlichen Verwaltung und bei den 
Versicherungsgesellschaften. Weniger verdient haben die Angestellten in der metallurgischen Industrie, im 
Bankensektor und in der Erdölindustrie.  
Quelle: Rumänien-Wirtschaftsnachrichten, August 2007 
 

Erste Biodiesel-Anlage in Rumänien eröffnet 

Der kalifornische Anlagenhersteller für Biodiesel Greenline Industries und ULEROM, eine der größten Agrar-
industriegesellschaften Rumäniens, haben die erste Biodiesel-Anlage in Rumänien offiziell eröffnet. Die 7-
Mio.-GPY-Anlage (GPY = gallons per year; 1 Gallone = 3,78 l) in Vaslui (östlicher Teil Rumäniens) ist die 
erste Biodiesel-Produktionsanlage, die in Osteuropa betrieben wird.  
 

"Diese Biodiesel-Anlage ist ein Beispiel von internationaler Zusammenarbeit. Die Anlage wurde in den USA 
entworfen, in Deutschland und Rumänien gebaut, und von einem amerikanisch-rumänischen Team errich-
tet", erklärte Adrian Porumboiu, Eigentümer der Racova Group, zu der ULEROM gehört. Die Anlage wurde 
auf Paletten geliefert und in normalgroßen LKW-Anhängern von der Greenline-Produktionseinrichtung in 
Deutschland nach Vaslui transportiert.  
 

Greenline Industries entwickelt, produziert und liefert neue Biodiesel-Technologie. Das Unternehmen nutzt 
dabei von der amerikanischen Umweltschutzbehörde EPA ausgezeichnete wasserlose Ionenaustauscherharz-
Verarbeitungssysteme. Mit mehr als 30 Anlagen unter Vertrag wird diese Technologie von immer mehr be-
deutenden Biodiesel-Herstellern im In- und Ausland anerkannt. 
Quelle: Rumänien-Wirtschaftsnachrichten, August 2007 
 
*** 
 

Schweden 

Schweden öffnet sich für PPP-Modelle im Bausektor 

Die Hochkonjunktur für Schwedens Bauindustrie setzt sich fort. Baufirmen, Planer und Bauzulieferer ver-
zeichnen nach wie vor hohe Auftragseingänge und blicken sehr zuversichtlich auf die künftige Entwicklung. 
Neben dem Gebäudebau werden immense Mittel für die Verbesserung der Infrastruktur aufgewendet - 
künftig auch verstärkt über PPP-Modelle. Deutsche Baufachorganisationen veranstalten im Herbst zusam-
men mit dem BMWi eine Informationsreise nach Schweden. 
 

Weitere Informationen: www.ixpos.de/Content/de/01__Aktuelles/News/2007/III/bfai__070731.html
Quelle: bfai, 30.07.2007 
 
*** 
 

Serbien 

Markt für Gebrauchtmaschinen 

In Serbien besteht weiterhin ein großer Bedarf an Maschinen in allen Industriesektoren. Die Gesundung der 
Wirtschaft und vor allem des Sektors der kleinen und mittleren Industriebetriebe hat den Absatz von Ge-
brauchtmaschinen in den letzten Jahren vorangetrieben. Zur besseren Mittelausstattung der Unternehmen 
sind durch die Restrukturierung des Bankensektors günstigere Finanzierungsmöglichkeiten hinzugekommen. 
So hat sich das Geschäft von Cash auf die Hand hin zu Kredit- und Leasingfinanzierungen verlagert. 
 

Der serbische Markt für Gebrauchtmaschinen lässt sich anhand einer einfachen Faustregel grob unterteilen. 
Für die meisten Sektoren gilt: Der Privatsektor in Serbien, der im Vergleich zu Deutschland sehr klein struk-
turiert ist, kauft vorzugsweise Gebrauchtmaschinen. Die staatlichen Unternehmen, darunter die Versor-
gungsmonopole aber auch die noch nicht privatisierten Unternehmen, greifen eher auf Neuware zurück. 
Dies geschieht nicht nur, weil diese Betriebe in der Regel weniger sparsam wirtschaften als Privatunterneh-

http://www.ixpos.de/Content/de/01__Aktuelles/News/2007/III/bfai__070731.html
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men. Vielfach zwingen die Ausschreibungsregeln des öffentlichen Beschaffungswesens die Unternehmen 
zum Erwerb neuer Maschinen. 
 

Die Hauptkäuferschicht für Gebrauchtmaschinen - der private KMU-Sektor - wächst in vielen Branchen in 
Serbien sehr dynamisch und investiert fleißig. In den 90er Jahren hat die Großindustrie des alten Jugosla-
wiens in Serbien einen starken Niedergang erlitten. Die Zulieferbeziehungen mit Betrieben in anderen ehe-
mals jugoslawischen Republiken sind durch die Konflikte vielfach zum Erliegen gekommen. Gleichzeitig bra-
chen durch die Wirtschaftssanktionen gegen Serbien auch die Auslandsmärkte zunehmend weg. Während 
es der Großindustrie immer schlechter ging, entstand ein Sektor von Kleinbetrieben, die den unbeweglichen 
großen Firmen auch den geschrumpften Inlandsmarkt zunehmend streitig machten. 
 

Die Gründer der neuen Betriebe kamen oftmals aus den Großunternehmen und begannen die Produktion 
auf der Basis von alten eingeführten Gebrauchtmaschinen. Aus der Vielzahl der Neugründungen haben es in 
der Folgezeit einige Unternehmen geschafft, sich erfolgreich in ihrem Sektor zu etablieren. 
Quelle: bfai, 22.08.2007 
 
*** 
 

Slowenien 

Mehr Firmengründungen 

Im Jahr 2006 wurden in Slowenien in den Sektionen C bis K (NACE) 98.440 Unternehmen registriert, somit 
3,2% mehr als im vorigen Jahr. Die auffälligste Wachstumssteigerung konnte bei den Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung (4,6%) und bei der Einzelunternehmerschaft (3%) verzeichnet werden. 
 

Von Jahr zu Jahr gibt es mehr Unternehmen in den Bereichen Bau, Finanzintermediation (Finanzvermitt-
lung), Immobilien, Vermietung und im Dienstleistungsbereich. Im Jahr 2006 wurden ca. 10% mehr Unter-
nehmen im Bereich Bau- und Finanzintermediation registriert als im Jahr davor. Ansonsten überwiegen 
immer noch der Einzel- und Großhandel, Reparaturbetriebe und Unternehmen im Bereich Immobilien, Ver-
mietung und im Dienstleistungsbereich (ca. 23%). 
Quelle: Informationen der AHK Slowenien, August 2007 
 
*** 
 

Thailand 

Wachsende Nachfrage nach Transport- und Lagerdiensten 

In Thailand ist 2007 - ungeachtet des abgeschwächten Wirtschaftswachstums - weiterhin eine sehr rege 
Nachfrage nach verschiedenen Logistikdiensten zu beobachten. Insbesondere die kräftig expandierende Ex-
portwirtschaft, die eine reibungslose Logistik benötigt, veranlasst die Branche zu neuen Investitionen. Die 
oberste Investitionsbehörde, das Board of Investment (BOI), fördert derartige Vorhaben durch die Gewäh-
rung von Steuerprivilegien und die Gestattung von zollfreien Einfuhren der benötigten Maschinen und Aus-
rüstungen. 

Fachleute räumen der thailändischen Logistikbranche gute Entwicklungsmöglichkeiten ein, da immer mehr 
Produktionsbetriebe, die in der Vergangenheit eigene Logistik- und Lagerhaltungsdienste aufbauten, mitt-
lerweile diese wieder outsourcen, weil sie sich als zu teuer und uneffizient erwiesen. Eine der führenden 
ausländischen Logistikfirmen, die seit über vier Jahren in Thailand tätig ist, die Karry Logistics Thailand Co. 
aus Hongkong, rechnet 2007 mit einer Umsatzsteigerung von 30% und beabsichtigt, hier ihr Logistik-
Service-Center für ganz Südostasien auszubauen. Das Unternehmen unterhält bereits Logistik- und Lager-
kapazitäten im Hafen Laem Chabang und in Siracha sowie Verteilungszentren in Chiang Mai, Phitsanulok, 
Nakhon Ratchasima, Ubon Ratchatani, Udon Thani, Hat Yai und Surat Thani. 
Quelle: bfai, 13.08.2007 
 
*** 
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Tschechische Republik 

Tschechien als Dienstleistungsstandort attraktiv 

Tschechien ist ein Hoffnungsträger für diejenigen, die in Dienstleistungen investieren wollen. In einer Rang-
liste, die von Pricewaterhouse Coopers erstellt wurde, belegt das Land unter den 20 sich am dynamischsten 
entwickelnden Märkten den 4. Platz nach den VAE, Saudi-Arabien und Südkorea. Im produzierenden Gewer-
be und Industrie belegt es aber nur den 64. Platz, weit abgeschlagen nach Polen und Ungarn auf Platz 17. 
Roman Cermák, Chef von CzechInvest, kommentiert, dass immer mehr Investoren Kundencenter, Entwick-
lungszentren und ähnliches aufbauen. Um mit dieser Entwicklung mitzuhalten, ist es wichtig, dass Tsche-
chien die Rahmenbedingungen für diese Branche weiterhin günstig ausgestaltet.  
Quelle: Newsletter Kammerunion Elbe/Oder Nr. 9, 31.08.2007 
 

Neues Insolvenzgesetz in Kraft getreten  

Am 01.07.2007 ist in Tschechien ein neues Insolvenzgesetz (Gesetz Nr. 182/2006 Sb.) in Kraft getreten. Es 
handelt sich um eine umfassende Neukodifizierung des gesamten tschechischen Insolvenzrechts, die sich 
ganz wesentlich vom Vorgängergesetz (Gesetz Nr. 328/1991 Sb.) unterscheidet. Die Intention des Gesetzge-
bers bestand darin, das Insolvenzverfahren zu verkürzen, transparenter und effizienter zu gestalten sowie 
die Position und den Einfluss der Gläubiger zu stärken.  
 

Als eine wichtige Neuerung des neuen Gesetzes ist zu nennen, dass künftig für die Liquidation und die Sa-
nierung eines Unternehmens ein einheitliches Insolvenzverfahren vorgesehen ist, in dessen Rahmen die 
materielle Insolvenz festgestellt und bereinigt werden soll. Dieses einheitliche Insolvenzverfahren kann dabei 
in Form von drei unterschiedlichen Verfahrensarten durchgeführt werden: Konkurs, Reorganisation und 
Entschuldung. Im Verlaufe des Insolvenzverfahrens kann die Verfahrensart gewechselt werden.  
 

Die vom neuen Gesetz in seinem dritten Teil vorgesehene Einführung eines öffentlichen elektronischen In-
solvenzregisters, welches Angaben zu Insolvenzverwaltern, Schuldnern sowie laufenden Insolvenzverfahren 
enthalten soll, ist auf den 01.01.2008 verschoben worden. Dies soll tschechischen Richtern und Justizange-
stellten zusätzliche Zeit zur Implementierung des neuen elektronischen Insolvenzregisters gewähren.  
 

Die deutsche Übersetzung des neuen tschechischen Insolvenzgesetzes mit einer Einführung zu einzelnen 
Kapiteln von Sedláckova/Keller findet sich in der Zeitschrift WiRO (Wirtschaft und Recht in Osteuropa, Hefte 
11 und 12/2006 sowie Hefte 1-4/2007). 
Quelle: bfai-Rechtsnews, 9/2007 
 
*** 
 

Ungarn 

Gedämpfte Konjunktur in Ungarns Gewerbebau 

Die Anzahl der Baugenehmigungen für Wirtschaftsbauten ging in Ungarn 2006 im Vergleich zum Vorjahr 
deutlich zurück; 2007 dürfte die Bautätigkeit insgesamt wieder um real 3% zulegen. Das Land hat die größ-
te Dichte an Industrie- und Businessparks in Mittelosteuropa. Landesweit gibt es 200 davon. Dazu kommt 
ein Dutzend Logistikzentren, die sich einem immer stärkeren regionalen Wettbewerb stellen müssen und 
erst zur Hälfte ausgebaut sind. Neuer Bedarf an Lagerhallen geht u.a. von Discount-Ketten aus, die im Ein-
zelhandel auf den Markt drängen. Mehrere ausländische Reifenhersteller investieren in Ungarn in Großpro-
jekte und brauchen Industriehallen. Zudem nehmen die Pkw-Hersteller und die Kfz-Teile-Lieferanten um-
fangreiche Erweiterungsinvestitionen vor. 
Quelle: bfai, 14.08.2007 
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Ungarn investiert in die Infrastruktur 

Für Projekte in den Bereichen Umweltschutz und erneuerbare Energien will Ungarn im EU-Haushaltszeit-
raum 2007 - 2013 in Brüssel Fördermittel von mindestens 3,9 Mrd. € beantragen. Rund 700 Mio. € sollen an 
öffentlichen Mitteln dazu kommen. Über 70% der Ausgaben sind für Projekte im Bereich der Abfall- und 
Abwasserentsorgung sowie Rekultivierungsvorhaben vorgesehen. Auch die Privatwirtschaft investiert in 
Umweltschutzmaßnahmen. Ebenfalls mit EU-Hilfe soll die Sanierung von Straßen und Brücken vorangetrie-
ben werden. 
 

Im Bereich der Abwasserentsorgung stehen in Ungarn in den kommenden Jahren umfangreiche Projekte an. 
In Gemeinden mit einem Einzugsgebiet von mehr als 10.000 Einwohnern müssen Abwässer spätestens Ende 
2010 geklärt werden. Bis Ende 2015 sind dann alle EU-Abwasserstandards zu erfüllen. Die nötigen Investiti-
onen schätzt das Umweltschutzministerium bis dahin auf 1,2 Mrd. €. Bis 2015 ist das Kanalnetz um rund 
16.000 km zu erweitern. Klärwerke in Békéscsaba, Makó, Nagykanizsa, Nyíregyháza und Székesfehérvár ge-
hören zu den größeren Projekten. Zudem hat die Abwasserreinigung in der Tápió-Region hohe Priorität. In 
Budapest entsteht für 250 Mio. € eine der größten Kläranlagen in Mittelosteuropa (Nord-Csepel). 
Quelle: bfai, 14.08.2007 
 
*** 
 

Uruguay  

Steuerrechtliche Neuregelungen  

Der uruguayische Gesetzgeber hat mit den Dekreten Nr. 207 und 208 vom 18.06.2007 u.a. das Gesetz Nr. 
18.083 vom 27.12.2006 umfassend modifiziert. Steuerpflichtige haben nunmehr eine von 10% - 25% rei-
chende Einkommensteuer zu entrichten; die Flatrate für Kapitalgewinne beträgt 12%. Der Körperschaftsteu-
ersatz wird von 30% auf 25% reduziert. Dividenden werden mit 7% versteuert. Uruguayische Einnahmen 
von Nichtansässigen unterliegen einem Steuersatz von 12%.  
 

Der ermäßigte Mehrwertsteuersatz beträgt jetzt 10% und nicht mehr 14% wie zuvor. Zudem wurde der 
Normalsatz von 23% auf 22% gemindert. Die Aufzählung der Waren, die der Mehrwertsteuer unterliegen, 
änderte das Gesetz ebenso wie die Aufzählung der Gesichtspunkte, die jemandem zum Mehrwertsteuer-
schuldner machen. Änderung erfuhr auch die Bestimmung, nach der festgelegt wird, welche Arten von 
Dienstleistungen eine Umsatzsteuerpflicht begründen.  
 

Die am 01.07.2007 in Kraft getretenen Änderungen heben zudem eine Fülle bisheriger Gesetzesregelungen 
auf.  
 

Die Bestimmungen sind in spanischer Sprache im Internet abrufbar unter:  
 

• Gesetz Nr. 18.083: www.dgi.gub.uy/Detailed/4043.html
• Decreto Nº 207/007: www.dgi.gub.uy/Detailed/4124.html
• Decreto Nº 208/007: www.dgi.gub.uy/Detailed/4115.html
Quelle: bfai-Rechtsnews, 31.08.2007 
 
*** 
 

USA 

Verstärkter Druck auf Firmen, die im Iran investieren  

Das Repräsentantenhaus hat am 31.07.2007 mit 408 – 6 Stimmen einer Gesetzesvorlage zugestimmt, nach 
der natürliche und juristische Personen davon abgehalten werden sollen, in Unternehmen zu investieren, die 
mit dem Iran Geschäfte machen. Der Gesetzentwurf (H.R. 2347) sieht ferner vor, dass alle sechs Monate im 
Bundesregister (Federal Register) eine aktuelle Übersicht aller – nicht nur amerikanischer – Firmen veröf-

http://www.dgi.gub.uy/Detailed/4115.html
http://www.dgi.gub.uy/Detailed/4124.html
http://www.dgi.gub.uy/Detailed/4043.html
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fentlicht wird, die im iranischen Energiesektor mehr als 20 Mio. US$ investiert haben. Diese Liste soll ferner 
eine Beschreibung des Wertes und des Zwecks der jeweiligen Investition enthalten. 
 

Unter das Gesetz fallen auch Kreditinstitute, die der iranischen Regierung Kredite von mehr als 20 Mio. US$ 
gewähren.  
 

Durch den Gesetzentwurf soll vor allem Druck auf Pensionsfonds ausgeübt werden, ihre Verbindungen zu 
Firmen zu überdenken, die im Iran aktiv sind. Ferner wird in dem Gesetz festgehalten, dass Bundesstaaten 
oder Gemeinden, die ihre Verbindungen zu Firmen mit Engagement im Iran kappen, im Einklang mit der 
Haltung der US-Regierung handeln und insofern von der Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen 
ausgeschlossen werden.  
 

Der Initiator des Gesetzes, der Vorsitzende des Finanzausschusses des Repräsentantenhauses, Barney Frank, 
will damit den Druck auf das iranische Regime erhöhen, von der Entwicklung seines Atomprogramms Ab-
stand zu nehmen.  
 

Wirtschaftsorganisationen wie USA*Engage und der National Foreign Trade Council kritisieren insbesondere, 
dass die Bundesstaaten durch die neue Regelung die Außenpolitik mitbestimmen und damit künftige au-
ßenpolitische Entscheidungen der Regierung und des Kongresses erschweren könnten. 
Quelle: RGIT, 16.08.2007 
 

US-Sanktionen gegen iranische Banken 

Das US-amerikanische OFAC (Office of Foreign Assets Control) hat iranische Banken auf die SDN-Liste ge-
setzt. Im internationalen Kreuzfeuer steht derzeit insbesondere die Sepah Bank. Während diese durch die 
UN-Resolution 1747/2007 vom 24.03.07 sogar mit einem internationalen Embargo belegt wurde, ist die 
Listung der Saderat Bank bisher nur unilateral durch die Amerikaner erfolgt. Aber auch andere iranische 
Banken wie Melli, Mellat, Tejarat etc. sind gelistet. Ein Beitrag der Bundesagentur für Außenwirtschaft (bfai 
vom 16.08.2007) untersucht, inwieweit die Aufnahme in die SDN-Liste (SDN: Specially Designated Nationals 
and Blocked Persons) Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit deutscher Unternehmen im Iran hat. 
 

Kontakt: 
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
Daniel Loeschke 
Tel.: 0345 2126234 
Fax: 0345 2179534 
e-mail: dloeschke@halle.ihk.de 
 

Informationen zu Customs-Trade Partnership Against Terrorism (C-TPAT) 

In einem Informationsschreiben berichtet der Delegierte der Deutschen Wirtschaft in Washington über Hin-
tergründe zu C-TPAT, der amerikanischen Initiative zur Sicherheit der Lieferkette. Über nachstehenden Link 
gelangen Sie direkt zu dieser Veröffentlichung: www.rgit-usa.com/fileadmin/media/downloads/C-TPAT.pdf.
Quelle: Wissensmanagement-Tagesspiegel, 04.09.2007 
 

Informationen zum neuen Gesetz zur Gewährleistung der Sicherheit von Luft- und Seefracht (Con-
tainersicherheit) 

In einem Informationsschreiben berichtet der Delegierte der Deutschen Wirtschaft in Washington über Hin-
tergründe und Auswirkungen des Gesetzes zur Containersicherheit. Über nachstehenden Link gelangen Sie 
direkt zu dieser Veröffentlichung: 
www.rgit-usa.com/fileadmin/media/downloads/Fact_Sheet_Containersicherheit.pdf.
Quelle: Wissensmanagement-Tagesspiegel, 06.09.2007 
 

http://www.rgit-usa.com/fileadmin/media/downloads/Fact_Sheet_Containersicherheit.pdf
http://www.rgit-usa.com/fileadmin/media/downloads/C-TPAT.pdf
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US-Produkthaftungsrecht soll verschärft werden 

Angesichts der zahlreichen Rückrufe von Kinderspielzeug in den vergangenen Wochen fordern Kongressab-
geordnete strengere Regeln für die Einfuhr und Zulassung von Kinderspielzeug und ähnlichen Produkten. 
Jüngstes Beispiel ist der Entwurf eines "Children's Products Safety Act of 2007", der gegenwärtig im Senat 
beraten wird. Ziel des Gesetzes ist die Einführung neuer Test- und Etikettierungsvorschriften. So sollen Her-
steller, Zwischenhändler und Importeure künftig verpflichtet sein, die Sicherheit von Kinderprodukten durch 
eine unabhängige Testagentur zertifizieren zu lassen. Das erfolgt bislang nur freiwillig. 
 

Zeitgleich hat die Consumer Product Safety Commission (CPSC), die für die Überwachung von rund 15.000 
verschiedenen Produkten zuständig ist, eine Verschärfung der Sanktionen bei mangelhaften Produkten ge-
fordert. Nach dem “Product Recall, Information and Safety Modernization Act” (PRISM) sollen Unternehmen 
stärker bei Verstößen gegen ihre Rückrufpflicht haften. Ein weiterer Gesetzentwurf zielt darauf ab, die Kom-
petenz der CPSC zu stärken. Nach dem “Consumer Safety Modernization Act 2007” soll die CPSC neben hö-
heren finanziellen Zuschüssen künftig mehr Mitspracherechte bei dem Erlass neuer Sicherheitsbestimmun-
gen bekommen.  
 

Schließlich hat der amerikanische Präsident am 18.07.2007 eine Arbeitsgruppe einberufen, die die Importbe-
stimmungen bei ausländischen Produkten überprüfen soll. Dabei soll die Arbeitsgruppe auch Absprachen 
mit ausländischen Regierungen und Herstellern überprüfen. Ein erster Bericht soll innerhalb der nächsten 60 
Tage folgen. 
 

Weitere Informationen:  
• www.govtrack.us/congress/bill.xpd?bill=s110-1833 (Children's Products Safety Act of 2007, Entwurf in 

englischer Sprache)  
• www.cpsc.gov/pr/PRISM.pdf (Product Recall, Information and Safety Modernization Act, Entwurf in eng-

lischer Sprache)  
• www.govtrack.us/congress/billtext.xpd?bill=s110-1847 (Consumer Safety Modernization Act 2007, Ent-

wurf in englischer Sprache)  
• www.whitehouse.gov/news/releases/2007/07/20070718-4.html (Executive Order des Präsidenten in engli-

scher Sprache)  
Quelle: bfai-Rechtsnews, 31.08.2007 
 

Modernisierungsbedarf bei Heizungs- und Klimatechnik in den USA 

Die Anbieter von Sanitär- und Heizungsarmaturen in den USA profitierten in den letzten Jahren nicht nur 
vom boomenden Wohnungsneubau, sondern mehr noch von den erheblich gewachsenen Modernisierungs-
aktivitäten der privaten Haushalte. Für den Zeitraum 2005 - 2010 wird eine Expansion des Marktes um 
durchschnittlich 2% pro Jahr prognostiziert. Das US-Energieministerium schätzt, dass im Jahr 2007 mehr 
als 7 Mio. Heizungen, Klimaanlagen und Wärmepumpen privater Eigentümer ausgetauscht werden müssen. 
 

Die Branche geht davon aus, dass mehr als die Hälfte der Ausgaben für Sanitärarmaturen auf Küchen- und 
Baderneuerungen entfallen. Somit bekommt der Markt zwar auch den seit 2006 zu verzeichnenden Rück-
gang in der Neubausparte zu spüren, aber der mittelfristig sich weiter verstärkende Modernisierungstrend 
wird ein weiteres Wachstum gewährleisten.  
 

Der Import hat sich im Zeitraum 2001 - 2006 um 103% auf 1,34 Mrd. US$ erhöht. Seit 2001 ist die VR Chi-
na der größte ausländische Lieferant (2006: 709 Mio. US$; 2000: 118 Mio. US$). Es folgen mit deutlichem 
Abstand Taiwan (2006: 185 Mio. US$), Mexiko (144 Mio. US$), Deutschland (76 Mio. US$) und Italien (66 
Mio. US$). 
 

Europäische Anbieter von Sanitärarmaturen sehen ihre Chancen insbesondere bei innovativen High-Tech-
Produkten.  
Quelle: bfai-newsletter, 06.09.2007 
 
*** 
 

http://www.whitehouse.gov/news/releases/2007/07/20070718-4.html
http://www.govtrack.us/congress/billtext.xpd?bill=s110-1847
http://www.cpsc.gov/pr/PRISM.pdf
http://www.govtrack.us/congress/bill.xpd?bill=s110-1833
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Vietnam 

In Vietnams Wirtschaft hält das Wachstumstempo 2007 an 

Die vietnamesische Wirtschaft liegt auch 2007 auf Wachstumskurs. Nach kürzlich bekannt gewordenen 
Zahlen hat sich im 1. Halbjahr die Zunahme beim Bruttoinlandsprodukt beschleunigt, sodass die angestrebte 
Mindest-Zuwachsrate von real 8% bereits realisiert werden konnte. Insgesamt legten die Investitionen wie-
der zweistellig zu, die ausländischen Engagements um nahezu ein Fünftel. Das Land hat nach Ansicht von 
Branchenkennern gute Aussichten, auch ein Standort für Hochtechnologieprodukte, darunter für die Elekt-
ronik, zu werden. 
 

Vietnams Regierung rückt ihrem proklamierten Ziel, das Land bis 2020 auf das Niveau einer Industrienation 
zu führen, stetig näher. Die wirtschaftliche Aktivität legte gegenüber dem Vorquartal an Dynamik zu, für das 
ein BIP-Anstieg von 7,7% gemeldet worden war. Dabei stehen die Sektoren Industrie und Bauwirtschaft im 
Vordergrund mit einem Anteil von 40,5% am BIP; von ihnen gingen auch im 1. Halbjahr 2007 mit einem 
Plus von 9,9% im Vorjahresvergleich die stärksten Wachstumsimpulse aus. 
 

Nach Meinung der Weltbank sind stabile BIP-Raten um 8% in den kommenden fünf Jahren eine Bedingung 
für das Erreichen des gesetzten Ziels. Als weitere nennt die Bank bis 2010 strategische Investitionen von 
mehr als 140 Mrd. US$. Investitionen sind auch aktuell der wichtigste Konjunkturmotor. Das staatliche Sta-
tistikamt teilte mit, die gesamten Investitionen seien im 1. Halbjahr 2007 um 14% auf 196,8 Bill. Dong (rund 
12,2 Mrd. $) expandiert. Ausländische Investoren trugen mit 35,2 Billionen Dong (+19%) dazu bei. Die Fir-
men werden nach einem Bericht des Wall Street Journal vor allem von den niedrigen Arbeitskosten ange-
lockt und sehen in Vietnam jetzt eine Alternative zu einem Engagement in der VR China. 
 

Jan Nöther, Delegierter der Deutschen Wirtschaft in Hanoi, sieht Vietnam mittel- bis langfristig als neuen 
Standort für Hochtechnologieprodukte an, wenn es - wie von Hanoi angestrebt - den Ausbau der Kapazitä-
ten in den Sektoren Informationstechnologie und Umwelttechnik vorantreibt. Auf dem NRW-
Wirtschaftsforum Asien-Pazifik in der IHK zu Köln nannte Nöther als ein Ziel der offiziellen industriellen 
Entwicklungsstrategie für 2010 den Export elektronischer Erzeugnisse im Wert von bis zu 4,7 Mrd. $. Viet-
nam will sich von dem bis 2011 auf rund 25 Mrd. $ geschätzten südostasiatischen Markt für Electronic 
Contract Manufacturing ein dickes Stück abschneiden. Auch in Forschung und Entwicklung fließen bereits 
hohe Summen aus dem Ausland. 
Quelle: bfai, 25.07.2007 
 

Bau- und Baustoffmaschinenhersteller zieht es nach Vietnam  

 „Der deutsche Pavillon auf der ConBuild Vietnam steht“, teilte Susanne Schartz-Laux, Projektmanager Mes-
sen für Bau- und Baustoffmaschinen im Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V. (VDMA) jetzt 
mit. Bisher haben sich 14 Aussteller entschieden unter deutscher Flagge auf der Baufachmesse ConBuild 
auszustellen, die vom 20.11. - 23.11.2007 in Hanoi stattfindet. „Wir gehen aber davon aus, dass es noch 
mehr Unternehmen werden, denn Vietnam ist dank seines anhaltenden Wirtschaftsaufschwungs und seiner 
reformfreudigen Regierung wieder stärker in das Blickfeld deutscher mittelständischer Unternehmen ge-
rückt", so Schartz-Laux. 
 

Die meisten der deutschen Aussteller auf der ConBuild sind Mitglieder des VDMA und bieten Ausrüstungen 
für die Bau- und Baustoffindustrie an. Diese werden in Vietnam gebraucht, denn insbesondere die Bauwirt-
schaft gehört seit rund drei Jahren zu den dynamischsten Sektoren der vietnamesischen Wirtschaft. Die 
Zuwachsraten bei den Bauaktivitäten lagen durchschnittlich bei 9% - 10%. Die vietnamesische Regierung 
beschleunigt vor allem den Ausbau der einheimischen Zementindustrie. Gerade hier haben die Deutschen 
ihr Know-how bereits unter Beweis gestellt und zahlreiche Projekte abgewickelt. Jetzt wollen sie weitere 
Aufträge gewinnen, vor allem in den dem Zementbereich nach gelagerten Sektoren, wie z.B. der Trocken-
mörtelindustrie.  
 

Weitere Informationen: www.vdma.org
Quelle: Außenwirtschaftsportal iXPOS, 16.08.2007 
 
*** 

http://www.vdma.org/


Außenwirtschaftsnachrichten / IHK Halle-Dessau, Geschäftsfeld International / September 2007 
Seite 28 

Zentralamerika 

Zentralamerika installiert Produktionsstätten für Biokraftstoff 

Zur Produktion von Biokraftstoffen werden in Honduras, Guatemala und El Salvador drei neue Produktions-
stätten gebaut. Als Teil seiner Integrationsverpflichtung innerhalb des PPP (Plan Puebla Panama) versprach 
Kolumbien während der Unterzeichnung eines Freihandelsvertrages mit den drei Staaten, diese Projekte in 
Zentralamerika auszuführen. In Kürze werden die Funktionäre private Investoren zur Teilnahme am Projekt 
in El Salvador einladen. Die Höhe der geplanten Investitionen ist noch nicht bekannt. 
 

Mit kolumbianischer Unterstützung werden die ersten beiden Fabriken in Guatemala und Honduras entste-
hen, eine weitere folgt in El Salvador. Dies bestätigte der kolumbianische Staatspräsident Alvaro Uribe, 
nachdem er am 09.08.2007 einen Freihandelsvertrag mit dem zentralamerikanischen Norddreieck unter-
zeichnet hatte. 
 

Nach Brasilien und den USA ist Kolumbien der drittgrößte Ethanolproduzent auf dem amerikanischen Kon-
tinent. Seit Anfang 2006 ist die Verwendung eines 10%igen Ethanolanteils in Kraftstoffen obligatorisch. 
Produktion und Absatz werden dadurch zu einem sicheren Geschäft. Beobachter rechnen damit, dass auch 
die zentralamerikanischen Länder auf dieses Modell zurückgreifen. 
 

Fast gleichzeitig bestätigte die UN-Wirtschaftskommission für Lateinamerika und die Karibik (Cepal), dass 
Guatemala, El Salvador, Honduras und Costa Rica die ersten Schritte zur Produktion von Biokraftstoffen 
unternommen hätten und dass diese in den jeweiligen Ländern im großen Rahmen möglich wäre. Dies zu-
mindest sind die Schlussfolgerungen einer Cepal-Studie, welche aufgrund eines Abkommens mit der deut-
schen Regierung durchgeführt werden konnte. Weiter berichtet die Studie, dass Rohstoffe in entsprechen-
der Qualität und Quantität vorhanden seien bzw. angebaut werden könnten. Außerdem gäbe es bereits Pi-
lotanlagen, die für Versuche zur Herstellung größerer Produktionsmengen geeignet sind. 
Quelle: bfai-newsletter, 23.08.2007 
 

*** 
 

Außenwirtschaftsrecht/Zollinformationen 

Zollkontingente, Zollaussetzungen 

Die EU aktualisiert halbjährlich (01.01./01.07.) die Verordnungen für Zollaussetzungen und Zollkontingente. 
Ziel dieses Verfahrens ist die kostengünstige (zollmäßige bzw. zollfreie) Versorgung der europäischen Wirt-
schaft mit Vorprodukten, die der EU nicht oder in nur unzureichender Menge hergestellt werden. Die neuen 
Anträge liegen vor.  
 

Für das Verfahren gelten bestimmte Fristen und Formvorschriften. Erläuterungen hierzu finden Sie auf den 
Internetseiten des BMWi: www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Aussenwirtschaft/zollabwicklung.html.

Dort befindet sich auch die aktualisierte Liste der Neuanträge bzw. Änderungsanträge aus Deutschland für 
die Zollaussetzungsrunde II/2008 (Maßnahmen ab 01.07.2008). 
 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie bittet, diese Informationen zur weiteren Prüfung 
bekannt zu geben. Einwände von betroffenen Unternehmen gegen neue Anträge sollten dem BMWi spätes-
tens bis zum 07.09.2007 vorliegen. 
 

Sofern nähere Informationen zu einzelnen Anträgen für eine Prüfung erforderlich sind, sendet das BMWi die 
kompletten Anträge, Dokumente und Dokumentationen – soweit vorhanden – auf Anfrage per E-Mail zu. 
 

Kontakt: 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) 
Axel Bost  
Tel.: 0228 6153802 
Fax: 0228 615303802 
e-mail: axel.bost@bmwi.bund.de 
 

*** 

mailto:axel.bost@bmwi.bund.de
http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Aussenwirtschaft/zollabwicklung.html
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Brasilien: Einfuhrbestimmungen für Wein  

Die Einfuhr von Wein unterliegt in Brasilien besonderen Vorschriften. Herstellerbetriebe, die ihre Produkte 
zum Vertrieb in Brasilien exportieren, bedürfen hierfür der Anerkennung durch das brasilianische Staatssek-
retariat für den Schutz des Land- und Viehwirtschaft. Darüber hinaus gibt es noch eine Reihe weiterer Vor-
schriften, die im Merkblatt der Bundesagentur für Außenwirtschaft beschrieben sind: 
 

Grundsätzliches zu den Einfuhrbestimmungen für Wein 
Gesetzliche Grundlage der Einfuhrbestimmungen für Wein ist die Portaria Nr. 30 vom 15.01.1997. Danach 
bedürfen Herstellerbetriebe von Wein und Derivaten aus Weintrauben oder Wein, die ihre Produkte zum 
Vertrieb in Brasilien exportieren, hierfür zunächst der Anerkennung durch das brasilianische Staatssekretari-
at für den Schutz der Land- und Viehwirtschaft (SDA). Als Herstellerbetriebe gelten Unternehmen, die sich 
der Herstellung, Normung und Abfüllung von Weinen und Derivaten aus Weintrauben und Wein widmen. 
Für die Anerkennung bei der SDA müssen folgende Dokumente eingereicht werden:  
 

• spezifischer Vordruck des Bundesministeriums für Landwirtschaft (MA), ordnungsgemäß ausgefüllt 
• amtliche Bestätigung über die rechtliche Existenz des Betriebs und seine Tätigkeit als Weinproduzent 
• Beschreibung der Einrichtungen und Anlagen des Betriebs 
• Identitätsnachweis des gesetzlichen Vertreters.  
 

Zur Überprüfung der Hygiene, der sanitären und technischen Einrichtungen kann der anerkennungspflichti-
ge Betrieb vor Ort im jeweiligen Exportland inspiziert werden. Überdies müssen Weine und Derivate aus 
Weintrauben oder Wein der anerkannten Herstellerbetriebe beim Ministerium für Landwirtschaft und Ver-
sorgung (MA) eingetragen werden. Mit dem Antrag auf Eintragung müssen folgende Unterlagen eingereicht 
werden:  
 

• besonderer Vordruck des Ministeriums für Landwirtschaft, ordnungsgemäß ausgefüllt 
• vom Ursprungsland ausgestelltes, offizielles Analysezertifikat, aus dem die von dem Internationalen Büro 

für Wein und Weinberge (EIVV) festgelegten Analysebestimmungen für kommerzielle Transaktionen her-
vorgehen 

• Erklärung über die Konformität des Produktes mit den offiziellen Bestimmungen des Ursprungslandes 
• Muster des Etiketts mit der entsprechenden Übersetzung in die portugiesische Sprache 
• Angaben zu Herstellerverfahren, der Namen und prozentualen Anteile der in der Produktherstellung ver-

wendeten Ingredienzen und Zusatzstoffe.  
 

Die Gültigkeitsdauer der Anerkennung und Eintragung beträgt zehn Jahre und kann auf Antrag des Interes-
senten verlängert werden. Bei Verstößen gegen die rechtlichen Vorschriften können Anerkennung und Ein-
tragung jederzeit widerrufen werden.  
 

Einfuhrverfahren/für die Einfuhr notwendige Dokumente 
Die Einfuhr von Wein ist in Brasilien nur nach Vorlage eines Ursprungszeugnisses und eines Analysezertifi-
kats möglich, für deren Ausstellung der Herstellerbetrieb verantwortlich ist. Überdies unterliegt die Einfuhr 
von Wein der Überwachung durch das Ministerium für Landwirtschaft und ist voranmeldepflichtig und ein-
fuhrgenehmigungspflichtig. Gemäß Instrução Normativa des Ministeriums für Landwirtschaft (MAPA) No. 
67/02 ist für jede Weinsendung vor der Verladung im Ausfuhrhafen eine Genehmigung des Ministeriums 
einzuholen. Nach Ankunft der Sendung in Brasilien und vor der Einfuhrabfertigung und Freigabe durch den 
brasilianischen Zoll wird diese zunächst einer Hygiene- und Qualitätskontrolle gemäß den Bestimmungen 
des Dekrets 2.314 vom 04.09.1997 unterzogen. Anlässlich der Kontrolle werden Muster entnommen, die im 
Labor analysiert werden. Anschließend stellt die zuständige Aufsichtsbehörde Serviço de Inspeção de Produ-
tos Agropecuários (SIPAG) ein Zertifikat aus, das bei der Einfuhrabfertigung vorzulegen ist. Eine Liste der in 
Brasilien für die Überwachung von Weineinfuhren zuständigen Behörden und der für die Analyse von Mus-
tern zugelassenen Labore kann unter http://ec.europa.eu/agriculture/markets/wine/lists/06_en.pdf eingese-
hen werden. Importeure benötigen für die Einfuhr von Wein eine Einfuhrlizenz. Die Einfuhrlizenz können sie 
nach Abschluss der Hygiene- und Qualitätskontrolle online über das elektronische Formularbearbeitungssys-
tem SISCOMEX einholen. Verantwortlich für die Ausstellung ist das Ministerium für Landwirtschaft. Die Ge-
nehmigung der Einfuhr erfolgt daher grundsätzlich nur nach Vorlage folgender Dokumente:  
 

http://ec.europa.eu/agriculture/markets/wine/lists/06_en.pdf
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• Antrag an die zuständige Inspektionsabteilung der Bundesämter für Landwirtschaft mittels einem vom 
Interessenten bzw. ordnungsgemäß Bevollmächtigten unterzeichneten Musterformulars, aus dem die Ein-
tragungsnummer des Herstellerbetriebs (Exporteurs) und die Produkteintragung hervorgehen 

• beglaubigte Kopie der Registrierung des Importeurs beim Ministerium für Landwirtschaft 
• von den zuständigen Stellen offiziell bestätigte Voranmeldung  
• durch die offizielle Behörde des Ursprungslandes ausgestelltes Ursprungszeugnis mit Angaben zu Her-

kunft, der Identität und Qualität des Weins 
• durch ein offizielles (in Brasilien anerkanntes) Labor des Ursprungslandes ausgestelltes Analysezertifikat 

mit Angaben zu  
-Hersteller oder Abfüller (Firma) 
-Name des ausstellenden Labors 
-Produkt und Menge 
-Ausstellungsdatum 
-analytische Parameter in Übereinstimmung gemäß den im Analysezertifikat verlangten Angaben 
-andere analytische Parameter, die von der zuständigen Behörde zur Bewertung der Produktqualität und 

-authentizität verlangt werden können 
• Zertifikat, das den Haltbarkeitszeitraum des Produktes bestätigt 
• Katastereintrag des Importeurs/Exporteurs 
• Antrag auf Überwachung landwirtschaftlicher Produkte auf entsprechendem Vordruck 
• Kopie der Einfuhrlizenz 
• Kopie der Handelsrechnung 
• Kopie des Konossements.  
 

Etikettierung 
Die Etikettierung von Wein für den Import in Brasilien hat in portugiesischer Sprache zu erfolgen. Wein mit 
Etikettenangaben in einer anderen Sprache müssen ein zusätzliches Etikett aufweisen, das den genauen 
Wortlaut des Originaletiketts in portugiesischer Sprache wiedergibt. Folgende Angaben sind obligatorisch:  
 

• Name und Anschrift des Herstellers, Abfüllers und Importeurs 
• Kontrollnummer des Produkts im Register des Ministeriums für Landwirtschaft 
• Name und Klassifizierung des Weins hinsichtlich Art, Farbe und Zuckergehalt gemäß der brasilianischen 

Gesetzgebung 
• Zutaten und Zusammensetzung sowie Zusatzstoffe mit ihren jeweiligen Funktionen und Hinweiscodes 
• Haltbarkeitsdauer 
• Hinweis für alkoholische Getränke gemäß der spezifischen Gesetzgebung 
• Alkoholgehalt und Konzentrations- oder Säuregrad 
• Ursprungsland 
• Herkunftsland, falls es nicht mit dem Ursprungsland übereinstimmt 
• Nettoinhalt (im metrischen System) 
• Identifikationsnummer des Warenpostens.  
 

Sonstige Bestimmungen
Grundsätzlich muss eingeführter Wein den brasilianischen Qualitätsnormen entsprechen. Wein, der nicht 
den nationalen Qualitätsnormen entspricht, kann nur eingeführt werden, wenn er typische traditionelle 
Eigenschaften des Ursprungslandes aufweist und zuvor vom zuständigen Amt des Sekretariats zum Schutz 
von Land- und Viehwirtschaft anerkannt und genehmigt wurde. Die Einfuhr von Wein, der in Brasilien nicht 
genehmigte Zusatz- oder Giftstoffe enthält, ist verboten. Wein muss grundsätzlich in Originalabfüllungen 
importiert und vertrieben werden, dabei ist jede Änderung der Bezeichnung oder Klassifizierung gegenüber 
dem im Ursprungsland vertriebenen Originalprodukt verboten. Die Einfuhr von Wein in Behältern mit mehr 
als 1.000 ml Fassungsvermögen ist verboten.  
Quelle: Wissensmanagement-Tagesspiegel, 03.09.2007 
 
*** 
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Ausfuhrkontrollmeldung 

Das Bundesministerium der Finanzen informiert über Änderungen im Vordruck der Ausfuhrkontrollanmel-
dung, die sich aus der Ergänzung des Artikels 289 Zollkodex DVO ergeben. Es besteht aber auch weiterhin 
die Möglichkeit, von der Ausfuhrkontrollmeldung abweichende Muster (z.B. Handelspapiere) abzugeben, 
sofern diese die notwendigen Daten ebenfalls enthalten. 
 

Änderung des Vordrucks der Ausfuhrkontrollmeldung nach § 13 Abs. 1 Satz 2 der Außenwirtschaftsverord-
nung
Hauptzollämter können vertrauenswürdigen Ausführern nach § 13 Abs. 1 Satz 1 der Außenwirtschaftsver-
ordnung das so genannte Vorausanmeldeverfahren bewilligen. Aufgrund der mit der VO (EWG) Nr. 
1875/2006 bewirkten Ergänzung des Artikels 289 der Zollkodex-Durchführungsverordnung, der die europa-
rechtliche Grundlage für das nationale Vorausanmeldeverfahren bildet, müssen nunmehr den Zollbehörden 
vor dem Ausgang der Waren die für eine wirksame Risikoanalyse und die Warenprüfung erforderlichen An-
gaben zur Verfügung gestellt werden. Aufgrund dieser Rechtsänderung bedarf es einer Anpassung bezüglich 
der Minimalangaben im Vordruck Ausfuhrkontrollmeldung. 
 

Da bewusst ist, dass die deutsche Exportwirtschaft auf einen gewissen Anpassungszeitraum angewiesen ist, 
wird die notwendige Änderung des Vordrucks erst zum 01.01.2008 verpflichtend eingeführt. 
 

Im Einzelnen werden ab dem 01.01.2008 folgende Felder der Ausfuhrkontrollmeldung als – z.T. bedingte – 
Pflichtfelder (bis dahin können die bisherigen Vordrucke aufgebraucht werden): 
 

Feld   2   (Ausführer) 
Feld   8   (Empfänger) 
Feld 14  (Anmelder/Vertreter - nur auszufüllen, wenn sich der Ausführer direkt vertreten lässt) 
Feld 17a  (Bestimmungslandcode) 
Feld 31  (Warenbezeichnung, Sammelbezeichnung künftig nicht mehr zulässig) 
Feld 33  (Warennummer, nicht erforderlich bei Ausfuhren nach Australien, Japan, Neuseeland, Nor-

wegen, Schweiz und in die USA und/oder für Waren, die nicht in § 13 Abs. 6 Satz 1 AWV 
genannt sind) 

Feld 35  (Rohmasse) 
Feld 44  (besondere Vermerke) 
Feld 54  (Authentifizierung/Unterschrift). 
 

Zuversicht gibt, dass die nunmehr geforderten Zusatzangaben die Logistik der Wirtschaftsbeteiligten nicht 
oder nur unbedeutend beeinflussen werden, da diese Angaben ohnehin verfügbar sind und schon jetzt dem 
Transporteur der Waren mitgeteilt werden. Im Übrigen wird von den Bewilligungsinhabern häufig von der 
weiter bestehenden Möglichkeit der Abgabe von der AKM abweichender Muster (z.B. Handelspapiere) 
Gebrauch gemacht, welche die nunmehr in Rede stehenden Daten sowieso (auch ohne Rechtsverpflichtung) 
enthalten. 
 

Davon unberührt bleibt, dass § 13 der Außenwirtschaftsverordnung in seiner aktuellen Fassung nur bis 
längstens 30.06.2009 bestehen bleiben kann. Wegen der zum 01.07.2009 wirksam werdenden sicherheitsbe-
dingten Rechtsänderungen und der damit erforderlichen Anmeldung sämtlicher Ausfuhrsendungen im e-
lektronischen Ausfuhrsystem ATLAS-Ausfuhr wird in Kürze die Bundesregierung auf den DIHK zukommen. 
Weitere Informationen folgen. 
Quelle: Wissensmanagement-Tagesspiegel, 28.08.2007 
 
*** 
 

Europäische Gemeinschaft tritt der Weltzollorganisation bei 

Die Europäische Kommission begrüßt die Entscheidung der Weltzollorganisation (WZO), die Europäische 
Gemeinschaft zum 01.07.2007 als Mitglied aufzunehmen. Diese Entscheidung ist Ausdruck der internatio-
nalen Anerkennung der Rolle und Kompetenzen der Gemeinschaft im Bereich der Zollpolitik und wird ferner 
zu einer intensiveren internationalen Zollkooperation beitragen. Die Mitgliedschaft verleiht der Gemein-
schaft ein noch stärkeres Gewicht und bringt sie ihrem Ziel näher, eine moderne Zollpolitik umzusetzen, die 
geeignete Kontrollen an den Außengrenzen sicherstellt und gleichzeitig den Erfordernissen von Handel und 
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Entwicklung gerecht wird. „Ich begrüße die Entscheidung der WZO über die Aufnahme der Europäischen 
Gemeinschaft. Die WZO ist eine internationale Organisation und Hüterin wichtiger internationaler Überein-
kommen und Standards, die Bedeutung für die Zollbehörden in der ganzen Welt haben. Das Handeln der 
WZO gilt der Förderung eines modernen und effizienten Zolls weltweit und die Gemeinschaft ist entschlos-
sen, zum Nutzen der Bürger und der Wirtschaft eine zentrale Rolle zu übernehmen“, erklärte Lásló Kovács, 
das für Steuern und Zoll zuständige Kommissionsmitglied. 
 

Eine der ersten Errungenschaften der europäischen Integration war die Schaffung einer Zollunion, die den 
freien Warenverkehr in der Europäischen Union ermöglichte. Die Zollpolitik ist ein Kompetenzbereich der 
Europäischen Gemeinschaft. 
 

Da die Entwicklung sowie die Förderung und Durchsetzung von modernen und sicheren Zollsystemen und -
verfahren in der ganzen Welt erklärte Ziele der WZO sind, kann die Gemeinschaft durch ihre Mitgliedschaft 
zur Förderung von Qualitätsstandards beitragen und auf Erfahrungen anderer WZO-Mitglieder zurückgrei-
fen. Die WZO verwaltet wichtige Abkommen über die Zollpolitik sowie technische Übereinkommen in den 
Bereichen Handelserleichterungen, zolltarifliche Einreihung von Waren, Zollwertermittlung und Ursprungs-
fragen. 
 

Die internationale Zusammenarbeit im Rahmen der WZO fördert die gegenseitige Akzeptanz von Sicher-
heitsmaßnahmen und trägt zur Durchsetzung der Rechte an geistigem Eigentum, zum Aufbau von Kapazi-
täten und zur Erleichterung des Handels bei. Die Mitgliedschaft ist Ausdruck der Anerkennung der gemein-
schaftlichen Kompetenzen im Zollbereich und sie wird die internationale Zollzusammenarbeit auf operativer 
Ebene verbessern. 
 

Die Weltzollorganisation ist ein unabhängiges zwischenstaatliches Gremium mit über 170 Mitgliedern. Die 
WZO setzt sich zum Ziel, die Zusammenarbeit zu fördern und die Effizienz und Wirksamkeit der Zollbehör-
den ihrer Mitglieder zu steigern, die sie bei der Realisierung nationaler Entwicklungsziele besonders in den 
Bereichen Handelserleichterung, Abgabenerhebung, Sicherheit der Bürger sowie im Kampf gegen Nachah-
mung und Piraterie unterstützt. 
Quelle: AW-Prax, August 2007 
 
*** 
 

Indiens Schmucksektor bedroht: USA planen Ende der Goldschmuck-Sonderregelung 

Die Sonderregelungen für zollfreie Goldschmuckexporte aus Thailand und Indien in die USA sollen nach 
Informationen aus den USA vor ihrem Ende stehen. 
 

Ein Hauptgrund für das Ende der Ausnahmenregelungen (General System of Preferences, GSP) von den 
GATT-Verträgen ist u.a. die Weigerung Indiens, seine hohen Zölle auf landwirtschaftliche Produkte, die vor-
nehmlich aus den USA und Europa kommen, abzubauen. Da die Landwirtschaft Indiens aus Sicht des Wes-
tens konkurrenzfähig genug sei, Indien seine Handelsbeschränkungen jedoch nicht abbaue, sollen die Son-
derregelungen für den Goldschmucksektor der Entwicklungsländer aufgehoben werden. 
 

Beide Maßnahmen hätten aus indischer Sicht verheerende, wirtschaftliche Auswirkungen. Eine Senkung der 
Zölle auf landwirtschaftliche Güter würde zur Überflutung des indischen Marktes mit billigen Produkten aus 
den westlichen Märkten führen. Die Inder fordern daher – vor einem eigenen Abbau der Handelszölle – ei-
nen Abbau der Subventionen in der westlichen Landwirtschaft. 
 

Auch die jetzt bevorstehenden Zollerhebungen auf Goldschmuck bedrohen einen ganzen indischen Arbeits-
zweig. Im Rahmen der GSP-Regelungen exportierte Indien z.B. Goldschmuck im Wert von 2,21 Mrd. US$ (ca. 
33,2% der gesamten US-Importe) in die USA. Insgesamt arbeiten ca. 325.000 Arbeitskräfte im indischen 
Schmucksektor. Zölle von 6% und ein damit verbundener Rückgang der Exporte würden in diesem Sektor 
große Schäden anrichten. Gerade die Existenz des Konkurrenzmarktes China gilt dann als besonders bedroh-
lich für Indien. Die Jahresproduktion der chinesischen Schmuckindustrie (die jährlichen Wachstumsraten 
liegen bei ca. 10%, mit einem ungefähren Arbeitskräftepotential von 5 Mio. Menschen) wird auf mehr als 
14,5 Mrd. US$ beziffert. 
Quelle: AW-Prax, August 2007 
 
*** 
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Interaktiver Außenhandelsatlas 

Das Statistische Bundesamt bietet seit kurzem eine neue kartografische Webanwendung aus dem Bereich 
der Außenhandelsstatistik an. Mit dem Außenhandelsatlas steht unter www.destatis.de (Weitere Themen – 
Außenhandel – Außenhandelsatlas) ein Produkt zur Verfügung, welches es dem Nutzer erlaubt, den deut-
schen Außenhandel mit seinen Partnerländern grafisch nach Größenklassen auf einer Weltkarte darzustel-
len. 
 

Dadurch werden für den Nutzer zum einen die geografische Verteilung des deutschen Außenhandels und 
zum anderen die Bedeutung der Handelsbeziehungen mit den deutschen Außenhandelspartnern auf einen 
Blick deutlich. So können im Gegensatz zu einer tabellarischen Darstellung geografische Beziehungen, wie 
die Entfernung zu den Partnerländern abgebildet werden. 
 

Durch die Möglichkeit der freien Vergrößerung von Kartenausschnitten kann der Nutzer darüber hinaus 
Ländergruppen genauer betrachten und sich durch das Auswählen einzelner Partnerländer detaillierte In-
formationen über den Handel mit diesem Land anzeigen lassen. 
 

Welche Daten sind verfügbar?
Das System ermöglicht eine Darstellung des Gesamtexports und -imports sowie des Handelsbilanzsaldos ab 
dem Jahr 2004 und darüber hinaus die Visualisierung des deutschen Außenhandels nach drei verschiedenen 
Warenklassifikationen: 
 

• das Warenverzeichnis der Außenhandelsstatistik (basiert auf dem Harmonisierten System zur Bezeichnung 
und Codierung von Waren der Weltzollorganisation) 

• die Standard International Trade Classification (SITC) der Vereinten Nationen 
• das Systematische Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken (GP) (basiert auf der Statistischen Güter-

klassifikation in Verbindung mit den Wirtschaftszweigen in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(CPA)). 

 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt lässt sich der Handel innerhalb dieser Klassifikationen auf der so genannten 
Zweisteller-Ebene darstellen. Das System ist aber schon für eine Darstellung auf detaillierteren Gliederungs-
ebenen vorbereitet und kann in dieser Hinsicht in Zukunft noch ausgebaut werden.  
 

Mit dem Atlas der Außenhandelsstatistik setzt das Statistische Bundesamt erstmals die Technologie eines 
Internet-Map-Servers ein. Dieser erlaubt es, dynamisch, also auf die Anfrage des Nutzers hin, Kartenbilder 
zu erzeugen. Aufgrund dieser Flexibilität ist es möglich, dem Nutzer neben einer großen Vielzahl an darstell-
baren statistischen Informationen auch ein hohes Maß an kartografischen Gestaltungsmöglichkeiten, wie 
etwa Farbgebung und Beschriftungen, unterschiedliche Klassifizierungsmöglichkeiten und die Einblendung 
von zusätzlichen geografischen Informationen einzuräumen. Durch Verwendung moderner Konzepte der 
Webprogrammierung soll dem Nutzer ein Bedienungskomfort vermittelt werden, der dem Arbeiten mit einer 
Desktop-Anwendung ähnelt. 
Quelle: AW-Prax, August 2007 
 
*** 
 

BAFA: Merkblatt WEB 

Das BAFA hat ein neues Merkblatt zum Antrag auf Ausstellung einer Wareneingangsbescheinigung (WEB) 
veröffentlicht. 
 

Hintergrund
Die Wareneingangsbescheinigung (WEB) bestätigt auf der Grundlage einer erteilten Internationalen Ein-
fuhrbescheinigung (IEB) den tatsächlichen Eingang der Waren im Bestimmungsland. Im Ausland wird die 
WEB als Delivery Verification Certificate bezeichnet. Zuständig für die Ausstellung der WEB ist das Bundes-
amt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), Frankfurter Straße 29 – 35, 65760 Eschborn. 
 

Bei der Beantragung ist Folgendes zu beachten
Welches Formular wird benötigt und wo erhält man dieses? Zu verwenden ist der Vordruck Antrag auf Aus-
stellung einer Wareneingangsbescheinigung (WEB) gemäß Anlage E7 zur Außenwirtschaftsverordnung 
(AWV). 
 

http://www.destatis.de/
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Das BAFA bietet das Formular unter dem Stichpunkt Antragstellung zur online Erfassung auf seiner Home-
page (www.ausfuhrkontrolle.info) an. Um Zugang zu dem Formular zu erhalten, muss lediglich eine einmali-
ge Registrierung durchgeführt werden. Wenn Sie sich bereits für das Formular Internationale Einfuhrbe-
scheinigung oder den Ausfuhrantrag registriert haben, erhalten Sie mit Ihren Login-Daten auch Zugang zu 
dem Formular Wareneingangsbescheinigung. Kosten entstehen nicht. Auch entfällt der Kauf von Formula-
ren. Alternativ kann das Antragsformular auch bei bestimmten Verlagen bzw. bei den Industrie- und Han-
delskammern zum Ausfüllen mit Schreibmaschine erworben werden. 
 

Wie ist das Formular auszufüllen? 
• Die Güter sind nach Art, Menge (Stück oder/und kg etc.), Wert und Währung genau und vollständig – in 

Deutsch und/oder Englisch – anzugeben. 
• Von den im Formularhandel erworbenen Anträgen ist nur das erste Antragsblatt einzureichen. Dieses ist 

mit Unterschrift und Firmenstempel zu versehen. 
• Bei den Onlineanträgen muss das PDF–Antragsformular, welches man am Ende der Erfassung erhält, aus-

gedruckt werden und ebenfalls mit Unterschrift und Firmenstempel versehen an die o.g. Adresse geschickt 
werden. 

 

Welche Voraussetzungen gelten für die Erteilung? 
• Die Erteilung einer WEB setzt eine Anforderung des ausländischen Lieferanten bzw. dessen Regierungs-

stelle voraus. 
• Der Antrag auf Ausstellung einer Wareneingangsbescheinigung kann höchstens für die auf dem Einfuhr-

nachweis (rosa Ausfertigung der IEB) bestätigten Warenmengen und Warenwerte ausgestellt werden, darf 
jedoch die Mengen und den Wert der zugrunde liegenden IEB nicht überschreiten. 

• Für jede Internationale Einfuhrbescheinigung kann nur eine WEB ausgestellt werden. Die Ausstellung einer 
WEB für Teillieferungen ist nicht möglich. 

 

Welche Unterlagen sind beizufügen? 
• Dem WEB-Antrag ist die vom Zollamt bzw. eigenverantwortlich abgeschriebene Abfertigungsbescheini-

gung (Rückseite der 3. Ausfertigung der IEB (rosa Kopie)) beizufügen. 
• Wurde die zugrunde liegende IEB für ein Transitgeschäft ausgestellt, ist dem Antrag auf WEB die Waren-

eingangsbescheinigung des Empfangslandes beizufügen. 
 

Hinweis
Im Falle von Einfuhren aus Nicht-EU-Staaten muss der Einfuhrnachweis von der Zollstelle auf der rosa Ko-
pie bestätigt werden. Bei Verbringungen innerhalb der EU ist die eigenverantwortlich vorgenommene Ab-
schreibung durch geeignete Unterlagen, z.B. Lieferpapiere, zu belegen. 
 

Sonstige Hinweise
Die Gültigkeit der WEB wird auf ein Jahr festgesetzt. Innerhalb dieser Zeit ist die WEB bei der ausländischen 
Exportkontrollbehörde vorzulegen. 
Quelle: AW-Prax, August 2007 
 
*** 
 

BAFA: Merkblatt IEB 

Das BAFA hat ein neues Merkblatt zum Antrag auf Ausstellung einer Internationalen Einfuhrbescheinigung 
(IEB) veröffentlicht. 
 

Hintergrund
Die Internationale Einfuhrbescheinigung (IEB) ist in bestimmten Fällen die Voraussetzung dafür, dass die 
Genehmigungsbehörde des Lieferlandes eine Ausfuhrgenehmigung erteilt. Im Ausland wird die IEB als Inter-
national Import Certificate bezeichnet. 
 

Zuständig für die Ausstellung der IEB ist das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), Frank-
furter Straße 29 – 35, 65760 Eschborn, Tel.: 06196 9080, Fax: 06196 908793. 
 

http://www.ausfuhrkontrolle.info/
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Bei der Beantragung ist Folgendes zu beachten
Wer darf/muss beantragen? 
• Nur der in Deutschland ansässige Einführer ist antragsberechtigt. Wer lediglich als Spediteur oder Fracht-

führer tätig wird, gilt nicht als Einführer. 
• Der Antrag muss nur gestellt werden, wenn eine Anforderung des ausländischen Lieferanten vorliegt, aus 

der hervorgeht, dass er die IEB für die Erlangung einer Ausfuhrgenehmigung im Lieferland benötigt. 
 

Welches Formular wird benötigt und wo erhält man das Formular?  
Zu verwenden ist der Vordruck Antrag auf Ausstellung einer Internationalen Einfuhrbescheinigung (IEB) 
gemäß Anlage E6 zur Außenwirtschaftsverordnung (AWV). Das BAFA bietet das Formular unter dem Stich-
punkt Antragstellung zur online Erfassung auf seiner Homepage (www.ausfuhrkontrolle.info) an. Vor der 
Nutzung des Formulars ist eine einmalige Registrierung notwendig. Wenn Sie sich noch nicht zum Login 
angemeldet haben, wählen Sie auf der Login-Seite hier registrieren aus. Nachdem Sie das Registrierungs-
formular abgeschickt haben, prüft das BAFA zunächst Ihre Adressangaben und informiert Sie dann per E-
Mail über die Freischaltung. 
 

Die Freischaltung erfolgt in der Regel innerhalb weniger Stunden. Es sei denn, das BAFA muss für Sie bei der 
Oberfinanzdirektion Karlsruhe eine neue Zollnummer beantragen. In diesen Fällen erfolgt die Freischaltung 
nach ca. 3 – 4 Arbeitstagen. Zu einer Firma (Zollnummer) können sich verschiedene Mitarbeiter anmelden, 
sofern diese über eine eigene E-Mail-Adresse verfügen. Wählen Sie hierzu bei der Benutzerregistrierung den 
Punkt Weiteren Benutzer anlegen aus. Durch die Registrierung erhalten Sie auch Zugang zu allen anderen 
Online Formularen des Bereichs Ausfuhrkontrolle. Kosten entstehen nicht. Auch entfällt der Kauf von For-
mularen. Alternativ kann das Antragsformular auch bei bestimmten Verlagen bzw. bei den Industrie- und 
Handelskammern zum Ausfüllen mit der Schreibmaschine erworben werden. 
 

Wie ist das Formular auszufüllen? 
• Die Güter sind nach Art, Menge (Stück und/oder kg etc.), Wert und Währung genau und vollständig – in 

Deutsch und/oder Englisch – anzugeben. 
• Hinweis: Die Angaben des IEB-Antrages müssen hinreichend spezifiziert sein und mit den eingereichten 

Unterlagen übereinstimmen. 
• Von den im Formularhandel erworbenen Anträgen ist nur das erste Antragsblatt einzureichen. Dieses ist 

mit Unterschrift und Firmenstempel zu versehen. 
• Bei Onlineanträgen muss das PDF-Antragsformular, welches man am Ende der Erfassung erhält, ausge-

druckt werden und ebenfalls mit Unterschrift und Firmenstempel versehen an die o.g. Adresse geschickt 
werden. 

 

Welche Unterlagen sind beizufügen? 
Dem Antrag muss ein rechtsverbindlich vereinbartes Liefergeschäft zugrunde liegen. Als Nachweis sind fol-
gende Unterlagen beizufügen: 
• Bestellung des Antragstellers (Einführer) mit Güterbeschreibung, Menge (Stückzahl bzw. Gewicht) und 

Wert 
• Auftragsbestätigung des Lieferanten mit Güterbeschreibung, Menge (Stückzahl bzw. Gewicht) und Wert 

sowie Angaben über Liefertermin, Zahlungskonditionen und Lieferbedingungen; Die Auftragsbestätigung 
muss vom Lieferanten unterschrieben sein. 

• die Kopie des Liefervertrages mit Güterbeschreibung, Menge (Stückzahl bzw. Gewicht) und Wert sowie 
Angaben über Liefertermin, Zahlungskonditionen und Lieferbedingungen. – Hinweis: Die eingereichten 
Unterlagen müssen mit den Angaben des IEB-Antrages übereinstimmen. 

• Wird die IEB für eine Ware gemäß dem Kriegswaffenkontrollgesetz (KWKG) beantragt, ist grundsätzlich 
eine entsprechende Kopie der KWKG-Genehmigung vorzulegen. 

• Bei Transitgeschäften ist neben den üblichen Unterlagen auch die IEB des Verbrauchslandes vorzulegen, 
sowie die Liefervereinbarung oder eine unterschriebene Auftragsbestätigung des Empfängers im 
Verbrauchsland. 

 

Welche Voraussetzungen gelten für die Erteilung? 
Wird erstmalig beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle eine IEB beantragt, sind zusätzlich 
unbeglaubigte Kopien des Handelsregisterauszugs bzw. der Gewerbeanmeldung und/oder die Waffenhan-
delserlaubnis einzureichen. 
 

http://www.ausfuhrkontrolle.info/


Außenwirtschaftsnachrichten / IHK Halle-Dessau, Geschäftsfeld International / September 2007 
Seite 36 

Was ist zu tun, nachdem die IEB erteilt wurde? 
1. Verpflichtung des Einführers: 
Das Verbringen der Güter in das Wirtschaftsgebiet ist dem BAFA unverzüglich durch eine Abfertigungsbe-
scheinigung der Zollstelle, welche die Güter zur Einfuhr abfertigt, nachzuweisen. Zu diesem Zweck hat der 
Einführer die mit der Abfertigungsbescheinigung der Zollstelle versehene 3. Ausfertigung der IEB (rosa Ko-
pie) dem BAFA unverzüglich nach Eingang der Güter vorzulegen. Werden die Güter ohne Einfuhrabfertigung 
zunächst in einem Zoll- oder Freilager oder in einer Freizone gelagert, so ist unverzüglich nach der Einlage-
rung eine Abfertigungsbescheinigung der überwachenden Zollstelle – bei Lagerung im Freihafen Hamburg 
des HZA Hamburg Hafen – vorzulegen. 
 

Beim Verbringen der Güter in Teilsendungen ist die Abfertigungsbescheinigung unverzüglich nach Abferti-
gung der letzten Teilsendung einzureichen.  
 

Bei Verbringungen aus EU-Mitgliedstaaten in das Wirtschaftsgebiet hat der Einführer auf der rosa Kopie die 
Einfuhr der Güter eigenverantwortlich abzuschreiben. Die tatsächliche Einfuhr ist durch geeignete Unterla-
gen zu belegen. Die vom Zoll oder eigenverantwortlich abgeschriebene rosa Ausfertigung ist unverzüglich 
nach Ende des Einfuhrgeschäfts an das BAFA zurückzusenden. 
 

Die Internationale Einfuhrbescheinigung darf nur für das im Antrag bezeichnete Einfuhrgeschäft benutzt 
werden. Gibt der Einführer die Einfuhrabsicht auf, so hat er dies unverzüglich dem BAFA anzuzeigen und 
ihm unverzüglich die Bescheinigung zurückzugeben oder schriftlich über ihren Verbleib Mitteilung zu ma-
chen. Will er die Güter in ein anderes Land verbringen, so hat er, bevor die Güter das Versendungsland ver-
lassen, vom BAFA eine neue Bescheinigung zu erwirken, die dieses andere Land nennt. 
 

2. Verpflichtung des Transithändlers:  
Die Einfuhr der Güter in das im Antrag bezeichnete Käufer- oder Verbrauchsland ist dem BAFA durch Vorla-
ge einer Wareneingangsbescheinigung (Delivery Verification Certificate) des Käufers oder Verbrauchslandes 
unverzüglich nachzuweisen. Stellen weder das Käufer- noch das Verbrauchsland Wareneingangsbescheini-
gungen aus, so ist die Einfuhr der Güter in das Verbrauchsland durch Vorlage anderer geeigneter Unterlagen 
(z.B. Kopien der zollamtlichen Abfertigungspapiere) nachzuweisen. Die Internationale Einfuhrbescheinigung 
darf nur für das im Antrag bezeichnete Transithandelsgeschäft benutzt werden. Gibt der Transithändler die-
ses Geschäft auf, so hat er dies unverzüglich dem BAFA anzuzeigen und ihm unverzüglich die Bescheini-
gung zurückzugeben oder über ihren Verbleib Mitteilung zu machen. Will er die Güter in ein anderes Land 
verbringen, so hat er, bevor die Güter das Versendungsland verlassen, vom BAFA eine neue Bescheinigung 
zu erwirken, die dieses andere Land nennt. 
 

Sonstige Hinweise
Die Gültigkeitsdauer einer IEB kann beschränkt werden. 
Quelle: AW-Prax, August 2007 
 
*** 
 

Destatis mit neuem Internetauftritt 

Das Statistische Bundesamt präsentiert sich unter der bekannten Adresse www.destatis.de mit einem verän-
derten Erscheinungsbild und mit neuen Funktionalitäten. 
 

Eine stärker themenorientierte Navigation mit Verknüpfung aller thematischen Zusammenhänge hat die 
Übersicht über das breite und vielfältige Informationsangebot des Statistischen Bundesamtes deutlich er-
höht. Von der Startseite aus sind die fünf Top-Themen erreichbar, alle anderen Themen erreicht man über 
die Folgeseite in alphabetischer Reihenfolge. Eine flache Navigationsstruktur soll das Auffinden der ge-
wünschten Informationen mit wenigen Klicks ermöglichen. Informationen zur Anmeldung Intrastat und 
Extrastat sind auch direkt unter Datenerhebungen abzurufen. 
 

Zu den Neuerungen zählt auch die Umsetzung der Vorgaben der Barrierefreien Informationstechnik-
Verordnung (BITV). 
Quelle: AW-Prax, August 2007 
 
*** 
 

http://www.destatis.de/
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Deutliche Zunahme der Importe von Schuhen, Spinnstoffen und Kleidung aus China 

Die Importe von Schuhen, Spinnstoffen und Bekleidung aus der Volksrepublik China haben seit dem Jahr 
2002 deutlich zugenommen. Allein vom Jahr 2004 zum Jahr 2005 steigerten sich die Schuhimporte aus 
China um 62,1%.  
 

Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich auch bei den Importen von Spinnstoffen und Kleidung. Die Importe aus 
China steigerten sich hier im Bereich der Spinnstoffe von 2002 - 2005 um 61,4% und im Sektor Kleidung 
um rund 80% (jeweils bezogen auf die Einfuhrwerte in Mio. €). 
 

Aufgrund dieser rasanten Entwicklung wird die Europäische Kommission in nächster Zeit Entscheidungen 
über etwaige Verlängerungen von Antidumpingmaßnahmen im Schuhbereich (Kapitel 64 der Zollnomenkla-
tur) und ggf. über Neueinführungen von Antidumpingmaßnahmen im Sektor Spinnstoffe und Kleidung (Ab-
schnitt XI der Zollnomenklatur) treffen müssen. Die derzeitigen Antidumpingmaßnahmen für Schuhe ge-
genüber China würden ansonsten im Jahr 2008 auslaufen. Die Tabellen unter www.awportal.de - AW-Prax - 
Specials geben Aufschluss über die wichtigsten Handelsindikatoren. 
Quelle: AW-Prax, August 2007 
 
*** 
 

ATLAS-Ausfuhr/AES: Stand Juli 2007 

Das neue elektronische Ausfuhrverfahren AES (Automated Export System) sollte nach Vorgaben der Kom-
mission bis Mitte 2007 flächendeckend in Europa eingeführt sein. Dieser erste Schritt des elektronischen 
Ausfuhrverfahrens wird (bis zum 01.07.2009) auch ECS (Export Control System) genannt. In der AW-Prax 
wurden bereits frühzeitig Meinungen geäußert, dass die Ausstattung sich bis Ende 2007 hinziehen werde. 
 

Ausstattung im Juli 2007
Der AES-Ausstattungsstand lässt sich mit Hilfe einer Tabelle darstellen, die auf der Homepage des BMF ein-
zusehen ist www.zoll.de: ATLAS - ATLAS-Ausfuhr. 
 

Übersicht der Starttermine von ECS im Mitgliedstaat (alle Mitgliedstaaten werden bis Mitte/Ende 2007 ECS 
einführen), sowie die bestätigten Termine der tatsächlich mit ECS/AES arbeitenden Mitgliedstaaten: 
 

EG-Mitgliedstaat   Termin angekündigt  Termin bestätigt
Belgien (BE)        28.08.2007 
Bulgarien (BG)        02.07.2007 
Dänemark (DK)       02.06.2007 
Deutschland (DE)       08.01.2007 
Estland (EE)        16.04.2007 
Finnland (FI)        25.06.2007 
Frankreich (Exit) (FR)       17.04.2007 
Frankreich (Export/FR)       02.07.2007 
Griechenland (GR)       17.07.2007 
Irland (IE)        02.07.2007 
Italien (IT)        29.05.2007 
Lettland (LV)    29.06.2007 
Litauen (LT)    29.06.2007 
Luxemburg (LU)        02.07.2007 
Malta (MT)        28.06.2007 
Niederlande (NL)       17.06.2007 
Österreich (AT)        02.07.2007 
Polen (PL)    28.06.2007 
Portugal (PT)        02.07.2007 
Rumänien (RO)        02.07.2007 
Schweden (SE)        24.05.2007 
Slowakei (SK)        26.01.2007 
Slowenien (SI)        01.07.2007 
Spanien (ES)        08.01.2007 

http://www.zoll.de/
http://www.awportal.de/
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EG-Mitgliedstaat   Termin angekündigt  Termin bestätigt
Tschechien (Exit) (CZ)       01.02.2007 
Tschechien (Export/CZ)       08.01.2007 
Ungarn         01.03.2007 
Vereinigtes Königreich (UK)      10.09.2007 
Zypern (CY)        02.04.2007 
 

Bewertung
Die AES-Ausstattung ist weitestgehend termingerecht abgeschlossen worden. Keine Rückmeldung über den 
Echtbetrieb gibt es derzeit aus Lettland, Litauen und Polen.  
 

Terminverschiebungen in das zweite Halbjahr 2007 sind bestätigt aus Großbritannien und Belgien. Unklar ist 
der Zeitpunkt des Echtbetriebs in Polen, Lettland und Litauen (unbestätigt). 22 Mitgliedstaaten der EG-27 
haben die ECS-Ausstattung fristgerecht vorgenommen. Es ist davon auszugehen, dass Ende des Jahres 2007 
tatsächlich alle Mitgliedstaaten der EG-27 mit dem elektronischen Exportkontrollsystem ECS Daten austau-
schen können. Damit ist ein weiterer großer Schritt zur elektronischen Zollabwicklung getan. 
 

Wirtschaftsbeteiligte sollten sich nun zügig zur Umstellung auf das elektronische Ausfuhrverfahren ent-
schließen, da die AES-Teilnahme am 01.07.2009 aufgrund von Artikel 787 ZK-DVO zur Pflicht wird. 
Quelle: AW-Prax, August 2007 
 
*** 
 

Grenzüberschreitende Abfallverbringung: Neue Regelungen 

Ab sofort gilt die Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14.06.2006 über die Verbringung von Abfällen und ersetzt die bisherigen Regelungsinhalte der Verordnung 
(EWG) Nr. 259/93. Aktuelle Informationen zur neuen EG-Verordnung und deren Anwendung hat das Um-
weltbundesamt (UBA) veröffentlicht.  
 

In Deutschland und den anderen EU-Staaten ist mit Wirkung vom 12.07.2007 die grenzüberschreitende 
Abfallverbringung durch die Verordnung (EG) Nr. 1031/2006 geregelt. Sie baut auf dem Basler Übereinkom-
men vom 22.03.1989 über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und 
ihrer Entsorgung sowie einem Beschluss des OECD-Rates über die Kontrolle der grenzüberschreitenden 
Verbringung von zur Verwertung bestimmten Abfällen auf und setzt die Vorgaben in unmittelbar geltendes 
Gemeinschaftsrecht um. 
 

Informations- und Genehmigungspflichten
Je nach vorgesehenem Entsorgungsverfahren, dem Bestimmungsstaat und der Einstufung des Abfalls un-
terliegt eine grenzüberschreitende Abfallverbringung entweder Informationspflichten oder dem Verfahren 
der vorherigen schriftlichen Notifizierung (Beantragung) und Zustimmung (Genehmigung). Es gilt die Ab-
falldefinition der Abfallrahmenrichtlinie. Die Kommission der EU hat zu Auslegungsfragen - betreffend Ab-
fall und Nebenprodukte - eine Mitteilung herausgegeben. 
 

Übergangsmaßnahmen
Für vor dem 12.07.2007 ordnungsgemäß notifizierte Verbringungen gilt nach den Bestimmungen des Arti-
kels 62 Abs. 1 und 2 der VO (EG) Nr. 1013/2006 eine Übergangsfrist von einem Jahr. 
 

Das nationale Abfallverbringungsgesetz wird novelliert und voraussichtlich Ende Juli 2007 in Kraft treten. 
Informationen hierzu können beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(BMU) eingesehen werden. 
Quelle: AW-Prax, August 2007 
 
*** 
 

Simbabwe-Embargo: Personenliste ersetzt 

Der Rat der EU hat mit dem Gemeinsamen Standpunkt 2002/145/GASP und mit der Verordnung (EG) Nr. 
310/2002 restriktive Maßnahmen gegen Simbabwe erlassen. Diese sehen das Verbot der Lieferung von Waf-
fen und damit zusammenhängender technischer Hilfe an Simbabwe sowie das Einfrieren von Geldern und 
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wirtschaftlichen Ressourcen bestimmter Personen vor. Mit dem Gemeinsamen Standpunkt 2004/161/GASP 
hat der Rat einige der Maßnahmen erneuert und in der VO (EG) Nr. 314/2004 mit detaillierten Regelungen 
umgesetzt.  
 

Mit Verordnung (EG) Nr. 777/2007 vom 02.07.2007 hat die Kommission Anhang III mit der Liste der in der 
VO (EG) Nr. 314/2007 von Art. 6 genannten Personen aktualisiert und ersetzt.  
 

Im Zuge der Umbildung der Regierung Simbabwes traten neue Personen in die Regierung ein. Die restrikti-
ven Maßnahmen des Gemeinsamen Standpunkts 2004/161/GASP sollten folglich auch für diese Personen 
gelten. Im Zuge der Ergänzung hat der Rat der EU mit Beschluss 2007/455/GASP vom 25.06.2007 den An-
hang der Liste der Personen nach den Art. 4 und 5 des Gemeinsamen Standpunkts 2004/161/GASP mit ins-
gesamt 131 Eintragungen aktualisiert. 
Quelle: AW-Prax, August 2007 
 
*** 
 

Die Allgemeinen Genehmigungen verlängert 

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) hat mit Bekanntmachung vom 20.08.2007 die 
nationalen Allgemeinen Genehmigungen (AGG) Nr. 9, 10, 12, 13, 16, 18, 19 und 20 bis zum 31.01.2008 ver-
längert. Die Änderungen sind am 31.08.2007 in Kraft getreten.  
 

Da weitere Allgemeine Genehmigungen geplant sind, deren Regelungsinhalte sich auch auf die bestehenden 
AGG auswirken können, hält das BAFA eine zeitlich längere Befristung derzeit nicht geboten. 
 

Allgemeine Genehmigungen werden von Amts wegen bekannt gegeben und haben zur Folge, dass automa-
tisch alle Ausfuhren genehmigt sind, die die Voraussetzungen der jeweiligen Allgemeinen Genehmigung 
erfüllen. AGG für Dual-use-Güter können auch dann in Anspruch genommen werden, wenn sich die Güter 
nicht in Deutschland, sondern in einem anderen Mitgliedstaat der EU befinden. 
 

AGG – Sonderform von Ausfuhrgenehmigungen
Allgemeine Genehmigungen bieten den Ausführern den Vorteil der sofortigen Liefermöglichkeit und der 
Planungssicherheit für die Dauer der Gültigkeit der jeweiligen Allgemeinen Genehmigung. Allgemeine Ge-
nehmigungen sind eine Sonderform von Ausfuhrgenehmigungen. Sie haben die gleichen Wirkungen wie alle 
anderen Ausfuhrgenehmigungen, müssen aber nicht beantragt werden. 
 

Die Inanspruchnahme der Allgemeinen Genehmigungen ist dem BAFA vor der ersten Ausfuhr oder innerhalb 
von 30 Tagen danach anzuzeigen. Lediglich bei der Allgemeinen Genehmigung Nr. 18 entfällt eine derartige 
Registrierungspflicht. Diese Registrierung kann auch elektronisch erfolgen. 
 

Weitere Informationen: www.ausfuhrkontrolle.info
Quelle: AW-Prax, Sept. 2007 
 
*** 
 

eSTATISTIK.core: Weiteres Online-Meldeverfahren für den Intrahandel 

Statistikmeldungen sind für viele Unternehmen eine zusätzliche Last. Mit Partnern aus der Wirtschaft haben 
die Statistikämter in Deutschland deshalb ein neues Online-Meldeverfahren entwickelt, das die Unterneh-
men enorm entlasten kann.  
 

Mit eSTATISTIK.core können Unternehmen Statistikdaten automatisiert aus ihrem betrieblichen Rechnungs-
wesen gewinnen. Die Datenpakete für die entsprechende Statistik werden quasi per Knopfdruck erstellt und 
dann via Internet in verschlüsselter Form (HTTPS) an eine zentrale Dateneingangsstelle der Statistikämter 
versendet. Diese prüft die Datenpakete und verteilt sie automatisch zur Weiterverarbeitung an das jeweils 
zuständige statistische Amt. Voraussetzung ist, neben einem Internetzugang, dass die erfragten Statistikda-
ten im Unternehmen elektronisch vorhanden sind, und ein so genanntes Statistikmodul in die Unterneh-
menssoftware integriert ist, welches die Zusammenstellung und Lieferung der Datenpakete übernimmt. 
 

Seit Juli 2007 ist ein entsprechendes Statistikmodul auch für die Intrahandelsstatistik mit etwa 70.000 mel-
depflichtigen Unternehmen auf dem Markt. 
 

http://www.ausfuhrkontrolle.info/
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eSTATISTIK.core ergänzt die bisherigen Meldeverfahren im Intrahandel und ist insbesondere für Firmen inte-
ressant, die ein neues Warenwirtschaftssystem einführen oder ihre Daten zurzeit manuell erfassen. 
 

Intrastatmelder können eSTATISTIK.core nutzen, indem sie mit einem so genannten Statistikmodul aus ihrer 
Standardsoftware arbeiten. Die Softwarehersteller informieren, ob die im Unternehmen eingesetzte Soft-
ware eSTATISTIK.core unterstützt. 
 

Wer per eSTATISTIK.core melden will, muss sich registrieren lassen. Interessierte Unternehmen füllen dazu 
im Online-Registrierungsformular unter www.statspez.de/core/registrierung.html die Karteikarten Unter-
nehmen/Behörde und Ansprechpartner aus und erhalten per Post eine Kennung und ein Passwort. 
 

Unternehmen, die das neue Meldeverfahren einsetzen wollen, können ihre Softwarehäuser auf die neuen 
Möglichkeiten aufmerksam machen, sofern diese noch keine entsprechenden Module anbieten. Unter 
www.statspez.de/core/download.html finden Softwarehersteller und -entwickler die Softwarebibliothek 
CORE.connect mit allen Informationen, die sie benötigen, um solche Module zu erstellen. 
 

Datenlieferungen via eSTATISTIK.core sind übrigens auch schon für andere Wirtschaftsstatistiken möglich, 
z.B. die vierteljährliche Verdiensterhebung, die Verdienststrukturerhebung, für den Monatsbericht im Verar-
beitenden Gewerbe oder die Monatserhebungen im Handel und Gastgewerbe. 
 

Detaillierte, insbesondere technische Informationen zu eSTATISTIK.core gibt es im Internet auf der Website 
www.statistik-portal.de - Online-Erhebungen. Für konkrete Fragen zum Einsatz des neuen Online-
Meldeverfahrens im Unternehmen oder zur Entwicklung von Statistikmodulen stehen die IT-Experten des 
Statistischen Bundesamtes zur Verfügung. 
 

Hotline zu eSTATISTIK.core: 0611 752040, e-mail: eSTATISTIK.core@destatis.de 
Quelle: AW-Prax, Sept. 2007 
 
*** 
 

Einfuhren aus AKP-Staaten: Anerkennung von EUR.1 

Nach einer Mitteilung der Europäischen Kommission stellen die Behörden Antiguas und Barbudas Waren-
verkehrsbescheinigungen EUR.1 aus, die nicht mit den erforderlichen drucktechnischen Sicherheitsmerkma-
len übereinstimmen (fehlender guillochierter Überdruck). 
 

Aufgrund mangelnder administrativer Zusammenarbeit der dortigen Behörden mit der Europäischen Kom-
mission hat diese eine Anerkennung der abweichenden Warenverkehrsbescheinigungen ohne einen beson-
deren Übergangszeitraum abgelehnt. 
 

In Antigua und Barbuda ausgestellte Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1, die nicht den erforderlichen 
drucktechnischen Sicherheitsmerkmalen entsprechen, werden daher nicht mehr als Präferenznachweis an-
erkannt. 
Quelle: AW-Prax, Sept. 2007 
 
*** 
 

Ausfuhrverfahren: Zuständige Ausfuhrzollstelle 

Das BMF weist in einem Erlass/Schreiben vom 27.06.2007 darauf hin, dass die Regelung in Art. 201 Abs. 1 
Buchstabe a) Zollkodex-DVO – neue Fassung - nicht für die Ausfuhr/Wiederausfuhr zutreffe. Hierfür gelte 
im Einklang mit Art. 161 Abs. 5 Zollkodex, der als Ratsverordnung den Rahmen für die Ausgestaltung in der 
Kommissionsverordnung vorgibt, die Festlegung in Art. 201 Abs. 1 Buchstabe b) Zollkodex-DVO – neue Fas-
sung. 
 

Danach ist die Ausfuhranmeldung – wie bisher – bei der Zollstelle abzugeben, die für den Ort zuständig ist, 
an dem der Ausführer ansässig ist oder die Waren zur Ausfuhr verpackt oder verladen werden – außer in 
den Fällen nach Art. 789 für Ausfuhren durch Subunternehmer und nach Art. 794 Zollkodex-DVO für Sen-
dungen unter 3.000 €. 
Quelle: AW-Prax, Sept. 2007 
 
*** 

mailto:eSTATISTIK.core@destatis.de
http://www.statistik-portal.de/
http://www.statspez.de/core/download.html
http://www.statspez.de/core/registrierung.html
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Globalvereinbarung bei Bewilligungen 

Das BMF hat mitgeteilt, dass vereinfachte Verfahren zur Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr im 
Rahmen einziger (binnengrenzüberschreitender) Bewilligungen immer dann möglich sind, wenn bilaterale 
Vereinbarungen zwischen einzelnen EG-Mitgliedstaaten geschlossen worden sind. 
 

Einzelvereinbarungen
Erst mit der zukünftig vorgesehenen Ergänzung der ZK-DVO besteht eine rechtliche Grundlage für verein-
fachte Verfahren zur Überführung von Waren in den zollrechtlich freien Verkehr im Rahmen einziger (bin-
nengrenzüberschreitender) Bewilligungen. Diese werden im Rahmen von Pilotprojekten Global- und Einzel-
vereinbarungen mit den jeweiligen Mitgliedstaaten getroffen. Die Einzelvereinbarungen umfassen die ver-
einfachten Verfahren nur für eine konkrete einzige Bewilligung mit dem jeweiligen Mitgliedstaat. 
 

Globalvereinbarungen
Die Globalvereinbarungen hingegen regeln künftig vereinfachte Verfahren mit dem jeweiligen Mitgliedstaat. 
Durch diese bilateralen Vereinbarungen ist es nunmehr den Wirtschaftsbeteiligten des jeweiligen Mitglied-
staats möglich, Nichtgemeinschaftswaren, die sich körperlich im anderen Mitgliedstaat befinden, durch 
Anschreibung in der eigenen Buchführung in den zollrechtlich freien Verkehr zu überführen. Dies geschieht 
im Rahmen von binnengrenzüberschreitenden Bewilligungen. 
 

Diese Regelung gilt auch für Anschreibeverfahren zur Überführung von Waren in den zollrechtlich freien 
Verkehr z.B. nach einem Zolllagerverfahren. 
 

Es bestehen derzeit folgende Globalvereinbarungen: 
• Luxemburg und Österreich für das vereinfachte Anmelde- und Anschreibeverfahren 
• Frankreich, Großbritannien und die Niederlande für das Anschreibeverfahren. 
 

Fragen zu binnengrenzüberschreitenden (einzigen) Bewilligungen beantwortet die Oberfinanzdirektion 
Nürnberg, Tel.: 0911 376-3650, -3652, -3553, Fax: 0911 3762270, E-Mail: zeb@ofdn.bfinv.de. 
 

Weitere Informationen:  
www.zoll.de/b0_zoll_und_steuern/a0_zoelle/h0_zollverfahren_mit_wirt/f0_zeb/vereinf_verfahren/index.ht
ml
Quelle: AW-Prax, Sept. 2007 
 
*** 
 

Neue Mitgliedstaaten beim Carnet-TIR 

Das BMF hat mitgeteilt, dass drei weitere Staaten ihren Beitritt zum TIR-Übereinkommen erklärt haben, der 
zu den nachfolgenden Terminen in Kraft tritt: 
 

• Liberia am 16.03.2006 
• Montenegro am 03.06.2007 
• Vereinigte Arabische Emirate am 20.10.2007. 
 

Da in allen drei Staaten bislang kein bürgender Verband zugelassen worden ist, kommen Abfertigungen zum 
Carnet-TIR-Verfahren bis auf weiteres nicht in Betracht. 
Quelle: AW-Prax, Sept. 2007 
 
*** 
 

Halloween ist endlich europaweit ein Fest 

Das Bundesministerium der Finanzen hatte mit einem Einreihungserlass im Jahre 2002 festgestellt, dass 
Artikel, die einen grinsenden Kürbis abbilden, als Festartikel in Position 9505 des Gemeinsamen Zolltarifs 
einzureihen waren. Diese nationale Entscheidung (Nationale Entscheidungen und Hinweise, NEH) war je-
doch nur in Deutschland gültig, so dass es zu einer uneinheitlichen Anwendung des GZT in der EG-15 und 
EG-25 gekommen ist. 
 

http://www.zoll.de/b0_zoll_und_steuern/a0_zoelle/h0_zollverfahren_mit_wirt/f0_zeb/vereinf_verfahren/index.html
http://www.zoll.de/b0_zoll_und_steuern/a0_zoelle/h0_zollverfahren_mit_wirt/f0_zeb/vereinf_verfahren/index.html
mailto:zeb@ofdn.bfinv.de


Außenwirtschaftsnachrichten / IHK Halle-Dessau, Geschäftsfeld International / September 2007 
Seite 42 

Änderung der Erläuterungen KN
Die Kommission hat Mitte 2007 die Erläuterungen der KN für Pos. 9505 dahingehend ergänzt, dass auch 
künstliche Halloween-Kürbisse (grinsend oder nicht) als Festartikel zu betrachten sind (Erl. KN Pos. 9505 
[KN], Rz. 06.0). Durch diese Änderung werden Halloween-Kürbisse europaweit einheitlich als Festartikel der 
Pos. 9505 eingereiht. Der BMF-Erlass besteht derzeit weiterhin. Die nationale Entscheidung Deutschlands 
geht im Wortlaut über die europäischen Erläuterungen hinaus, da sie auch Motive von ausgehöhlten Kürbis-
sen mit dämonischen Fratzen umfasst. 
 

Ergebnis
Die Position 9505 des GZT ist im Zeitraum von Juli 2002 bis Juni 2007 in der EG uneinheitlich angewendet 
worden, da Halloween-Artikel nur in Deutschland aufgrund des Einreihungserlasses als Festartikel angese-
hen worden sind (Einreihung in Codenummer 9505 9000 00 0, Drittlandszollsatz 2,7%). Vor dem Einrei-
hungserlass waren Halloween-Artikel nach der jeweiligen Funktion oder stofflicher Beschaffenheit anders 
einzureihen. Nationale Erlasse aus anderen Mitgliedstaaten sind nicht bekannt, so dass bis heute von einer 
Einreihung nach Funktion oder stofflicher Beschaffenheit ausgegangen werden muss. Es sind erhebliche 
Wettbewerbsverzerrungen und Einnahmeverluste der EG entstanden. 
 

Bewertung
Die einheitliche Auslegung der Position 9505 des GZT durch einheitliche Erläuterungen zur KN ist zu begrü-
ßen. Diese Maßnahme der Kommission kommt allerdings fünf Jahre zu spät. Fünf Jahre lang ist die Position 
9505 des GZT uneinheitlich ausgelegt worden. Die nationale Auslegung des Gemeinsamen Zolltarifs durch 
nationale Entscheidungen und Hinweise (Einreihungserlasse) sollte unterbleiben, da sie zur uneinheitlichen 
Anwendung des GZT in der EG-27 führt. Diese Einreihungserlasse binden lediglich die deutsche Zollverwal-
tung und sind in den 26 anderen Mitgliedstaaten unbekannt. Die uneinheitliche Anwendung des GZT bei 
Halloween-Artikeln wurde bereits von Blechschmitt im Schrifttum kritisiert. 
Quelle: AW-Prax, Sept. 2007 
 
*** 
 

Republik Ghana: HS-Nomenklatur ab 2009 

Dem Übereinkommen über das Harmonisierte System zur Bezeichnung und Codierung der Waren (HS) vom 
14.06.1983 ist mit Wirkung vom 29.06.2007 als 131. Vertragspartei die Republik Ghana beigetreten. 
 

Neue HS-Vertragsstaaten haben sich verpflichtet, ihre nationalen Zolltarife nach dem Schema der HS-
Nomenklatur aufzubauen (Identität der ersten sechs Tarifstellen der HS-Codierung und vollständige Anwen-
dung der HS-Nomenklatur). 
 

Die Republik Ghana wird die HS-Nomenklatur voraussichtlich ab dem 01.01.2009 anwenden, es sei denn die 
HS-Nomenklatur wird bereits zu einem früheren Zeitpunkt angewendet. 
Quelle: AW-Prax, Sept. 2007 
 
*** 
 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung  

Mit der 80. Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) vom 16.08.2007 hat die Bun-
desregierung das Waffenembargo gegen den Iran gemäß den Gemeinsamen Standpunkten des Rates der EU 
2007/246/GASP und 2007/140/GASP in deutsches Recht umgesetzt. Die Vorgaben der EU sind für die Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union verbindlich. 
 

Der Gemeinsame Standpunkt 2007/246/2007 untersagt den Verkauf, die Ausfuhr, die Durchfuhr sowie Han-
dels- und Vermittlungsgeschäfte von Rüstungsgütern, die nach Iran geliefert werden sollen. Verboten ist 
ferner die Einfuhr von Rüstungsgütern aus Iran, unabhängig davon, ob sie ihren Ursprung im Iran haben. 
Nach dieser Vorgabe ist in der AWV ein Verbot des Verkaufs, der Ausfuhr, der Durchfuhr und der Einfuhr für 
alle Güter von Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste (Anlage AL zur AWV) sowie der Handels- und Vermittlungs-
geschäfte für diese Güter umgesetzt. Entsprechend sind auch Taten Deutscher im Ausland erfasst. 
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Verbot von Umwegausfuhren
Die Verordnung stellt klar, dass die Verbringung, d.h. die Ausfuhr über andere Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union (§ 2 Abs. 2 Nr. 5 des Außenwirtschaftsgesetzes), von Dual-use-Gütern gemäß Anhang I der 
Verordnung (EG) Nr. 423/2007 über restriktive Maßnahmen gegen Iran in einen anderen EU-Mitgliedstaat 
verboten ist, wenn dem Verbringer bekannt ist, dass die Güter über den EU-Mitgliedstaat in den Iran gelie-
fert werden sollen. 
 

Entsprechend wird ein Genehmigungsvorbehalt für die Verbringung von Gütern gemäß Anhang II der Ver-
ordnung (EG) Nr. 423/2007 in einen anderen EU-Mitgliedstaat vorgesehen, wenn dem Verbringer bekannt 
ist, dass die Güter in den Iran geliefert werden sollen. Verstöße gegen das Verbringungsverbot und die Ge-
nehmigungspflicht für Verbringungen sind strafbewehrt. 
 

Regelungen gegen weitere Embargoländer
Für die Ausfuhr von Ausrüstung für die Herstellung von Banknoten in die Demokratische Volksrepublik Ko-
rea (Nordkorea) ist in § 69n Abs. 6 AWV eine Genehmigungspflicht eingeführt worden. Sie war erforderlich, 
um eine Störung des friedlichen Zusammenlebens der Völker und eine erhebliche Störung der auswärtigen 
Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu verhüten (§ 7 Abs. 1 Nr. 2 und 3 AWG), denn es besteht die 
Gefahr, dass Nordkorea eine derartige Ausrüstung beschafft und zur Herstellung gefälschter US$ nutzt, um 
seine Proliferationsbemühungen unter Umgehung der Resolution 1718 (2006) des VN-Sicherheitsrats fort-
zusetzen.  
 

Berücksichtigt wurden in der 80. ÄnderungsVO zur AWV ferner die Resolution 1744 (2007) des VN-
Sicherheitsrats und der Gemeinsame Standpunkt 2007/391/GASP des Rates der EU zur Änderung des Ge-
meinsamen Standpunkts 2002/960/GASP über restriktive Maßnahmen gegen Somalia. Die Änderungen er-
weitern die Ausnahmetatbestände zum Waffenembargo gegen Somalia.  
 

Des Weiteren wurden die Resolution 1753 (2007) des VN-Sicherheitsrats und der Gemeinsame Standpunkt 
2007/400/GASP über die Einstellung bestimmter restriktiver Maßnahmen gegen Liberia berücksichtigt. Um-
gesetzt wurde die Aufhebung des Einfuhrverbots für Rohdiamanten aus Liberia. Parallel wurde Liberia mit 
Wirkung vom 04.05.2007 zur Teilnahme am Zertifizierungssystem des Kimberley-Prozesses für den interna-
tionalen Handel mit Rohdiamanten zugelassen. 
 

Bußgeldbewehrung
Die Verletzung von Informationspflichten im Zusammenhang mit den restriktiven Maßnahmen gegen Nord-
korea gemäß der Verordnung (EG) Nr. 329/2007 und gegen Iran gemäß der Verordnung (EG) Nr. 423/2007 
wurde bußgeldbewehrt. 
 

Verstöße gegen Art. 4 der Verordnung (EG) Nr. 2368/2002 zur Umsetzung des Zertifikationssystems des 
Kimberley-Prozesses für den internationalen Handel mit Rohdiamanten wurden bußgeldbewehrt, um die 
Beachtung des Zertifikationssystems des Kimberley-Prozesses sicherzustellen. 
 

Aktualisierung der Bußgeldbestimmungen
In den §§ 70 und 70a AWV wurden Verweise auf geänderte EG-Verordnungen zur Bekämpfung der Finanzie-
rung des Terrorismus sowie zu restriktiven Maßnahmen gegen die Demokratische Republik Kongo, Bir-
ma/Myanmar und Simbabwe und zur Unterstützung der wirksamen Ausführung des Mandats des Internati-
onalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien aktualisiert. 
 

Länderliste K zur AWV
Durch das Waffenembargo für Rüstungsgüter gegenüber Iran kann die Ausfuhr nicht gelisteter Güter, die 
für die militärische Endverwendung in diesem Land bestimmt sein können, nach Art. 4 Abs. 2 und Abs. 4 der 
EG-Dual-use-Verordnung Nr. 1334/2000 unterbunden werden. Die nationale Genehmigungspflicht nach § 
5c Abs. 1 und 2 AWV in Verbindung mit der Länderliste K wird für Iran durch das vorrangige EG-Recht über-
lagert. Iran war daher aus der Länderliste K zu streichen. 
 

Mosambik wurde von der Länderliste K gestrichen, da die Nennung exportkontrollpolitisch nicht mehr erfor-
derlich ist. 
Quelle: AW-Prax, Sept. 2007 
 
*** 
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Messen und Ausstellungen 

Unterstützung auf 14 Auslandsmessen: Messeprogramm 2008 der Exportinitiative Erneuerbare 
Energien veröffentlicht 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie unterstützt im Jahr 2008 auf 14 Auslandsmessen 
deutsche Aussteller im Rahmen der Exportinitiative Erneuerbare Energien. Dazu werden Gemeinschaftsstän-
de auf Messen mit dem Schwerpunkt erneuerbare Energien organisiert.  
 

Erstmalig wurden für 2008 Auslandsmessen aufgenommen, die vorrangig das Thema Energieeffizienz be-
handeln. Im Inland tritt das Bundeswirtschaftsministerium ausschließlich mit Informationsständen ohne 
Firmenstände auf.  
 

Details zu diesem Programm hat der AUMA jetzt auf seiner Website veröffentlicht. Der AUMA schlägt dem 
Ministerium entsprechende Messen vor und arbeitet dabei mit Fachverbänden und weiteren Experten zum 
Thema erneuerbare Energien zusammen. 
 

Weitere Informationen, auch zu den Ansprechpartnern für die Durchführung der Beteiligungen: 
www.auma-messen.de - Auslandsmesseprogramme des Bundes 
Quelle: AUMA Compact, Nr. 14, 10.08.2007 

*** 

Asiatische Messewirtschaft weiterhin im Aufwind 

Die meisten asiatischen Messemärkte können weiterhin ein starkes Wachstum vorweisen. So jedenfalls kann 
das Ergebnis der 3. überarbeiteten UFI Studie über den asiatischen Messemarkt zusammengefasst werden. 
Wie die beiden Ausgaben zuvor wurde auch diese von der Business Strategies Group (BSG) mit Sitz in Hong-
kong erstellt. 
 

Für die Region wird ein Jahreswachstum von 22,7% bei der vermieteten Fläche ausgewiesen. Die Messewirt-
schaft der VR China (ohne Hongkong) konnte dabei, obwohl sie bereits die größte der Region ist, ein weite-
res Mal überdurchschnittlich zulegen (+ 33%), Hongkong sogar um 48%. Das stärkste Wachstum (+ 78%) 
ist in Vietnam zu verzeichnen, einem noch immer relativ kleinen Messemarkt. 
 

Die über 90-seitige Studie enthält Statistiken sowie Analysen, Prognosen und Kommentare zu den wichtigs-
ten Trends für insgesamt 14 Messemärkte (China), Hongkong, Indien, Indonesien, Japan, Korea, Malaysia, 
Pakistan, Philippinen, Singapur, Taiwan, Thailand, Vietnam). Erstmalig wurde Australien in die Studie mitein-
bezogen. Sie kann direkt bei der UFI unter www.ufi.org bezogen werden. UFI-Mitglieder erhalten Sonder-
preise. 
Quelle: AUMA Compact, Nr. 14, 10.08.2007 

*** 

Messeplatz Italien: Chancen für deutsche Unternehmen 

Italien ist mit einer Anzahl von 165 internationalen Veranstaltungen, mit mehr als 96.830 Ausstellern und 
10.650.000 Besuchern der zweitwichtigste Messeplatz nach Deutschland in Europa. Die acht wichtigsten 
Messegesellschaften haben ihren Umsatz zwischen 2001 und 2005 fast verdoppelt und sie haben damit ca. 
598 Mio. € erzielt, d.h. Italien ist ein wachsender Messeplatz. 

In folgender Übersicht finden Sie eine Auswahl der interessantesten/wichtigsten Messen in Italien: 

• Ecomondo – Int. Fachmesse für Recycling, Energie und nachhaltige Umweltkonzepte, 07.11. – 10.11.2007, 
Rimini, www.ecomondo.it

• Rich-Mac – Int. Chemie-Ausstellung, 04.10. – 07.10.2007, Mailand, www.richmac.it
• Tecnargilla – Int. Ausstellung von Maschinen und Technologie für die Keramik- und Ziegelindustrie, 30.09. 

– 04.10.2008, Rimini, www.tecnargilla.it

http://www.tecnargilla.it/
http://www.richmac.it/
http://www.ecomondo.it/
http://www.ufi.org/
http://www.auma-messen.de/


Außenwirtschaftsnachrichten / IHK Halle-Dessau, Geschäftsfeld International / September 2007 
Seite 45 

• Sicurezza – Int. Ausstellung für elektronische Überwachungs- und Alarmgeräte und Einrichtungen zum 
Schutz von Personen und Gütern, 25.11. – 28.11.2008, Mailand, www.sicurezza.it

• Samoter – Int. Fachausstellung für Bau- und Erdbewegungsmaschinen, 05.03. – 09.03.2008, Verona, 
www.samoter.com

• Marmomacc – Int. Messe für Marmor und Naturstein sowie deren Technologien, 04.10. – 07.10.2007, Ve-
rona, www.marmomac.com

• Sia Guest – Int. Salon der Hospitality-Branche, 24.11. – 27.11.2007, Rimini, www.siarimini.it
• Sigep – Int. Fachmesse für die Herstellung von Speiseeis, Konditorei- und Backwaren, 26.01. – 30.01.2008, 

Rimini, www.sigep.it
• Pianeta Birra Beverage & Co. – Int. Fachmesse für Bier, Getränke, Snacks, Ausstattungen und Inneneinrich-

tungen für Pubs und Pizzerien, 23.02. – 26.02.2008, Rimini, www.pianetabirra.com

Die Italienische Handelskammer für Deutschland unterstützt Unternehmen bei allen Angelegenheiten rund 
um die Messebeteiligung als Einzelaussteller oder im Rahmen eines Gemeinschaftsstandes sowie beim Mes-
sebesuch. 

Kontakt: 
Italienische Handelskammer für Deutschland e.V. 
Stefania Scarabello 
Tel.: 069 97145210 
Fax: 069 97145299 
e-mail: info@ccig.de 

*** 

Messemarkt Spanien: Branche wächst dynamisch 

Im spanischen Messemarkt zeigt sich die positive Stimmung der allgemeinen Wirtschaftslage: Wie bereits in 
den Vorjahren war auch das Jahr 2006 erfolgreich. Im Vergleich zu 2005 konnte die vermietete Ausstel-
lungsfläche gemäß des spanischen Messeverbandes AFE auch turnusbedingt um fast 18% auf 4,9 Mio. qm 
gesteigert werden, während die Steigerung im Vorjahr 3,4% betrug. Diese vermietete Ausstellungsfläche 
verteilte sich 2006 auf 469 Messen im Gegensatz zu 441 Messen im Jahr 2005 und 423 Messen 2004. Damit 
nahm 2006 auch die durchschnittliche Nettofläche je Messe im Vergleich zum Vorjahr zu. 
 

Im Jahr 2006 wuchs die Anzahl der Direktaussteller auf den 469 Messen überdurchschnittlich stark um 10% 
an und erreichte über 76.000 Aussteller, ergänzt durch knapp 45.500 zusätzlich vertretene Unternehmen. 
Die insgesamt 121.681 Aussteller zogen im Jahr 2006 rund 16,5 Mio. Besucher an, 8% mehr als im Vorjahr, 
während die Besucherzahlen in den Jahren 2004 und 2005 gleich bleibend waren. Betrachtet man den An-
stieg der Besucherzahl im Verhältnis zur ebenso zunehmenden Anzahl der durchgeführten Messen, so ka-
men 2006 durchschnittlich knapp 500 Besucher mehr auf eine Messe in Spanien als noch im Jahr 2005. 
 

Madrid
Spaniens Hauptstadt stellt auf internationaler Ebene den bedeutendsten Messeplatz des Landes dar. Derzeit 
bietet die Messegesellschaft IFEMA mit Messegelände Juan Carlos I eine Hallenfläche von 150.000 qm. Mit 
zwei neuen Messehallen, deren Inbetriebnahme für Ende 2007 angekündigt ist, will IFEMA die Bruttohallen-
fläche auf 200.000 qm erhöhen. Der Parque Ferial Juan Carlos I wird dann zu den zehn größten Messege-
länden der Welt gehören. Das Messegelände liegt ca. 10 Minuten von Madrids größtem Flughafen Barajas 
entfernt und hat eigene U-Bahn- sowie Autobahnanbindungen. Zudem befindet sich das städtische Kon-
gresszentrum in unmittelbarer Nachbarschaft. 
 

50 der mindestens 70 im Jahr 2007 auf dem Messegelände Juan Carlos I stattfindenden Messen veranstaltet 
IFEMA selbst, so dass der Anteil der Gastveranstaltungen mit 20 Messen bei knapp einem Drittel liegt. Mit 
42 Messen im Jahr 2007 ist die Mehrzahl der in Madrid organisierten Messen nur Fachbesuchern zugäng-
lich. 17 weitere Veranstaltungen sind reine Publikumsmessen.  
 

Rund 2.000 Aussteller buchten eine Fläche von 1,32 Mio. qm und zogen mehr als 4,3 Mio. Besucher auf das 
Messegelände. 
 

http://www.pianetabirra.com/
http://www.sigep.it/
http://www.siarimini.it/
http://www.marmomac.com/
http://www.samoter.com/
http://www.sicurezza.it/
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Knapp 40% aller internationalen Messen Spaniens finden in Madrid statt. In der Hauptstadt selbst liegt der 
Anteil internationaler Messen am gesamten Messeangebot bei rund 50%. Dennoch ist man bestrebt, insbe-
sondere die Internationalität weiter auszubauen. Aber auch neue Messen sollen entwickelt bzw. bestehende 
weiterentwickelt und das Dienstleistungsangebot ausgebaut werden. 
 

Barcelona
Zählt man in Spaniens zweitgrößter Stadt die Hallenflächen der zwei Messegelände Montjuic und Gran Via 
M2 zusammen, liegt Barcelona mit 295.211 qm Ausstellungsfläche vor Madrid und weltweit an vierter Stelle 
hinter Hannover, Mailand und Frankfurt/Main. 
 

Das Messegelände Montjuic hat für die spanische Messewirtschaft historische Bedeutung. Dort fanden be-
reits in den 20er Jahren Messen statt, damals noch allgemeine Handelsmessen. Fachmessen für bestimmte 
Branchen waren noch unüblich. Erste Branchenfachmessen wurden erst in den 60er Jahren entwickelt. Das 
Messegelände selbst wurde modernisiert und umfasst heute neben einer Hallenfläche von 115.211 qm auch 
ein Kongresszentrum. Rund zwei Drittel der in Barcelona veranstalteten Messen finden auf diesem Gelände 
statt. 
 

Nur 2,5 km von Montjuic in Richtung Flughafen entfernt stehen auf dem Messegelände Gran Via M2 über 
65.000 qm Hallenfläche mehr zur Verfügung, denn dieses Gelände umfasst aktuell 180.000 qm Ausstel-
lungsfläche. Erst 2006 wurden die Hallenkapazitäten hier erweitert und ein weiterer Ausbau erfolgt derzeit. 
Insgesamt werden auf dem Gran Via ab 2009 dann 240.000 qm Ausstellungsfläche auf 6 Hallen verteilt zur 
Verfügung stehen. Auch ein eigenes Kongresszentrum gehört zu dem Gelände, das mit dem Gelände Mont-
juic durch eine Metrolinie direkt verbunden ist. 
 

Insgesamt finden jährlich mehr als 60 Messen in Barcelona statt. Neben der Entwicklung neuer Messen 
strebt die Messegesellschaft Fira Barcelona eine verstärkte Internationalisierung ihrer in Barcelona etablier-
ten Messen an.  
 

Mit dem CCIB - Centre Convencions Internacional Barcelona steht in der Stadt ein weiteres Messegelände 
mit 11.000 qm Hallenkapazität zur Verfügung. Dort finden überwiegend Kongresse statt.  
 

Valencia
Bereits 1917 gegründet, ist Feria Valencia Spaniens älteste Messegesellschaft. Mit 231.000 qm Bruttohallen-
fläche kann die drittgrößte Stadt des Landes einen zweiten Superlativ vorweisen. Seit 2004 steht das Mes-
segelände in dieser Größe zur Verfügung. Das 5 km vom Stadtzentrum und 5 Minuten vom internationalen 
Flughafen Mansises entfernt gelegene Messegelände verfügt über eine Anbindung an das öffentliche Ver-
kehrsnetz und eine moderne Infrastruktur. 
 

Jährlich finden in Valencia rund 40 nationale und internationale Messen statt, wobei reine Fachbesucher-
messen 75% der von Feria Valencia veranstalteten Messen ausmachen. 2006/2007 stellten wie auch im Ver-
gleichszeitraum 2004/2005 insgesamt ca. 13.000 Unternehmen aus, während die Anzahl der Messen gering-
fügig um knapp 3% zunahm. Auf 670.000 qm präsentierten sie sich einer ebenfalls gleich bleibenden Zahl 
von 1,5 Mio. Besuchern. 2006/2007 erreichte der Anteil ausländischer Besucher 15%. Rund 30% der Aus-
steller reisten aus dem Ausland zu den Messen in Valencia an. 
 

Bilbao
In der größten Stadt des spanischen Baskenlandes übersteigen die Kapazitäten der Messehallen ebenfalls 
100.000 qm. Das Bilbao Exhibition Centre BEC misst 108.000 qm Hallenfläche. Zudem verfügt es über ein 
Kongresszentrum sowie eine weitere Veranstaltungsarena.  
 

2006 fanden im Bilbao Exhibition Centre 20 Messen statt, auf denen 2.551 Unternehmen sich und ihre Pro-
dukte insgesamt 1,2 Mio. Besuchern präsentierten. Ungefähr die Hälfte der Messen in Bilbao ist nur Fachbe-
suchern zugänglich, die weitere Hälfte setzt sich aus Publikumsmessen zusammen. 
 

Weitere Messeplätze
Im Nordosten Spaniens liegt am Fluss Ebro Zaragoza die fünftgrößte Stadt des Landes. Das Messegelände 
Feria de Zaragoza umfasst 86.642 qm Hallen- und 35.000 qm Freifläche. Zu dem rund 40 Messen umfas-
senden Programm der Messegesellschaft zählen Fachmessen zu den Bereichen Bauindustrie, Landwirt-
schaftsmaschinen, Umwelt und Wassermanagement, Kellereiausstattung, neue Technologien und Energie. 
 

2008 ist Zaragoza Schauplatz einer Weltausstellung. Das Thema der EXPO 2008, die vom 14.06. -13.09.2008 
stattfinden wird, ist Water and Sustainable Development. Sie gehört mit 25 ha Fläche zur Kategorie der klei-
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nen EXPO’s. Rund 100 Teilnehmerländer und -institutionen werden erwartet. Deutschland wir eine Halle von 
1.200 qm belegen.  
 

In der Autonomen Region Galicien im Nordwesten des Landes gibt es seit 1996 die Messegesellschaft Feira 
Internacional de Galicia mit Sitz in der Stadt Silleda. Die Hallenkapazitäten betragen hier 35.000 qm. Das 
Messeprogramm ist überwiegend auf landwirtschafts- und naturbezogene Themen ausgerichtet. 
 

Spaniens viertgrößte Stadt Sevilla bietet im Palacio de Exposiciones y Congresos FIBES drei Messehallen, die 
über eine Kapazität von 21.600 qm verfügen. Nur wenige der hier stattfindenden Messen haben internatio-
nalen Charakter, so z.B. die internationale Pferdeausstellung SICAB. 
 

Ebenfalls in Andalusien zieht Almeria Aussteller und Besucher auf ihr 19.400 qm Hallenfläche umfassendes 
Messegelände Palacio de Exposiciones y Congresos de Roquetas de Mar. Es ist für die Messe Renewable 
Energy bekannt.  
 

Deutsche Veranstalter
Zwei deutsche Messeveranstalter sind derzeit mit Eigenveranstaltungen auf dem spanischen Messemarkt 
aktiv. So organisiert Fachausstellungen Heckmann seit 2004 in Madrid die Fachmessen für professionelle 
Pflege und technische Hilfen orto/PRO CARE ESPANA im 2-Jahresturnus. Im September 2007 veranstaltet 
die Koelnmesse erstmals die ART COLOGNE Palma de Mallorca. Diese Messe ist jährlich geplant. An der neu-
en deutsch-spanischen Kunstmesse ART COLOGNE Palma de Mallorca werden ca. 60 internationale Galerien 
teilnehmen. 
 

Auslandsprogramm des Bundes
Die Bundesregierung beteiligt sich im Rahmen des Sonderförderprogramms Exportinitiative Erneuerbare 
Energien an Veranstaltungen auf mehreren spanischen Messeplätzen, so auf der Power Expo 2006 in Zara-
goza und auf der Genera 2005 und 2007 in Madrid. Im Rahmen des Auslandsmesseprogramms unterstützt 
das Bundeswirtschaftsministerium Beteiligungen auf der EIBTM in Barcelona. 
 

Weitere Informationen: www.auma-messen.de

Kontakt:  
AUMA Ausstellungs- und Messe-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft e.V.  
Heike Schöttle 
Tel.: 030 24000126 
Fax: 030 24000330 
e-mail: h.schoettle@auma.de 

*** 

INTERGEO East 2008 wieder in Belgrad 

Die INTERGEO East findet im nächsten Jahr wieder in Belgrad (Serbien) statt, wo sie im Jahr 2004 gegründet 
wurde. Seitdem zog die Kongressmesse für Landmanagement, Geoinformation, Bauwesen und Umwelt in 
den ungeraden Jahren mehrfach um, so 2005 nach Zagreb und 2007 nach Sofia. Dieses Konzept soll auch 
beibehalten werden; der Veranstaltungsort für 2009 steht jedoch noch nicht fest. Veranstalter sind die Ge-
sellschaft für Geodäsie, Geoinformation und Landmanagement (DVW) sowie die Deutsche Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit (GTZ); die Organisation liegt bei der HINTE GmbH, Karlsruhe. Die INTERGEO East 
findet vom 18.02. - 20.02.2008 auf dem Belgrader Messegelände statt. 
 

Weitere Informationen: www.intergeo-east.com
Quelle: AUMA Compact, Nr. 16, 10.09.2007 

*** 

Ökotech 
06.11. – 09.11.2007 
Budapest, Ungarn 

Anlässlich der Umweltfachmesse Ökotech 2007 wird die Deutsch-Ungarische Industrie- und Handelskam-
mer einen Firmengemeinschaftsstand anbieten.  

http://www.intergeo-east.com/
http://www.auma-messen.de/
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Die Ökotech ist seit 7 Jahren eine innovative und viel versprechende Fachmesse für die Umwelt- und Kom-
munaltechnik innerhalb des ostmitteleuropäischen Raums und bietet als solche für deutsche Firmen eine 
optimale Plattform für den Beginn, sowie für die Vertiefung profitabler Geschäftsbeziehungen. 

Branchen: 
Erneuerbare Energien, Abfallwirtschaft, Luftreinhaltung 

Kontakt: 
Deutsch-Ungarische Industrie- und Handelskammer 
Gitta Kerékgyártó 
Tel.: 0036 1 3457645 
Fax: 0036 1 3457605 
e-mail: kerekgyarto@ahkungarn.hu 

*** 

Fenestration China 
14.11. - 17.11.2007 
Shanghai, China 
 

Treffpunkt der Fenster- und Fassadenbauer in China ist dieses Jahr erstmals die pulsierende Metropole 
Shanghai: Dort findet vom 14.11. - 17.11.2007 die 5. Fenestration China statt, Chinas führende internatio-
nale Fachmesse der Branche. Organisiert von der CIEC Exhibition Company Ltd. und Nürnberg Global Fairs 
wird die Veranstaltung ab 2008 zwischen den Standorten Peking und Shanghai wechseln. Die Aussichten in 
China sind dabei unverändert viel versprechend: Ein anhaltender Bauboom sorgt für enorme Zuwachsraten 
in der Branche. Zugleich verschärfen die Veranstalter die Durchsetzung des Marken- und Patentschutzes: 
Aussteller unterzeichnen im Vorfeld der Messe ein verpflichtendes Dokument; ausgebildete Rechtsexperten 
bieten während der Dauer der Fenestration China ihre Beratung und schnelle Hilfe an. 
 

Weitere Informationen: http://press.nuernbergmesse.de/fenestration_china/25.pm.3821.html

Kontakt: 
NürnbergMesse GmbH 
Tel.: 0911 86060 
Fax: 0911 86068228 
e-mail: info@nuernbergmesse.de 

*** 

BMWi fördert Präsentation auf der Intertool  
26.02. - 29.02.2008 
Kiew, Ukraine 
Das Bundeswirtschaftsministerium fördert eine Firmengemeinschaftsbeteiligung zur Messe Intertool vom 
26.02. - 29.02.2008 in Kiew. Anmeldungen für die einzige professionelle Fachmesse für Werkzeuge, Metall-
verarbeitung und Schweißtechnologie in der Ukraine ist der 15.11.2007. 

Die Teilnahme deutscher Firmen an der Intertool 2008 wird auf Antrag des Fachverbandes Werkzeugindust-
rie vom Bund unterstützt. Die Messe wird seit 2000 in Kiew veranstaltet. 2007 nahmen 189 Aussteller daran 
teil und es wurden 10.000 Fachbesucher gezählt. Die Ukraine und ihre Nachbarländer haben eine hohe 
Nachfrage nach westlichen Werkzeugmaschinen.  

Branchen: 
Metallbearbeitung, Werkzeugmaschinen, Präzisionswerkzeuge, Messtechnik, Werkzeuge, Korrosionsschutz, 
Oberflächentechnik, Kontrolleinrichtungen, Steinbearbeitungsmaschinen, Bauwerkzeuge, Schweißtechnik, 
Eisenwaren, Elektrowerkzeuge, Formen und Modellbau 

Kontakt: 
IFWexpo Heidelberg GmbH 
Tel.: 06221 13570 
Fax: 06221 135723 
e-mail: info@ifw-expo.com 
 

*** 

mailto:info@nuernbergmesse.de
http://press.nuernbergmesse.de/fenestration_china/25.pm.3821.html
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China Refrigeration 
09.04. – 11.04.2008 
Shanghai, China 
 

China ist einer der bedeutendsten Absatzmärkte für Kälte- und Klimatechnik. Der weltweite Umsatz wird auf 
etwa 56 Mrd. US$ beziffert. Ein Großteil des Geschäfts - etwa 19 Mrd. US$ - entfällt auf die asiatische Re-
gion. Für ausländische Anbieter von Klimatechnik sind v.a. Bauvorhaben interessant, bei denen komplizierte 
Technologie zum Einsatz kommt und die einen hohen Planungsaufwand benötigen. Die Referenzmesse für 
diesen Markt ist die China Refrigeration. Sie gilt weltweit als eine der führenden Messen ihrer Branche. 
 

Auch deutsche Anbieter sind an diesem Wachstum beteiligt, wie die Präsenz von 19 Unternehmen auf der 
18. China Refrigeration Mitte April 2007 in Guangzhou zeigte. Insgesamt zählte die Messe 955 Aussteller 
aus 30 Ländern und über 40.000 Besucher. Der Anteil der internationalen Aussteller lag bei etwa 20%. 
 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie (BMWi) organisiert die Nürnberg Global 
Fairs GmbH einen Firmengemeinschaftsstand. 
 

Branchen: 
Kühl- und Kältetechnik, Eismaschinen, Klimatechnik, Klimageräte, Prüfgeräte, Messtechnik, Heiztechnik, 
Heizgeräte, Lagertechnik, Nahrungsmitteltechnik, Verpackungstechnik 
 

Weitere Informationen: www.nuernbergglobalfairs.com => China Refrigeration 
 

Kontakt: 
Nürnberg Global Fairs GmbH 
Sylvia Rasek 
Tel.: 0911 86068689 
Fax: 0911 86068694 
e-mail: sylvia.rasek@ngfmail.com  
 
*** 
 
Intertech – Int. Technologiemesse 
05.06. - 07.06.2008 
St. Gallen, Schweiz 
 

Die Intertech ist eine Gemeinschaftsveranstaltung der Messe Dornbirn GmbH und der Olma Messen St. Gal-
len. Sie steht unter dem Patronat der Vereinigung der Bodensee-Industrie- und Handelskammer und wird 
jährlich wechselnd in Dornbirn und St. Gallen durchgeführt. Es ist zugleich die größte Technologiemesse in 
der Bodenseeregion. Diese Fachmesse besuchen Entscheidungsträger aus Süddeutschland, Österreich, der 
Schweiz und dem Fürstentum Lichtenstein.  
 

Branchen:  
Produktionstechnologien, Maschinen- und Anlagenbau, Systemtechnik, industrielle Dienstleistungen, For-
schung, Verbände, Hochschulen 
 

Weitere Informationen: www.intertech-sg.ch

Kontakt: 
AGENTUR R. BECKEL 
Internationales Messemarketing 
Ruth Beckel 
Tel.: 0341 6510365 
Fax: 0341 6510366 
e-mail: info@messemarketing-beckel.de 
 
*** 
 

http://www.intertech-sg.ch/
http://www.nuernbergglobalfairs.com/
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Geschäftskontakte 

Weltweit finden und gefunden werden 

www.e-trade-center.com
www.global-business-platform.de
Die Nutzer erhalten bei Anfragen im E-Trade-Center oder der Global Business Platform automatisch auch 
die Treffer in der jeweils anderen Datenbank. 
 

Kooperationen, Vertretungen, Dienstleistungen 

Türkei
Produzent von Draht-Federn sucht Kontakte in Deutschland. Kontakt: APA TEKNIK, TR-Kocaeli, Tel.: 0090 
262 6444556, Fax: 0090 262 6444557, e-mail: info@apateknik.com, Internet: www.apateknik.com 
K/31/2007 
 
Brasilien
Brasilianischer Dessous-Hersteller offeriert Vertretung und sucht Vertriebspartner in Deutschland. Kontakt: 
Seduzione Underwear, Hr. Paulo Deitos Filho, Av. Cai 255, 90810-210 Porto-Alegre, Brasilien, Tel.: 0055 51 
32428826, e-mail: paulo@seduzione.com.br, Internet: www.seduzione.com.br 
K/32/2007 
 
Libyen
Libysche Firma bietet Vertretung von Produkten aus den Bereichen Bau, IT und Elektronik an. Kontakt: Dar 
Lupda Engineering & Consultation Inc., Hr. Anis Abousaada, PO Box 2616, Tripoli - Libyen, e-mail: 
info@lupda.com, Internet: www.lupda.com 
K/33/2007 
 

Warenangebot aus dem Ausland 

Litauen
Unternehmen bietet preisgünstig ein großes Sortiment von Süßigkeiten. Kontakt: UAB DZUKIJA, 02184 Vil-
nius, Tel.: 00370 5 2167746, Fax: 00370 5 2164043, e-mail: export@dzukija.lt, Internet: www.dzukija.lt 
E/10/2007 
 

Ausschreibungen 

Internationale Ausschreibung
Von der Bundesagentur für Außenwirtschaft (bfai) liegen Übersichten zu aktuellen internationalen Aus-
schreibungen vor. Die Kurzübersicht können Sie bei der IHK Halle-Dessau, Frau Diana Hofmann, Tel.: 0345 
2126233, e-mail: dhofmann@halle.ihk.de, erhalten; die ausführliche Version direkt bei der bfai, Herr Wer-
ner, Tel.: 0221 2057377, e-mail: tender@bfai.de 
 
*** 
 

http://www.lupda.com/
mailto:info@lupda.com
http://www.seduzione.com.br/
mailto:paulo@seduzione.com.br
mailto:info@apateknik.com
http://www.global-business-platform.de/
http://www.e-trade-center.com/
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Veranstaltungen der IHK Halle-Dessau / InterCom GmbH 
 

Den gesamten Veranstaltungsplan finden Sie immer aktuell unter:  
www.intercom-sachsen-anhalt.de

__________________________________________________________________________________ 
 

IHK-Messegemeinschaftsstände 2008 

Die mitteldeutschen Industrie- und Handelskammern organisieren im kommenden Jahr wieder mehrere 
Messegemeinschaftsstände im In- und Ausland. 
 

Auf Messegemeinschaftsständen können Sie Ihr Unternehmen kostengünstig und effektiv einem internatio-
nalen Publikum präsentieren. Wir möchten Sie herzlich einladen, diese Chance zu nutzen. Unter folgendem 
Link finden Sie eine Übersicht der geplanten Veranstaltungen: www.halle.ihk.de - International - Messen - 
Messegemeinschaftsstände im In- und Ausland. 
 

Kontakt:  
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
Anja Klepzig 
Tel.: 0345 2126275, Fax: 0345 2179575 
e-mail: aklepzig@halle.ihk.de 
__________________________________________________________________________________ 

 

Ländersprechtag Taiwan 
am 06.11.2007 in der IHK Halle-Dessau 

Die InterCom Sachsen-Anhalt GmbH lädt am 06.11.2007 zu einem Ländersprechtag Taiwan ein.  
 

Taiwan hat sich in den letzten Jahren zu einem Hightech-Standort entwickelt. Die Insel ist u.a. globaler 
Marktführer bei Chipauftragsfertigung, Motherboards, Notebooks und LCD-Monitoren. Aber auch in den 
traditionellen Branchen kann sie Erfolge aufweisen, so gehört die Insel zu den weltweit größten Lieferanten 
von Glasfasern und Polyester- und Nylonfasern.  

Taiwans Aufstieg in der IT-Industrie hat zu wachsenden Forschungs- und Entwicklungsausgaben geführt. 
Das Land bietet damit für die High-Tech-Industrie ein ideales Umfeld und attraktive Standorte in einer Viel-
zahl von Industriezonen mit Branchenschwerpunkten. Zwar ist der Heimatmarkt relativ klein, die Insel eig-
net sich aber aufgrund der engen kulturellen und sprachlichen Verflechtungen als Testfeld und Sprungbrett 
für den chinesischen Markt.  

Geschäftschancen und Kooperationsmöglichkeiten bestehen insbesondere in den Bereichen Autoelektronik, 
Unterhaltungselektronik, Medizintechnik, Biotechnologie und Werkzeugmaschinenbau. 

Kontakt: 
InterCom Sachsen-Anhalt GmbH 
Ralph Seydel 
Tel.: 0345 2126284, Fax: 0345 2179584 
e-mail: rseydel@halle.ihk.de 

http://www.halle.ihk.de/
http://www.intercom-sachsen-anhalt.de/
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Neue Märkte erkunden  
Unternehmerreise Venezuela 

Wir möchten Sie zu einer Unternehmerreise nach Venezuela einladen, um mit Ihnen die Geschäftsmöglich-
keiten und Rahmenbedingungen in einer der dynamischsten Wirtschaftsregionen der Welt zu erkunden.  
 

Gemeinsam mit der Botschaft der Bolivarischen Republik Venezuela und Herrn Botschafter a.D. Klaus Hart-
mann (u.a. Chef der diplomatischen Mission der ehemaligen DDR in Venezuela) / Z&S GbR wollen wir für Sie 
Beziehungen zur venezolanischen Wirtschaft schaffen. 
 

Wir werden mit Ihnen vom 10.11. - 17.11.2007 das Wirtschaftszentrum Caracas sowie die angrenzende 
Region Miranda besuchen. Ziel ist die Anbahnung von Geschäftskontakten mit venezolanischen Unterneh-
men und Vertretern staatlicher Einrichtungen. 
 

Vor Ort werden dazu Kooperationsbörsen durchgeführt und mit individuellen Gesprächsterminen und Fir-
menbesichtigungen kombiniert. Die Gespräche werden firmenindividuell organisiert und durch Berater be-
gleitet. Der Ablauf des Programms wird vorab mit Ihnen persönlich abgestimmt und an Ihren Vorgaben aus-
gerichtet. 
 

Die Reise wird vom Ministerium für Wirtschaft und Arbeit des Landes Sachsen-Anhalt gefördert. Die geför-
derten Kosten pro Teilnehmer liegen bei 1.600 € zzgl. der Reise- und Unterbringungskosten. 
 

Kontakt: 
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
Daniel Loeschke 
Tel.: 0345 2126234, Fax: 0345 2179534 
e-mail: dloeschke@halle.ihk.de 
__________________________________________________________________________________ 
 

Interessenten-Meldung zur Unternehmerreise Venezuela 2007 
Fax: 0345 2179534 

Firma:   ……………………………………………………………………………………………………………………… 
 

Anschrift:  ...................................................................................................................................................................... 
 

...................................................................................................................................................................... 
 

Ansprechpartner: ...................................................................................................................................................................... 
 

Telefon:   .......................................................  E-Mail: ............................................................................................. 
 

Fax:   .......................................................  Webseite: ……………………………………………………….......... 
 

.....................................................    ......................................................................... 
Ort / Datum      Unterschrift / Firmenstempel 
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Seminar 
 

Exportkontrolle aktuell – Ausfuhrkontrollvor- 
schriften verschärft 

Seminarziel 
 
Das Seminar vermittelt die Zusammenhänge und Bedeutung der Ausfuhrkontrollvorschriften bezüglich Ihrer 
Exportgeschäfte. Durch praktische Übungen gewinnen Sie Verhaltenssicherheit bei der Ausfuhr genehmi-
gungspflichtiger Güter. 
 

Inhalt 
 
• Einführung in die Systematik der Exportkontrolle 
- aktuelle Embargo-Verordnungen 
- kritische Länder 
- kritische Empfänger 

 
• betroffene Güter, Software und Know-how-Transfer 
 
• Anwendung und praktische Übungen zur 
- Güterliste 
- Dual-Use-Verordnung 

 
• Lieferung von Ersatzteilen 
 
• Ausfuhrverantwortlicher 
 

Zielgruppe: Mitarbeiter/-innen und Verantwortliche exportierender Firmen, die sich einen                        
Überblick über den aktuellen Stand und der Systematik der Exportkontrolle ver-
schaffen möchten. 

 
Referent: Dr. Peter Ruprecht 
 Dr. Ruprecht & Partner Unternehmensberatung, Heidelberg 
 
Termin: 04.10.2007, 08:30 - ca. 16:00 Uhr 
 
Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 
Veranstalter: InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der Industrie- und  

Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 
 
Preis: 130,90 € inkl. MwSt./Teilnehmer 
 inkl. Seminarunterlagen 
 
Anmeldung: mittels Antwort-Fax (siehe Anlage) 
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Seminar 
 

Einführung in die Behandlung der Umsatzsteuer 
bei grenzüberschreitenden Leistungen mit EU  

und Drittländern 
- mit praktischen Beispielen und Übungen - 

Seminarziel 
Unter Anwendung von Fallbeispielen werden Grundkenntnisse in der umsatzsteuerlichen Behandlung so-
wohl innergemeinschaftlicher als auch außergemeinschaftlicher Leistungen vermittelt.  
 

Inhalt 
• Grundlagen 
- Begriffe wie "Umsatz", "Leistungen", "Lieferungen", "Leistungsorte", "Inland", "Ausland", "Gemein-

schaftsgebiet", "Drittländer", "Verbringen", "Ausfuhr" 
- Bestimmung des Ortes der Leistung 
- Steuerbarkeit von Leistungen 
- Systematik der Umsätze 
- Wer ist Steuerschuldner? 

 

• Leistungen 
- Lohnveredelungen, Reparaturen 
- Güterbeförderungen, Transportleistungen 
- Vermittlungsleistungen 
- „Katalogleistungen“ 
- elektronische Dienstleistungen 
- Leistungen in Verbindung mit Grundstücken (Bau- und Montageleistungen, Messen) 
- Schulungs- und Seminarleistungen 

 

• Besteuerung 
-Umkehr der Steuerschuld (Reverse Charge) 
-umsatzsteuerliche Registrierung 
-Fiskalvertreter 
-Erstattungsmöglichkeit ausländischer Umsatzsteuer 

 

• praktische Beispiele 
 
Zielgruppe: Mitarbeiter aus den Bereichen Einkauf, Verkauf, Versand, Export, Service, Buchhal-

tung sowie Personen, die mit der Rechnungsstellung zu tun haben 
 

Referent: Dr. Peter Ruprecht 
 Dr. Ruprecht & Partner Unternehmensberatung, Heidelberg 
 

Termin: 05.10.2007, 08:30 - ca. 16:00 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Veranstalter: InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der Industrie- und  
Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 

 

Preis: 130,90 € inkl. MwSt./Teilnehmer 
 inkl. Seminarunterlagen 
 

Anmeldung: mittels Antwort-Fax (siehe Anlage) 
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Seminar 
 

Auslandsvertrieb - Auslandsvertretungen 
Die qualifizierte Suche - die richtige Auswahl - der  
korrekte Vertrag - die effektive Zusammenarbeit –  

praxiserprobte Anleitungen und Tipps 
Viele Unternehmen schöpfen ihre Potentiale im Ausland bei weitem nicht aus. Insbesondere bei der Zusam-
menarbeit mit externen Vertriebspartnern bleiben die Umsatzerfolge oftmals weit hinter den Erwartungen 
zurück. In gleicher Weise entspricht die erhoffte Intensität der Marktbearbeitung durch den Partner nicht 
dem eigenen Anspruch. 
 

Die Ursachen liegen häufig in unpräzisen Vereinbarungen, mangelnder Kommunikation und fehlenden Steu-
erungsinstrumenten. Wichtig ist insbesondere eine wirksame Steuerung, die auf einer effizienten Vertriebs-
struktur und der Führung der Vertriebspartner beruht. 
 

In diesem Seminar werden sowohl die Voraussetzungen für eine erfolgreiche Vertriebssteuerung, als auch 
die Werkzeuge für eine erfolgreiche Zusammenarbeit mit den Vertriebspartnern vermittelt. 
 

Im Einzelnen beschäftigt sich das Seminar mit folgenden Themen: 
 

• Wann empfiehlt sich der Einsatz eines Auslandsvertreters, unter welchen Umständen sollte eher mit einem 
Händler zusammengearbeitet werden? 

• Kriterien für die Auswahl von Vertriebspartnern 
• Häufig beobachtete Fehler bei der Auswahl von Händlern/Vertretern 
• Erarbeitung einer gemeinsamen Zielsetzung 
• Methoden zur wirksamen Leistungssteigerung von Auslandsvertretern 
• Instrumente der Einflussnahme und Steuerung 
• Welche Provisionsregelungen sind üblich? 
• Welche rechtlichen Rahmenbedingungen sind zu berücksichtigen? 
• Das neue EU-Handelsvertreterrecht 
• Der Ausgleichsanspruch des im Ausland tätigen Handelsvertreters 
• Checklisten zur Abfassung von Handelsvertreter-Verträgen 
 
Seminarziel: Die Seminarteilnehmer erfahren, auf welche Weise es möglich ist, geeignete Ver-

triebspartner im Ausland rasch und zuverlässig zu finden. Sie lernen, mit welchen 
Mitteln eine nachhaltige Leistungssteigerung bei diesen Vertriebspartnern erzielt 
werden kann und welche Vertragsklauseln sie vereinbaren sollen. 

 

Zielgruppe: Geschäftsführer und leitende Mitarbeiter sowie Sachbearbeiter von Exportabtei-
lungen 

 

Referent: Hatto Brenner, AWI Hatto Brenner & Co. GmbH, Erlangen  
 

Termin: 12.10.2007, 09:00 - ca. 16:30 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Veranstalter: InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der Industrie- und  
Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 

 

Preis: 110 € zzgl. MwSt./Teilnehmer  
 inkl. Seminarunterlagen 
 

Anmeldung: mittels Antwort-Fax (siehe Anlage) 
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Seminar 
 

Abwicklung von Exportgeschäften und praktischen  
Übungen bei der Zolldokumentenerstellung 

Seminarziel 
 

Anhand praktischer Beispiele und unter Benutzung von Originalpapieren werden die Seminarteilnehmer in 
die Lage versetzt, selbständig die im Tagesgeschäft bei der Abwicklung von Auslandsgeschäften auftreten-
den Probleme zu lösen. 
 
Inhalt 
 

� Exportabwicklung 
• Angebotsbearbeitung 
• Kosten- und Risikoklauseln 
• Lieferbedingungen (INCOTERMS, neueste Fassung) 
• Zahlungsbedingungen (u.a. Akkreditiv) 
• Exportkalkulation 

 

� Versicherungsfragen im Export 
• Risiken und Deckungsmöglichkeiten 
• Transportversicherung 
• Ausfuhrkreditversicherung (z.B. Hermes) 
• General- und Einzelpolicen 

 

� Erstellung länderspezifischer Versandpapiere 
• Handelsrechnung und deren Sonderformen 
• Frachtpapiere (u.a. Konnossement) 
• Zollpapiere (Einheitspapier, Ursprungszeugnis, EUR.1) 
• Intrastatmeldung und Zusammenfassende Meldung 
• Praktische Übungen (z.B. Ausfuhranmeldung und Intrastatmeldung) 

 

� Ursprungsregeln und Präferenzen 
 
Zielgruppe: Mitarbeiter der Bereiche Verkauf Ausland sowie Auftragsabwicklung/Versand Aus-

land, Auszubildende 3. Ausbildungsjahr, Mitarbeiter von Betrieben, die mit dem Ex-
port beginnen möchten 

 

Referent: Herr Dr. Ralf Ruprecht oder Dr. Peter Ruprecht 
 Dr. Ruprecht & Partner Unternehmensberatung, Heidelberg 
 

Termin: 15. und 16.11.2007, 08:30 - ca. 16:00 Uhr 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Veranstalter: InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der Industrie- und  
Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 

 

Gebühren: 180 € zzgl. MwSt. / Teilnehmer 
 inkl. Seminarunterlagen 
 

Anmeldung: mittels Antwort-Fax (siehe Anlage) 
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Seminar 
 

Internationales Vertragsrecht: Das Wichtigste für 
Nichtjuristen - Schwerpunkt: Kaufverträge  

mit Formulierungen in Deutsch/Englisch 
Seminarziel 
In der täglichen Firmenpraxis wird eine Vielzahl von Verträgen mit Auslandsbezug - vor allem Kaufverträge - 
geschlossen. Schlechte Formulierungen und Fehler bei der Abwicklung können viel Geld kosten. Die Teilnehmer 
erarbeiten, worauf man bei einer vorteilhaften Vertragsgestaltung achten sollte und was bei der Abwicklung von 
Verträgen wichtig ist. Wie kann man sich absichern, welche Risiken bestehen und wie kann man diese 
begrenzen? 
 

Zielgruppe 
Unternehmer, Kaufmännische Leiter, Exportleiter, Vertriebsleiter, Mitarbeiter im Vertrieb 
 

Methodik 
Fachvortrag, Fallbeispiele, praktische Übungen 
 

Inhalt 
 

• Verhältnis nationales – internationales Recht: Das Internationale Privatrecht, Verhältnis von nationa-
lem zu internationalem Recht, die Gesetze der EU: Richtlinien und Verordnungen, Grundsätze des anglo-
amerikanischen Rechtskreises 

• Grundsätze freier Rechtswahl: Prinzip der freien Rechtswahl, keine Rechtswahl bei zwingendem Recht 
(ordne public), Verbraucherschutzverträge, Arbeitsverträge 

• Vertragsabschluss: Zustandekommen, AGB: Kann man sich auf sie verlassen? 
• Zahlungssicherungen: Schwerpunkt Akkreditiv, Bankgarantien im Außenhandel 
• Verzug: Folgen des Verzugs, Wie kann man sie am besten einschränken?, Höhere Gewalt 
• Gewährleistung, Haftung: Welche Risiken gibt es bei Mängeln und worauf muss man achten (Aus-

schluss von Folgeschäden)? 
• Abnahme: Wie formuliert man am besten? 
• Eigentumsvorbehalt: Ist er im Ausland praktikabel?
• Gerichtsstand oder Schiedsgericht: Vollstreckbarkeit, Vorteile/Nachteile eines Schiedsgerichts, Welche 

Schiedsgerichte sind empfehlenswert? 
• Rücktritt vom Vertrag: Wie formuliert man vorteilhaft? 
• Internationale Produkthaftung: Schwerpunkt USA 
• Internationales Vertriebsrecht: Selbständigkeit des Handelsvertreters, Schutzvorschriften für Handels-

vertreter im Ausland 
• Internationales Strafrecht: Bestechung ausländischer Amtsträger 
• Abstimmung Verkauf - Einkauf 
 

Termin: 19.11.2007, 09:00 – ca. 16:00 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 

 

Veranstalter: InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der Industrie- und  
Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 

 

Referent: Herr Volker Gerstner, Rechtsanwalt aus Wiesloch 
 

Preis: 119 € inkl. MwSt. / Teilnehmer  
 inkl. Arbeitsunterlagen 
 

Anmeldung: mittels Antwort-Fax (siehe Anlage) 
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Seminar 
 

Exportbeschränkungen 

Bei dem Begriff Exportbeschränkungen glauben viele Exporteure, dass sie die gesetzlichen Vorgaben nicht zu 
kennen brauchen, da ihr exportierter Warenkreis doch unsensibel sei oder sie womöglich nicht selbst, son-
dern lediglich über Dritte exportieren. Dass dies nicht so ist, soll die Veranstaltung zeigen. Sie gibt einen 
Überblick über die Vielzahl europäischer und nationaler Exportbeschränkungen, die Waren-, Länder- oder 
auch finanzbezogen sind. Lieferungen von bestimmten, in den Ausfuhrvorschriften genannten Waren kön-
nen ebenso untersagt sein, wie die Ausfuhr allgemeiner Waren mit doppeltem Verwendungszweck oder an 
bestimmte Empfänger. 
 
Die Teilnehmer der Veranstaltung werden in die Lage versetzt, eigene Checklisten zur Prüfung bestehender 
Exportbeschränkungen zu erstellen und ihre Handlungsabläufe entsprechend anzupassen. 
 
Zum Abschluss des Seminars erfolgt ein kurzer Blick auf die drohenden buß- und strafrechtlichen Konse-
quenzen bei Missachtung der gesetzlichen Bestimmungen. 
 
Inhalt und Aufbau 
 
1. Die auf den Verwendungszweck der Ware bezogene EG-dual-Use-VO 
2. Die Finanzsanktionen der EG (17 verschiedene Sanktionen, Stand 14.05.2007) 
3. Die Exportbeschränkungen nach AWV und Ausfuhrliste  

Erkennen bestehender Exportbeschränkungen 
Überblick über buß- und strafrechtliche Vorschriften 

 
Zielgruppe: Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus exportierenden Industrie- und Handelsun-

ternehmen, Leiter/Mitarbeiter in Export-/Importabteilungen, Versandabteilung, 
Steuerbearbeitung - insbesondere Bearbeiter, die noch nicht umfassend mit den 
Möglichkeiten der Abwicklung der Einfuhrverfahren vertraut sind bzw. jene, die ih-
re Kenntnisse vertiefen und auffrischen wollen 

 
Referent: Frank-Markus Laufert, Dipl.-Finanzwirt beim Zollkriminalamt in Köln im Bereich 

Außenwirtschaft, als Dozent im Bereich Aus- und Fortbildung für den Zollfahn-
dungsdienst und für die Wirtschaft tätig 

 
Termin:  21.11.2007, 13:00 – ca. 17:00 Uhr 
 
Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 

Franckestraße 5, 06110 Halle 
 
Veranstalter: InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der Industrie- und  

Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 
 
Preis: 71,40 € inkl. MwSt./Teilnehmer 
 
Anmeldung: mittels Antwort-Fax (siehe Anlage) 
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Veranstaltungen/Seminare 

Informations- und Veranstaltungsreihe Automotive und Zulieferer 
 

Die BHK International GmbH führt im Herbst/Winter 2007/2008 eine Informations- und Veranstaltungsreihe 
für deutsche Automobilzulieferer durch. Schwerpunkt sind die international wichtigen Märkte in Spanien, 
Frankreich und der Türkei. Dazu werden die folgenden Veranstaltungen angeboten: 
 

1. Branchenforum: Automobilzulieferer Frankreich, 25.10.2007, Bonn, 
www.bhk-international.de//projekte/euro_frankreich_2007.html

2. Branchenworkshop und Marktbericht: Die Automobilindustrie in Spanien: Chancen und Perspektiven für 
deutsche Automobilzulieferer, 27.11.2007, Bonn, 
www.bhk-international.de//projekte/euro_spanien_2007.html

3. Delegationsreise mit Werksbesichtigungen und Kooperationsbörsen nach Katalonien und Valencia, 18.02. 
- 22.02.2008, www.bhk-international.de//Data/BHK-GmbH_Spanien_2007_Flyer.pdf

4. Delegationsreise nach Lothringen, Champagne-Ardenne und Elsass, April 2008 
5. Ähnliche Veranstaltungen werden im Oktober/November 2007 zur Automobilindustrie in der Türkei 

durchgeführt, www.bhk-international.de//projekte/euro_turkei_otomotiv2007.html

Kontakt: 
BHK International GmbH 
Nikolaus Kraus 
Tel.: 0228 2892017 
Fax: 0228 2892019 
e-mail: kraus.nikolaus@bhk-international.de 
 
*** 
 
Hochtechnologie–Börse in Griechenland 
05.10. - 06.10.2007, Thessaloniki 
 

Am 05./06.10.2007 findet im International Exhibition Centre von Thessaloniki das Hi-Tech Innovators’ Parte-
nariat statt. Das Partenariat wird die erste Veranstaltung dieser Art in Griechenland sein. Ziel ist es, Ge-
schäftspartnerschaften zwischen griechischen und ausländischen Unternehmen in folgenden Bereichen zu 
entwickeln: 
 

• Software & Hardware 
• Telekommunikation & Informationstechnologie  
• Forschung und Entwicklung für neue Produkte und Dienstleistungen. 
 

Unternehmen und Institutionen dieser Bereiche - sowohl aus Griechenland als auch aus dem Ausland - 
nehmen am Partenariat teil, um Netzwerke und Beziehungen für die Entwicklung und Verbreitung neuer 
Technologien aufzubauen. Vorrangig wird dies durch Geschäftstreffen stattfinden, welche im Vorfeld und zu 
Beginn der Veranstaltung arrangiert werden. 
 

Weitere Informationen: www.hitech-partenariat.gr

Kontakt: 
Nocken & Hammes Consulting 
Tel.: 0221 9347150 
Fax: 0221 383798 
e-mail: nhkoeln@nh-consulting.de 
 
*** 

http://www.hitech-partenariat.gr/
http://www.bhk-international.de//projekte/euro_turkei_otomotiv2007.html
http://www.bhk-international.de//Data/BHK-GmbH_Spanien_2007_Flyer.pdf
http://www.bhk-international.de//projekte/euro_spanien_2007.html
http://www.bhk-international.de//projekte/euro_frankreich_2007.html
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Ländersprechtag Norwegen 
10.10.2007, Halle 
 

Am 10.10.2007 führt die Handwerkskammer Halle einen Ländersprechtag Norwegen durch. Hier gibt es In-
formationen zur gewerblichen Tätigkeit durch Mitarbeiter des Königlich Norwegischen Generalkonsulats 
und der Handwerkskammer. 
 

Bei Interesse an anderen skandinavischen Ländern, wie Dänemark oder Schweden, kann dies ebenfalls ge-
meldet werden. Die Handwerkskammer Halle würde entsprechende organisatorische Vorbereitungen treffen. 
 

Kontakt: 
Handwerkskammer Halle 
Angelika Stelzer 
Tel.: 0345 2999221 
Fax: 0345 2999200 
e-mail: astelzer@hwkhalle.de 
 
*** 

Lateinamerika-Tag 
11.10. - 12.10.2007 Hamburg 
 

Der diesjährige Lateinamerika-Tag findet unter der Schirmherrschaft des Ersten Bürgermeisters von Ham-
burg, Herrn Ole von Beust, statt und wird gemeinsam vom Lateinamerika Verein (LAV) und der HK Hamburg 
organisiert. Als Ehrengast wird S.E. Martín Torrijos, Präsident der Republik Panama begrüßt.  
 

Weitere Informationen: www.lateinamerikaverein.de/de

Kontakt: 
Lateinamerika Verein e.V. 
Tel.: 040 4134313 
Fax: 040 457960 
e-mail: info@lateinamerikaverein.de 
 
*** 
 
Hungarian-Asian Entrepreneurs’ Day 
14.10. - 18.10.2007, Budapest/Ungarn 
 

Mit dem Titel Hungarian-Asian Entrepreneurs’ Days findet vom 14.10. - 18.10.2007 eine Konferenz mit Un-
ternehmertreffen und Ausstellung statt, welche vom ungarischen Unternehmerklub (Entrepreneurs'Club 
Association) und der Ungarischen Industrie- und Handelskammer organisiert wird. 
 

Weitere Informationen: www.haed.hu

Kontakt: 
Entrepreneurs’ Club Society 
Sandor Ujhelyi 
Tel.: 0036 1 7890614 
Fax: 0036 1 7890614 
e-mail: magicmedia@chello.hu 
 
*** 
 
iMOVE-Konferenz: Training - Made in Germany: Eine Exportbranche zwischen Dornröschenschlaf 
und Aufbruch 
15.10. - 16.10.2007, Berlin 
 

Der globale Bildungsmarkt boomt. Der Bedarf an beruflicher Qualifizierung - ob in Transformations- oder 
Schwellenländern, Industrienationen oder Wachstumsmärkten - ist enorm. Sowohl staatliche Organisatio-
nen als auch die Privatwirtschaft haben mittlerweile erkannt: Die Ausbildung von Fachkräften ist eine zent-
rale Voraussetzung für Wirtschaftswachstum und Wettbewerbsfähigkeit. Ebenso wie deutsche Produktions-

mailto:magicmedia@chello.hu
http://www.haed.hu/
mailto:info@lateinamerikaverein.de
http://www.lateinamerikaverein.de/de
mailto:astelzer@hwkhalle.de
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güter genießt Training - Made in Germany weltweit einen ausgezeichneten Ruf. Die fachliche Kompetenz 
deutscher Bildungsdienstleister allein reicht allerdings nicht aus, um auf internationalen Märkten erfolg-
reich zu sein. Sprachkenntnisse, Flexibilität, interkulturelle Kompetenz und Präsenz vor Ort, gepaart mit in-
ternationalen Marketingstrategien und einem neuen Unternehmergeist sind unabdingbare Voraussetzungen 
für den internationalen Erfolg.  
 

Im Rahmen der iMOVE-Konferenz diskutieren Weiterbildungsanbieter sowie Entscheidungsträger aus Politik 
und Wirtschaft die Chancen und Risiken, Voraussetzungen und Erfolgsfaktoren der Internationalisierung 
sowie Trends und Tendenzen des deutschen Bildungsexports. Vertriebsstrategien, Förderinstrumente und 
Netzwerke sind zentrale Bestandteile der Diskussion. Berichte aus der Praxis bereichern die Veranstaltung. 
Ein Highlight der Konferenz ist die Verleihung des German Training Export Award 2007 durch den Parla-
mentarischen Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF), Andreas Storm, mit 
dem iMOVE deutsche Bildungsdienstleister auszeichnet, die sich erfolgreich auf internationalen Märkten 
behaupten. Einen weiteren Höhepunkt der Veranstaltung stellt die Vorstellung des ersten Trendbarometers 
Weiterbildungsexport dar, einer Gemeinschaftsaktion von iMOVE und dem F.A.Z.-Institut.  
 

iMOVE ist eine Initiative vom Bundesministerium für Bildung und Forschung zur Exportförderung von Wei-
terbildungsdienstleistungen. iMOVE unterstützt deutsche Dienstleister bei der internationalen Vermarktung 
beruflicher Aus- und Weiterbildung.  
 

Weitere Informationen: www.imove-germany.de/konferenz2007

Kontakt: 
iMOVE 
Britta van Erckelens 
Tel.: 0228 1071774 
Fax: 0228 1072895 
e-mail: vanerckelens@imove-germany 
 
*** 
 
Einkaufen und Produzieren in Polen 
17.10.2007, Düsseldorf 
 

Unbestritten zählt die Region Mittel- und Osteuropa (MOE) heute zu den wichtigsten Beschaffungs- und 
Investitionsmärkten für deutsche Unternehmen. Obwohl nahezu alle großen Konzerne in der Region vertre-
ten sind, ist das Engagement deutscher Firmen insbesondere auch durch kleine und mittelständische Betrie-
be geprägt, die für ihre Bedarfe und Strukturen in den MOE-Ländern die passenden Partner und Lieferanten 
finden – häufig im Gegensatz zu den Volumenmärkten in Asien. 
 

Polen als größtes unter den neuen EU-Mitgliedstaaten besitzt nicht nur auf der Absatzseite interessantes 
Potential. Historisch gewachsene Produktionsstrukturen bilden ein solides Fundament für die Beschaffung 
und Fertigung in den Industriebereichen Maschinen- und Anlagenbau, Automobilbau und -zulieferer, Me-
tallverarbeitung, Elektronik, Chemie, Textil und Bekleidung sowie Möbel. 
 

Dabei gehört das Land auf der einen Seite nicht mehr zu den billigsten unter den MOE-Staaten, dafür steht 
man auf der anderen Seite einigen Risikofaktoren anderer Emerging Markets aufgrund der fortgeschrittenen 
Entwicklung und der EU-Zugehörigkeit nicht mehr gegenüber. Gerade dieser Mittelweg zeichnet – auch vor 
dem Hintergrund der geografischen Nähe – die Attraktivität Polens aus und macht das Land zu einem be-
vorzugten Beschaffungs- und Produktionsstandort deutscher Unternehmen.  
 

Die Veranstaltung gibt einen umfassenden Überblick darüber, welche Warengruppen für eine Beschaffung 
und Produktion in Polen in Frage kommen und welche Regionen hierfür interessant sind. In Praxisberichten 
werden Erfahrungen bei der Lieferantensuche und -qualifikation, der Qualitätssicherung und der Sicherstel-
lung der Liefertreue sowie beim Produktionsaufbau geschildert. Neben diesen zentralen Themen stehen 
auch die wichtigsten rechtlichen und logistischen Besonderheiten im Fokus. Zielgruppe der Veranstaltung 
sind alle Verantwortlichen aus den Bereichen Einkauf, Produktion und Logistik sowie Geschäftsführer mit-
telständischer Betriebe.  
 

Weitere Informationen: www.supply-markets.com/polen

http://www.supply-markets.com/polen
http://www.imove-germany.de/konferenz2007
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Kontakt: 
CfSM - Centrum für Supply Management 
Ulrike Müller 
Tel.: 0931 312407 
Fax: 0931 312405 
e-mail: ulrike.mueller@supply-markets.com 
 
*** 
 
Albanien Wirtschaftskonferenz 
23.10.2007, Tirana 
 

Am 23.10.2007 findet in der albanischen Hauptstadt Tirana der zentrale Wirtschaftstreff für Unternehmen 
statt, die neue Perspektiven für Investitionen und Handel für ihr Unternehmen auf dem westlichen Balkan 
suchen.  
 

Weitere Informationen: www.daw-wirtschaftsgesellschaft.de

Kontakt: 
Deutsch-Albanische Wirtschaftsgesellschaft e.V. 
Michael Alber 
Tel.: 030 590099571 
Fax: 030 590099519 
e-mail: Michael.Alber@bga.de 
 
*** 
 
3. Wirtschaftstag Sachsen-Anhalt 
26.10. – 27.10.2007, Lutherstadt Wittenberg 
 

Als Teilnehmer werden Existenzgründer, Studenten, Geschäftsführer von kleinen und mittleren Unterneh-
men sowie Fach- und Führungskräfte erwartet. Der Teilnehmerkreis wird ca. 100 bis 120 Personen umfas-
sen. Mit der Veranstaltung wird die Möglichkeit geboten, unternehmerisches Wissen zu vertiefen sowie inte-
ressante und praxisorientierte Erfahrungen zu sammeln und auszutauschen.  
 

Mit den Hauptreferenten, Herrn Dr. Heinz-Horst Deichmann - geschäftsführender Gesellschafter der 
Heinrich Deichmann-Schuhe GmbH & Co. KG und Wilfried Franz - Gründer der Spiele Max AG, stehen dafür 
Unternehmerpersönlichkeiten zur Verfügung, die bereit sind, ihre bisher sowohl im gesellschaftlichen als 
auch im geschäftlichen Leben gesammelten Erfahrungen weiterzugeben und die Teilnehmer damit zu moti-
vieren, das eigene Handeln entsprechend daran auszurichten. 
 

Weitere Informationen: www.wirtschaftstag-wittenberg.de

Kontakt: 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH des Landkreises Wittenberg 
Axel Bode 
Tel.: 03491 462393 
Fax: 03491 462390 
e-mail: info@wfg-wittenberg.de  
 
*** 
 
Markterkundungsreise Medizin/Gesundheitswesen nach Saudi-Arabien 
26.10. - 29.10.2007 
 

Das Königreich Saudi-Arabien plant für die Modernisierung und den Ausbau seines Gesundheitswesens 
Investitionen im mehrstelligen Mrd.-Bereich. Jährlich werden 10 Mrd. € investiert. Bis zum Jahr 2009 fließen 
über 15 Mrd. € zusätzliche Mittel in den Sektor. 
 

Mit einem jährlichen Bevölkerungswachstum von über 3% und einer stetig wachsenden Lebenserwartung 
steht Saudi-Arabien einer Reihe von Herausforderungen im Gesundheitswesen gegenüber. Allein bis zum 

mailto:info@wfg-wittenberg.de
http://www.wirtschaftstag-wittenberg.de/
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Jahr 2009 werden 300 Rehakliniken, 150 Notfallzentren, 54 Krankenhäuser und 8 medizinische Hochschulen 
neu errichtet. 
 

Letztlich werden die bestehenden Einrichtungen modernisiert und mit neuer Ausrüstung ausgestattet. Die 
günstige konjunkturelle Entwicklung und anhaltend hohe Erdölpreise sorgen für ausreichende Finanzie-
rungsmittel. Diese Rahmenbedingungen bieten spezialisierten deutschen Unternehmen aus dem Gesund-
heitswesen lukrative Geschäftsmöglichkeiten. Deutsche Produkte genießen vor Ort einen hervorragenden 
Ruf.  
 

Deshalb organisiert das Deutsch-Saudi-Arabische Verbindungsbüro für Wirtschaftsangelegenheiten vom 
26.10. - 29.10.2007 eine Markterkundungsreise nach Saudi-Arabien für qualifizierte deutsche Unternehmen 
aus dem Gesundheitswesen. 
 

Der Leistungskatalog der Delegationsreise umfasst u.a. Kontaktbörsen in Riad, Jeddah und Dammam, Besu-
che repräsentativer Einrichtungen des Gesundheitswesens (Hospitäler, Produktionsanlagen etc.) sowie Besu-
che zuständiger Ministerien.  
 

Kontakt: 
German Saudi Arabian Liaison Office for Economic Affairs 
Knut Brandenburg 
Tel.: 00966 1 4623800 
Fax: 00966 1 4628730 
e-mail: brandenburg@ahk-arabia.com 
 
*** 
 
Seminar: Ergebnisse dauerhaft verbessern - Produktivität mit ganzheitlichem Kostenmanagement 
31.10. – 03.11.2007, Kamenice/Tschechei 
 

Steigende Kosten und der Druck, diese zu senken, sind Themen, die viele Unternehmen in den letzten Jahren 
sehr beschäftigt und in Atem gehalten haben. Denn es gilt, die Firma für die Zukunft wettbewerbsfähig zu 
machen und die Gewinne zu steigern. Dies verlangt ein straffes und effizientes Kostenmanagement. Um 
Ergebnisse verbessern und Kosten senken zu können, ist es erst einmal wichtig, unnötige Ausgaben aufzu-
decken. So entsteht finanzieller Freiraum für zukunftsträchtige Investitionen, die neben dem Erfolg des Un-
ternehmens auch die positive Wirtschaftsentwicklung der Tschechischen Republik und somit Arbeitsplätze 
abzusichern hilft. 
 

Aus diesem Grund veranstaltet die Deutsch-Tschechische Industrie- und Handelskammer in Zusammenar-
beit mit dem international renommierten Malik Management Zentrum St. Gallen (MZSG) in deutscher Spra-
che ein Management-Seminar. 
 

Das Seminar vermittelt auf der Basis praktischer Erfahrungen das Handwerkszeug zur Analyse der Kosten 
und Erlösposition. Die Teilnehmer lernen, praxiserprobte Konzepte und Instrumente zur Ergebnisverbesse-
rung anzuwenden und diskutieren über die wesentlichen Ansatzpunkte des Managements von Kosten. 
 

Der Teilnehmerbeitrag für Seminar, Unterkunft und Vollpension beträgt 1.890 € zzgl. MwSt. pro Person. 
 

Kontakt: 
Deutsch-Tschechische Industrie- und Handelskammer 
Susanne Neumann 
Tel.: 00420 221 490355 
Fax: 00420 224 222200 
e-mail: neumann@dtihk.cz 
 
*** 
 
Tag der Deutschen Wirtschaft in Belarus  
01.11. - 03.11.2007, Minsk 

Ein Bild von ihren wirtschaftlichen Chancen in Weißrussland können sich Unternehmer bei einer Firmenkon-
taktreise vom 01.11. - 03.11.2007 in Minsk machen. Im Mittelpunkt steht die Teilnahme am ersten Tag der 
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Deutschen Wirtschaft in Belarus, den die Repräsentanz der Deutschen Wirtschaft in der Republik Belarus 
und der Deutsch-Belarussische Wirtschaftsclub organisieren.  

Mit Vorträgen und einem Empfang möchten die Veranstalter eine breite Öffentlichkeit über das Engagement 
deutscher Firmen in Belarus informieren und Kontakte zwischen Unternehmern beider Länder herstellen 
oder vertiefen.  

Auf dem Reiseprogramm stehen darüber hinaus ein Briefing durch Vertreter der Deutschen Botschaft und 
des Deutsch-Belarussischen Wirtschaftsclubs sowie eine Kontakt- und Kooperationsbörse mit belarussi-
schen Unternehmen.  

Die Teilnahme kostet 625 € zzgl. MwSt. Nicht enthalten sind der Flug, Visumgebühren und Krankenversiche-
rung.  

Weitere Informationen: http://belarus.ahk.de

Kontakt: 
Repräsentanz der Deutschen Wirtschaft in der Republik Belarus 
Dr. Wladimir Augustinski, Irina Zinewitsch 
Tel./Fax: 00375 17 2703893 
e-mail: ahkminsk@mail.belpak.by 
 
*** 
 
Delegationsreise nach Ägypten 
03.11. - 08.11.2007 
 

Der MENA-Projektpartner e.V. lädt Interessierte zu einer Delegationsreise für Unternehmen der Branchen 
Petrochemie, Gas, Wasser, Energie, Umwelt, Bauwirtschaft, Infrastruktur und Informations- und Kommuni-
kationstechnologie vom 03.11. - 08.11.2007 nach Ägypten ein, die zusammen mit der Deutsch-Arabischen 
Industrie- und Handelskammer im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie (BMWi) 
durchgeführt wird.  
 

Das Programm der Reise sieht eine Informationsveranstaltung und ein Briefing in Zusammenarbeit mit der 
deutschen Botschaft, dem bfai-Korrespondenten und deutschen sowie internationalen Institutionen vor. 
Weiterhin findet im Rahmen der Delegationsreise eine Kooperationsbörse nach individuell erarbeiteten Ter-
minplänen in Kairo und Alexandria statt. Ein weiterer wichtiger Bestandteil des Projektes ist der Besuch des 
Deutsch-Ägyptischen Technologie-Symposiums (www.gets2007.com) und die Teilnahme an einem Work-
shop vor Ort. 
 

Kontakt: 
MENA Projektpartner e.V. 
Martina Ziebell 
Tel.: 030 203081205 
Fax: 030 203081206 
e-mail: info@mena-projektpartner.de 
 
*** 
 
7. Deutscher Außenwirtschaftstag: Mit Kooperation erfolgreich im Ausland 
13.11. - 14.11.2007 
 

Zum 7. Deutschen Außenwirtschaftstag in Bremen treffen sich Unternehmer, Experten und Insider, Fachver-
bände sowie die Politik. Strategien und Formen der internationalen Zusammenarbeit stehen im Zentrum der 
Veranstaltung. Dieses Forum der Außenwirtschaft spannt den inhaltlichen Bogen von der Partnersuche über 
Rechts- und Finanzierungsfragen bis zur Marktbearbeitung oder Bonitätsprüfung. Einen Überblick geben 
zahlreiche Vorträge sowie eine Fachausstellung, auf der sich Unternehmen und Dienstleister präsentieren.  
 

Praktiker helfen Praktikern lautet das Motto der Kooperationsbörse des Außenwirtschaftstages. Zielgruppe 
sind kleine und mittelständische Hersteller und Dienstleister, die sich im Auslandsgeschäft neu orientieren 
wollen und im Einzelgespräch auf erfahrene Außenhändler und Vertreter von Auslandshandelskammern 
treffen. 

mailto:info@mena-projektpartner.de
http://www.gets2007.com/
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Die Träger des Deutschen Außenwirtschaftstages sind neben dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie die Spitzenverbände der deutschen Wirtschaft: der Deutsche Industrie- und Handelskammer-
tag, der Bundesverband des Deutschen Groß- und Außenhandels, der Bundesverband der Deutschen Indust-
rie, die deutschen Auslandshandelskammern sowie Senat und Handelskammer Bremen. Veranstalter ist die 
Messe Bremen.  
 

Weitere Informationen: www.aussenwirtschaftstag.de

Kontakt: 
Messe Bremen 
Ernst Rieso 
Tel.: 0421 3505405  
Fax: 0421 3505340 
e-mail: rieso@messe-bremen.de 
 
*** 
 
Einkäuferreise Biomasse Italien – 13 italienische Einkäufer suchen deutsche Zulieferer auf der 
Messe Agritechnica  
13.11. - 17.11.2007, Hannover  
 

13 italienische Einkäufer von Technologien zur Erzeugung von Bioenergie haben sich zu der durch die Italie-
nische Handelskammer für Deutschland mit Fördermitteln der Bundesagentur für Außenwirtschaft (bfai) 
durchgeführten Einkäuferreise anlässlich der Messe Agritechnica 2007 angemeldet. Erklärtes Ziel der italie-
nischen Einkäufer aus den Bereichen Handel, Maschinen- und Anlagenbau, Energieversorgung, Land- und 
Bauwirtschaft  ist es, die von ihnen benötigten Komponenten oder schlüsselfertigen Anlagen in Deutschland 
zu kaufen. Nachgefragt werden z.B. mit Nüssen, Mais, Sonnenblumen, Raps, Getreide, Ausscheidungen von 
Tieren oder Holz betriebene komplette Biogas-/biomasseanlagen. Von den Größendimensionen her tendiert 
die Nachfrage schwerpunktmäßig zu kleinen und mittelgroßen Anlagen, vereinzelt werden auch größere 
Anlagen sowohl für Privathaushalte als auch für landwirtschaftliche Betriebe benötigt. Die italienischen 
Einkäufer sind neben dem Direktkauf von Produkten in Deutschland auch an einer darüber hinausgehenden 
Kooperation und einem Know-how-Transfer mit deutschen Unternehmen interessiert.  
 

Die Italienische Handelskammer sucht deutsche Zulieferer, die daran interessiert sind, die Teilnehmer dieser 
Einkäuferreise am 14.11.2007 im Convention Center der Messe Hannover zu treffen, um ihnen ihr Angebot 
zu präsentieren (Teilnehmerbeitrag: 500 €). In einer Bedarfsliste mit den zusammengefassten konkreten 
Angaben der italienischen Einkäufer  
(www.itkam.org/public/calendari/A0E3E8F4D8A94111962226E66227BF8E.doc) können die deutschen Teil-
nehmer die italienischen Firmen auswählen, die ihrem Technologieangebot am besten entsprechen. Umge-
kehrt erhalten auch die italienischen Einkäufer die Profile der deutschen Zulieferer, damit durch ein passge-
naues Matching im Voraus die Geschäftsgespräche so konkret vermittelt und geführt werden können, dass 
sie sehr gute Aussichten auf Vertragsabschlüsse haben.  
 

Kontakt:  
Italienische Handelskammer für Deutschland e.V. 
Dr. Linda von Delhaes-Guenther 
Tel.: 069 97145223 
Fax: 069 97145299 
e-mail: lvondelhaes@ccig.de  
 
*** 
 
Händlerkontakttage Gesundheitswirtschaft Niederlande 
26.11. - 28.11.2007 
 

Die Niederländer gehören nach der positiven Konjunkturentwicklung zu den einkommensstärksten europäi-
schen Konsumenten. Nach der vollzogenen Umgestaltung des Gesundheitssystems sind sie daran gewöhnt, 
die Finanzierung hochwertiger medizinischer Produkte und Leistungen selbst zu tragen. Wie in Deutschland 
geben gerade einkommensstarke Verbraucher einen wachsenden Anteil Ihres Einkommens für medizinische 
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Versorgung aber gerade auch für die Vorsorge und Wellness aus. Deutschland ist führendes Lieferland für 
den Gesundheitssektor in allen wichtigen Bereichen. Niederländer schätzen deutsche Produkte. Unterschied-
liche technische Anwendungsgewohnheiten und Sprachbarrieren behindern den Markteintritt im EU-
Mitgliedsland Niederlande so gut wie gar nicht.  
 

Das deutsch-niederländische Beratungsnetzwerk exportimpulse! wurde aufgrund der guten Ergebnisse frü-
herer Exportförderprojekte in der niederländischen Gesundheitswirtschaft vom Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie (BMWi) beauftragt, besonders kurzfristig ostdeutsche Anbieter mit niederländischen 
Handelspartnern in Kontakt zu bringen. Die Besonderheit dieses Projekts ist, dass bereits in den vergange-
nen Monaten Großhändlern aus dem Umfeld der Gesundheitswirtschaft die besondere Kompetenz ostdeut-
scher Anbieter vorgestellt wurde. So konnten leistungsfähige Händler aus allen Bereichen der Gesundheits-
wirtschaft für die Händlerkontakttage gewonnen werden. Diese Großhändler stehen nunmehr bereit, um mit 
den ostdeutschen Teilnehmern über einen möglichen Vertrieb ihrer Produkte im Zielmarkt Niederlande zu 
sprechen. 
 

Das Projekt bietet einen außergewöhnlich schnellen und direkten Weg in den Zielmarkt Niederlande, da die 
Kontakttage bereits vom 26.11. - 28.11. stattfinden werden. Anders als bei klassischen Exportförderprojek-
ten des BMWi für ostdeutsche Unternehmen wird der Marktkontakt so zügig hergestellt, dass noch in die-
sem Jahr Handelsbeziehungen angeknüpft werden können. Der Teilnehmerkreis an der Gruppen-
Intensivberatung ist auf 20 Unternehmen begrenzt. Der Eigenanteil am Projekthonorar beträgt 1.500 €. In-
teressenten können sich noch bis zum 05.10. anmelden.  
 

Weitere Informationen: www.exportimpulse.de - laufende Projekte 
 

Kontakt: 
AHP GMBH & CO. KG 
Inga Repenning 
Tel.: 030 756875412 oder 0251 45041 
Mobil: 0171 3032576 
Fax: 030 756875444 oder 0251 45047 
e-mail: i.repenning@exportimpulse.de 
 

*** 
 

Unternehmerreise Indien 
02.12. - 08.12.2007 

In die Schlagzeilen ist Indien als Standort für erneuerbare Energien mit der kürzlichen Übernahme des deut-
schen Windkraftanlagenherstellers Repower durch Suzlon Energy Ltd. geraten. Diese spektakuläre Akquisiti-
on unterstreicht die steigende Nachfrage nach Windenergie auf dem Subkontinent. Doch auch weitere Be-
reiche der Umwelttechnik wie z.B. Wasser- und Abwasserbehandlung, Abfallmanagement, Luftverschmut-
zungskontrolle, Umweltberatung sowie Handhabung von Sondermüll bieten großes Potential. Die indische 
Regierung sieht sich zunehmend vor der Herausforderung, das schnelle Wachstum Indiens von zuletzt 9,4% 
(2006/07) möglichst nachhaltig zu gestalten.  

Aus diesem Grund organisiert der OAV im Auftrag des BMWi und in Zusammenarbeit mit der Deutsch-
Indischen Handelskammer sowie dem Bundesverband des Deutschen Groß- und Außenhandels e.V. (BGA) 
vom 02.12. - 08.12.2007 eine Delegationsreise für Unternehmen aus dem Bereich Umwelttech-
nik/erneuerbare Energien. Stationen sind Neu Delhi, Mumbai und Pune. Neben Gesprächen mit Ministerien 
und Verbänden sind individuelle Gespräche mit möglichen Geschäftspartnern vor Ort, Besichtigungen von 
erfolgreichen Unternehmen aus der Branche sowie ein Besuch bei der Fachmesse für Umwelttechnik und 
erneuerbare Energien, ENTECH India, in Mumbai vorgesehen. 

Kontakt: 
OAV Ostasiatischer Verein e.V. 
Barbara Schmidt-Ajayi 
Tel.: 040 35755916 
Fax: 040 35755925 
e-mail: schmidt-ajayi@oav.de 
 
*** 
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Seminare des Global Competence Forum 
 

Global Competence Forum organisiert Konferenzen und Trainings zu aktuellen Managementthemen sowie 
internationale Fach- und Länderseminare. 
 

Folgend erhalten Sie einen Überblick der nächsten Veranstaltungen: 
 

• Doing Business and Working with Americans: 25./26.10.2007, Worms, 11./12.12.2007, München, 
14./15.02.2008, München, www.gcforum.de/broschure_IKUS.pdf

• Geschäftserfolg in Russland: 11./12.10.2007, Worms, 06./07.12.2007, Frankfurt/M., 28./29.02.2008, Mün-
chen, www.gcforum.de/broschure_IKRU.pdf

• Geschäftserfolg in der arabisch-islamischen Welt: 11./12.12.2007, München, 03./04.04.2008, Frankfurt/M., 
24./25.06.2008, Starnberger See, www.gcforum.de/broschure_IKAR.pdf

• Geschäftserfolg in China: 08./09.11.2007, Weilburg, 11./12.12.2007, München, 26./27.02.2008, München, 
www.gcforum.de/broschure_IKCN.pdf

Kontakt: 
Global Competence Forum GmbH 
Tel.: 07071 55970 
Fax: 07071 559730 
e-mail: info@gcforum.de 
 
*** 
 

Publikationen 

Business-Etikette in Europa 
 

Europa wächst zusammen - doch die Business-Etikette in den europäischen Ländern ist sehr unterschied-
lich. Dieser fundierte Ratgeber informiert über die Do's und Don'ts in den wichtigsten europäischen Han-
delspartnerländern Deutschlands - von Frankreich über Großbritannien, Schweden, Italien, Spanien, Öster-
reich, die Schweiz, die Niederlande und die Tschechische Republik, Polen bis Russland. Die Autoren betonen 
besonders die Unterschiede zu Deutschland und nennen viele Beispiele. 
 

Das Buch enthält nützliche Tipps, um auf internationalem Parkett zu bestehen. Für die 2. Auflage wurden 
einige Aktualisierungen und Ergänzungen vorgenommen; ganz neu ist ein Kapitel über den immer wichtiger 
werdenden Handelspartner Türkei. 
 

Aus dem Inhalt: 
• Begrüßen, Bekanntmachen 
• Titel und Anreden, Visitenkarten 
• Small talk mit ausländischen Kollegen 
• Korrektes Auftreten, Restaurantetikette 
• Gestik, Mimik, Körpersprache 
• Business Outfits 
• Politik und Religion 
• Formelle und informelle Strukturen 
• Einladungen und Gastgeschenke 
• Grundvokabular 
 

Über die Autoren: 
Gerhard Uhl ist Geschäftsführer eines Unternehmens und sehr als Referent gefragt. Elke Uhl-Vetter, Bank-
kauffrau und Wirtschaftspädagogin, ist seit 1993 selbständig. Sie führt in namhaften Unternehmen Semina-
re und Coachings durch mit den Schwerpunkten Verhaltenstraining, Beziehungsmanagement und Um-
gangsformen in Europa (Business-Etikette in Europa - Stilsicher auftreten, Umgangsformen beherrschen, 
von Gerhard Uhl und Elke Uhl-Vetter, Wiesbaden, 2. überarb. u. erw. Auflage 2007, 284 Seiten, 39,90 €, ISBN 
978-3-8349-0505-5). 
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Kontakt: 
Betriebswirtschaftlicher Verlag Dr. Th. Gabler 
Tel.: 0611 78780 
Fax: 0611 7878400 
 

*** 
 

Mit Dienstleistungen ins Ausland: DIHK-Leitfaden hilft bei der Internationalisierung  
 

Welche Erfolgsfaktoren bei der grenzüberschreitenden Vermarktung von Services entscheidend sind, analy-
siert der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK) in einer neuen Broschüre.  
 

Dienstleistungen gewinnen in der Wirtschaft hierzulande immer stärker an Bedeutung – in den deutschen 
Ausfuhren schlägt sich das allerdings noch nicht nieder: Bislang machen Services nur rund 14% der Exporte 
aus.  
 

Wie Betriebe auf diesem Feld im internationalen Wettbewerb aufholen können, ist Thema der neuen Bro-
schüre Mit Dienstleistungen ins Ausland. In dem Handlungsleitfaden schildert der DIHK, was erfolgreiche 
Unternehmen anders machen als weniger erfolgreiche, und was bei der internationalen Vermarktung von 
Dienstleistungen zu beachten ist (84 DIN-A5-Seiten, 9,50 €).  
 

Kontakt: 
DIHK Publikationen Service 
Fax: 02225 8893595 
e-mail: bestellservice@verlag.dihk.de 
 

*** 
 

Leitfaden des Außenhandels 
 

Seit nun bereits über 55 Jahren präsentiert sich das Werk – der Leitfaden des Außenhandels – auf dem 
Markt, informiert fortwährend über alle relevanten Neuerungen zum Thema Außenwirtschaft und liefert 
Praktikern mit nur wenigen Klicks Antworten im Informationsdschungel.  
 

Der Leitfaden als umfassendes Kompendium des Außenhandels ist seit mehr als 50 Jahren eine der umfang-
reichsten Publikationen zum Thema Vorschriften und Regelungen im internationalen Warenverkehr. Regel-
mäßige Aktualisierungen garantieren die beständige Anpassung der Informationen an sich wandelnde Vor-
aussetzungen, eine klare Struktur ermöglicht einen schnellen Zugriff und eine gute Handhabbarkeit.  

Neben den Grundlagen des europäischen Zollrechts und seinen flankierenden Bestimmungen werden die 
gesetzlichen Regelungen des Umsatzsteuerrechts sowie des Außenwirtschafts- und Exportkontrollrechts 
aktuell und übersichtlich wiedergegeben. 

Der Themenkomplex Warenursprung und Präferenzen wird detailliert dargestellt und mit einer inhaltlich 
konsolidierten Verarbeitungsliste für alle Abkommenspartner der EU praktisch ergänzt. 

Neben diesen Rechtsgrundlagen ist im Warenverkehr mit Drittstaaten eine Vielzahl von internationalen und 
nationalen Bestimmungen zu beachten. Diese werden sowohl allgemein als auch länderspezifisch für ca. 
190 Staaten ausführlich und strukturiert dargestellt, um entsprechende Handreichungen für die Ausfuhr-
praxis zu bieten.  

Die elektronische Arbeitshilfe bündelt damit Informationen verschiedenster Quellen und enthält z.B. Aus-
fuhr-, Einfuhr- und Verarbeitungsliste(n). Diverse Übersichten, Checklisten und Anhänge fördern Überblick 
und Auffindbarkeit; vielfältige Links und eine übergreifende Stichwortsuche erleichtern die Navigation.  
 

CD-ROM-Version: 
Grundwerk für 1 Arbeitsplatz = 230,17 € zzgl. MwSt. und Versandkosten (bei Abnahme der Updates für 
1 Jahr); Updates: ca. 10-12/Jahr zum Stückpreis von 56,29 € zzgl. MwSt. und Versandkosten 
 

Kontakt: 
Mendel Verlag GmbH & Co. KG  
Nadja Klinger  
Tel.: 02302 2029314 
Fax: 02302 2029311 
e-mail: klinger@mendel-verlag.de 
 

*** 
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Nationale und internationale Investitionsförderung - Albanien 
 

Diese Publikation bietet Informationen über Instrumente der Förderung von Investitionen durch die Regie-
rung Albaniens sowie über die Förderung von Direktinvestitionen durch die Bundesrepublik Deutschland 
und internationale Institutionen (Europäische Union, Europäische Investitionsbank, Europäische Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung, Weltbank, MIGA). Enthalten sind Details über die einzelnen Programme 
sowie die Anschriften der Ansprechpartner, bei denen sich deutsche Unternehmen beraten lassen können 
(13 Seiten, 5 €, Bestell-Nr. 12724).  
 

Kontakt: 
Bundesagentur für Außenwirtschaft (bfai) 
Tel.: 0221 2057316 
Fax: 0221 2057444 
e-mail: vertrieb@bfai.de 
 
*** 
 
Chinas Chemie auf der Überholspur: 2006 auf Platz zwei der Chemienationen vorgestoßen  

Keine Chemienation auf der Welt wächst mit einem so atemberaubenden Tempo wie China. Allein in den 
letzten beiden Jahren hat die chemische Industrie in der Volksrepublik ihren Umsatz um fast 70 Mrd. € aus-
gedehnt. Die Reihenfolge in der Spitzengruppe der globalen Länderliste, die gut zwei Jahrzehnte unverän-
dert blieb, ist dadurch neu sortiert worden: 

2006 ist China mit einem Umsatz von 205 Mrd. € auf Platz zwei der Chemienationen vorgestoßen und ü-
berholte so Japan (195 Mrd. €), den stärksten Konkurrenten in der Region Südostasien. Ein Wechsel an der 
Spitze ist jedoch vorerst nicht zu erwarten, denn die USA spielen mit 508 Mrd. € Umsatz in einer anderen 
Liga. Bereits im Jahr 2005 hatte China den Europameister Deutschland von Platz drei der internationalen 
Bestenliste verdrängt.  

Diese und viele weitere Branchendaten finden sich im neuen Faltblatt Chemische Industrie kurz gefasst, das 
der Verband der Chemischen Industrie (VCI) in Frankfurt einmal im Jahr herausgibt. 

Kontakt: 
Verband der Chemischen Industrie e.V. (VCI) 
Tel.: 069 25560 
Fax: 069 25561471 
e-mail: info@vci.de 
 
*** 
 
Erfolgreich sein in Dänemark: Kostenloser Leitfaden zu den rechtlichen und kulturellen Unterschie-
den zwischen Dänemark und Deutschland veröffentlicht  

Auch wenn die rechtlichen und wirtschaftlichen Unterschiede zwischen Deutschland und Dänemark allein 
durch die Angleichung der Europäischen Union immer kleiner werden, gibt es sie eben doch. Die Unter-
schiede, die oftmals den Erfolg vom Misserfolg trennen.  

Die Grundlage für eine konfliktfreie Zusammenarbeit ist Wissen. Aus dieser Intention heraus hat der Ham-
burger Rechtsanwalt und Dänemark-Spezialist Christian Sagawe einen Leitfaden zu den rechtlichen und 
kulturellen Unterschieden zwischen Dänemark und Deutschland vorgelegt.  

Wie man sich professionell dem Thema Dänemark annähert, zeigt die Publikation von Rechtsanwalt Sagawe. 
Dabei verzichtet der Leitfaden auf komplexe, rechtliche Ausführungen, sondern zeigt sich praxisbezogen und 
sehr gut lesbar.  

Christian Sagawe (Kanzlei Sagawe & Klages, www.tyskret.com) ist Mitglied des größten internationalen 
Rechtsanwaltsnetzwerkes in Deutschland, dem Eurojuris Deutschland e.V. Eurojuris Deutschland e.V. ist, wie 
16 weitere Landesverbände in Europa, in der Eurojuris International EWIV mit Sitz in Brüssel organisiert. Hier 
gibt es mehr als 5.500 spezialisierte Rechtsanwälte in Eurojuris-Kanzleien.  

http://www.tyskret.com/
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Den Leitfaden Rechtliche und kulturelle Unterschiede zwischen Dänemark und Deutschland erhalten Sie 
kostenlos.  
 

Weitere Informationen: www.eurojuris.net

Kontakt:  
Eurojuris Deutschland e.V.  
Liane Allmann  
Tel.: 0211 2398744  
Fax: 0211 2398764 
e-mail: info@eurojuris.de 
 

*** 
 

Wassertechnik und Wassermanagement in Indien  
Indien hat aufgrund seiner hohen Bevölkerungszahl von rund 1,1 Mrd. Menschen mit zahlreichen Proble-
men in der Wasserver- und Abwasserentsorgung zu kämpfen. Daneben machen der anhaltende Aufschwung 
der verarbeitenden Industrie sowie die immer rascher fortschreitende Urbanisierung des Landes umfangrei-
che Investitionen nötig, um die Probleme in den Griff zu bekommen. Einer Prognose der Central Water 
Commission zufolge soll der Wasserbedarf von 634 Mrd. cbm im Jahr 2000 auf 1.100 Mrd. cbm im Jahr 
2025 und auf rund 1.400 Mrd. cbm im Jahr 2050 steigen.  

Doch nicht nur die Deckung des Wasserbedarfs, sondern auch der dringend benötigte Aufbau einer Aufbe-
reitungs- und Entsorgungsinfrastruktur für die immer größer werdenden Abwassermengen wird in den 
nächsten Jahren eine der wichtigsten Herausforderungen für die indische Regierung sein. Neben dem Be-
darf neuer Ausrüstung für die im Aufbau befindlichen ländlichen Bewässerungssysteme müssen die beste-
henden Anlagen zum Teil modernisiert oder ersetzt werden. Nach Einschätzung der Asian Development 
Bank sind diese oft veraltet oder defekt, so dass ein hoher Verlust bei der Bewässerung zu beobachten ist. 

Da sich die Regierung zum Ziel gesetzt hat, die Produktivität des Agrarsektors zu erhöhen, dürfte die Nach-
frage nach effizienteren und leistungsfähigeren Anlagen zunehmen, denn der Einsatz ökonomischer Bewäs-
serungsmethoden wie Sprinkleranlagen oder Tröpfchenbewässerung ist bislang kaum verbreitet. Die Einfuhr 
entsprechender Umwelttechnik wird mit niedrigen Zollsätzen zusätzlich gefördert. Deutschen Firmen bieten 
sich Chancen, die Exporte von Spitzentechnik nach Indien auszuweiten. 

Über weitere Marktchancen informiert die bfai-Publikation Wassertechnik und Wassermanagement in In-
dien (Juni 2007, 76 Seiten). Ferner gibt sie einen Überblick über Ressourcen, Institutionen und Normen der 
Wasserwirtschaft sowie den Stand bei der Wasserver- und Abwasserentsorgung. Die Broschüre ist zum Preis 
von 60 € unter der Bestellnummer 12519 erhältlich. 

Kontakt: 
Bundesagentur für Außenwirtschaft (bfai) 
Tel.: 0221 2057316 
Fax: 0221 2057444 
e-mail: vertrieb@bfai.de 
 

*** 
 

Business Guide Türkei 
 

Die deutschen Exporte in die Türkei wachsen erheblich, ebenso die Direktinvestitionen. Entsprechend steigt 
auch das Interesse deutscher Firmen an Messebeteiligungen in der Türkei. 
 

Der Business Guide Türkei gibt deutschen Unternehmen wichtige Tipps für die Markterschließung. Er richtet 
sich an Entscheidungsträger in Unternehmen, die in der Türkei aktiv werden wollen, oder aber bereits in der 
Türkei tätig sind und ihr Wissen erweitern möchten. 
 

Das Buch gibt neben einem allgemeinen Überblick über landeskundliche, gesellschaftliche und politische 
Themen Informationen zu Geschäfts- und Investitionsfragen. Neben interkulturellen Besonderheiten 
deutsch-türkischer Geschäftskontakte liegt besonderes Augenmerk auf den Themen Standortwahl, 
Markteintrittsstrategien sowie rechtliche Rahmenbedingungen für Unternehmensgründung, Handel und 
allgemeine Geschäftstätigkeiten. Abgerundet wird der Leitfaden mit einem umfangreichen Adressteil. 
 

http://www.eurojuris.net/
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Die drei Autoren Uta Beyer, Peter J. Heidinger und Yesim Tektasli sind Partner einer deutsch-türkischen Un-
ternehmensberatung mit Sitz in Istanbul. Sie weisen auf Stolpersteine und Fettnäpfchen hin, geben prakti-
sche Tipps und Fallbeispiele aus ihrer beruflichen Praxis (Business Guide Türkei, 1. Auflage 2007, DIN A5, 260 
Seiten, ISBN-13: 978-3-939717-02-7, 39,80 €). 
 

Kontakt: 
IfAD Institut für Außenwirtschaft GmbH 
Tel.: 0211 55042670 
Fax: 0211 550426755 
e-mail: info@ifa-d.com 
 

*** 
 

Handbuch zur Ausstellungspraxis von A - Z 
 

Planung, Organisation und Gestaltung einer Ausstellung sind Themen dieses praxisbezogenen Leitfadens. 
Das Handbuch richtet sich an Ausstellungsmacher verschiedener Bereiche, vor allem jedoch von Kunst- und 
Museumsausstellungen. Zahlreiche Aspekte sind aber auch für Sonderschauen oder andere Spezialpräsenta-
tionen innerhalb von Messen relevant. Neue Technologien und Materialien sowie veränderte Sehgewohnhei-
ten von Besuchern haben auf die Präsentation von Exponaten und Inhalten heute einen starken Einfluss. 
Technische Anforderungen, die Gestaltung und Produktion von Text-, Bild- und Druckerzeugnissen, Öffent-
lichkeitsarbeit und Informationsvermittlung sind deshalb mit vielen weiteren Themen im Handbuch berück-
sichtigt (Wolfger Pöhlmann, hrsg. vom Institut für Museumsforschung Berlin, 2007, 338 Seiten, 59 €, ISBN 
978-3-7861-1692-9). 
 

Kontakt: 
Gebr. Mann Verlag 
Elke Lundt 
Tel.: 030 70013880 
Fax: 030 700138811 
e-mail: elundt@reimer-verlag.de 
 

*** 
 

Neue Broschüre informiert über erfolgreiche Messekommunikation 
 

Kaum ein anderes Instrument im Marketing-Mix kann so intensiv und aktiv über Produkte und Dienstleis-
tungen informieren wie die Messe. Aus diesem Grund investieren zahlreiche Unternehmen jährlich etwa 
40% ihres Marketingetats in dieses Kommunikationsinstrument. „Aber was nutzt der schönste Messestand, 
wenn es den Ausstellern nicht gelingt, die zentralen Botschaften ihrer Unternehmen den Zielgruppen zu 
vermitteln?“, sagt Peter Heinrich, Geschäftsführer von Heinrich Agentur für Kommunikation. Seine auf Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit spezialisierte Agentur hat jetzt eine Broschüre herausgebracht, die Chancen, 
Nutzen und Instrumente einer systematischen Messekommunikation aufzeigt. 
 

Messen sind Ereignisse mit hoher Medienwirkung und hohem Erlebnischarakter für Journalisten und Kun-
den. Doch gerade der gewünschte Erfolg in der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit bleibt oft aus. Der Grund: 
Die Aufmerksamkeit und die begrenzte Zahl der Journalisten verteilen sich während der Messetage auf viele 
Aussteller. Aber auch das Interesse von Kunden, Neukunden, Empfehlern und Meinungsbildnern muss ge-
wonnen werden. Wichtigste Aufgabe einer erfolgreichen Messekommunikation ist es, das Unternehmen aus 
der Masse der Aussteller herauszuheben. 
 

Wie das möglich ist und wie man die Zielgruppen für sich interessiert, zeigt die zwölfseitige Broschüre Mes-
sekommunikation. 
 

Kontakt: 
Heinrich GmbH 
Agentur für Kommunikation 
Peter Heinrich 
Tel.: 0841 9933940 
Fax: 0841 9933959 
e-mail: info@heinrich-kommunikation.de 
 

*** 

mailto:elundt@reimer-verlag.de
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Verschiedenes 

� Messekarten im Vorverkauf 
 

modell-hobby-spiel 
11.10. - 14.10.2007 in Leipzig 
Tageskarte   8,50 € 
Tageskarte ermäßigt   6,00 € 
 
baufach / SHKG / efa 
24.10. - 27.10.2007 in Leipzig 
Tageskarte 13,00 € 
Tageskarte ermäßigt   8,00 € 
Dauerkarte 35,00 € 
 
GÄSTE 
04.11. - 07.11.2007 in Leipzig 
Tageskarte 10,00 € 
Dauerkarte 20,00 € 
 
Touristik & Caravaning 
21.11. - 25.11.2007 in Leipzig 
Tageskarte   7,50 € 
Tageskarte ermäßigt   6,00 € 
Tageskarte Senioren am 22.11.07   5,00 € 
 

Vorbestellung bzw. Abholung der Messekarten bitte direkt im Geschäftsbereich International, Anita Langen-
hagen, Tel.: 0345 2126282. 

*** 
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ANMELDUNG 
 

Fax: (03 45) 21 79-5 82 
 
InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der 
Industrie- und Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 
Anita Langenhagen 
Franckestraße 5 
 

06110 Halle 
 

Firma:   ................................................................................ 

Anschrift:  ................................................................................ 

 ................................................................................ 

Herrn/Frau:  ................................................................................ 

Tel.:   ................................................................................ 

Fax:   ................................................................................ 

e-mail:    ................................................................................ 

 

Exportkontrolle aktuell – Ausfuhrkontrollvor- 
schriften verschärft 

Termin: 04.10.2007, 08:30 – ca. 16:00 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Preis: 130,90 € inkl. MwSt./Teilnehmer 
 

Wir melden zur Teilnahme verbindlich an: 
 

Name Vorname Tätigkeit 

Mit der Anmeldung erkennt der Teilnehmer/die Teilnehmerin die beigefügten Teilnahmebedingungen an. 
 

______________________________________ 
Stempel der Firma Ort, Datum, Unterschrift 
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ANMELDUNG 
 

Fax: (03 45) 21 79-5 82 
 
InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der 
Industrie- und Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 
Anita Langenhagen 
Franckestraße 5 
 

06110 Halle 
 

Firma:   ................................................................................ 

Anschrift:  ................................................................................ 

 ................................................................................ 

Herrn/Frau:  ................................................................................ 

Tel.:   ................................................................................ 

Fax:   ................................................................................ 

e-mail:    ................................................................................ 

 

Einführung in die Behandlung der Umsatzsteuer 
bei grenzüberschreitenden Leistungen mit EU  

und Drittländern 
- mit praktischen Beispielen und Übungen - 

Termin: 05.10.2007, 08:30 – ca. 16:00 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Preis: 130,90 € inkl. MwSt./Teilnehmer 
 

Wir melden zur Teilnahme verbindlich an: 
 

Name Vorname Tätigkeit 

Mit der Anmeldung erkennt der Teilnehmer/die Teilnehmerin die beigefügten Teilnahmebedingungen an. 
 

______________________________________ 
Stempel der Firma Ort, Datum, Unterschrift 
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ANMELDUNG 
 

Fax: (03 45) 21 79-5 82 
 
InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der 
Industrie- und Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 
Anita Langenhagen 
Franckestraße 5 
 

06110 Halle 
 

Firma:   ................................................................................ 

Anschrift:  ................................................................................ 

 ................................................................................ 

Herrn/Frau:  ................................................................................ 

Tel.:   ................................................................................ 

Fax:   ................................................................................ 

e-mail:    ................................................................................ 

 

Auslandsvertrieb – Auslandsvertretungen 
Die qualifizierte Suche - die richtige Auswahl – der  
korrekte Vertrag - die effektive Zusammenarbeit –  

praxiserprobte Anleitungen und Tipps 
Termin: 12.10.2007, 09:00 – ca. 16:30 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Preis: 110 € zzgl. MwSt./Teilnehmer 
 

Wir melden zur Teilnahme verbindlich an: 
 

Name Vorname Tätigkeit 

Mit der Anmeldung erkennt der Teilnehmer/die Teilnehmerin die beigefügten Teilnahmebedingungen an. 
 

______________________________________ 
Stempel der Firma Ort, Datum, Unterschrift 
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ANMELDUNG 
 

Fax: (03 45) 21 79-5 82 
 
InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der 
Industrie- und Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 
Anita Langenhagen 
Franckestraße 5 
 

06110 Halle 
 

Firma:   ................................................................................ 

Anschrift:  ................................................................................ 

 ................................................................................ 

Herrn/Frau:  ................................................................................ 

Tel.:   ................................................................................ 

Fax:   ................................................................................ 

e-mail:    ................................................................................ 

 

Abwicklung von Exportgeschäften und praktischen  
Übungen bei der Zolldokumentenerstellung 

Termin: 15. und 16.11.2007, 08:00 – ca. 16:00 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 
Gebühren: 180 € zzgl. MwSt. / Teilnehmer 

Wir melden zur Teilnahme verbindlich an: 
 

Name Vorname Tätigkeit 

Mit der Anmeldung erkennt der Teilnehmer/die Teilnehmerin die Teilnahmebedingungen an. 
 

______________________________________ 
Stempel der Firma Ort, Datum, Unterschrift 
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ANMELDUNG 
 

Fax: (03 45) 21 79-5 82 
 
InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der 
Industrie- und Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 
Anita Langenhagen 
Franckestraße 5 
 

06110 Halle 
 

Firma:   ................................................................................ 

Anschrift:  ................................................................................ 

 ................................................................................ 

Herrn/Frau:  ................................................................................ 

Tel.:   ................................................................................ 

Fax:   ................................................................................ 

e-mail:    ................................................................................ 

 

Internationales Vertragsrecht: das Wichtigste für 
Nichtjuristen - Schwerpunkt: Kaufverträge  

mit Formulierungen in Deutsch/Englisch 
Termin: 19.11.2007, 09:00 – ca. 16:00 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Preis: 119 € inkl. MwSt. / Teilnehmer 
 

Wir melden zur Teilnahme verbindlich an: 
 

Name Vorname Tätigkeit 

Mit der Anmeldung erkennt der Teilnehmer/die Teilnehmerin die Teilnahmebedingungen an. 
 

__________________________________ 
Stempel der Firma  Ort, Datum, Unterschrift 
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ANMELDUNG 
 

Fax: (03 45) 21 79-5 82 
 
InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der 
Industrie- und Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 
Anita Langenhagen 
Franckestraße 5 
 

06110 Halle 
 

Firma:   ................................................................................ 

Anschrift:  ................................................................................ 

 ................................................................................ 

Herrn/Frau:  ................................................................................ 

Tel.:   ................................................................................ 

Fax:   ................................................................................ 

e-mail:    ................................................................................ 

 

Exportbeschränkungen 

Termin: 21.11.2007, 13:00 – ca. 17:00 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 
Preis: 71,40 € inkl. MwSt./Teilnehmer 

Wir melden zur Teilnahme verbindlich an: 
 

Name Vorname Tätigkeit 

Mit der Anmeldung erkennt der Teilnehmer/die Teilnehmerin die Teilnahmebedingungen an. 
 

_____________________________________ 
Stempel der Firma     Ort, Datum, Unterschrift 
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Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 

Teilnahmebedingungen
für Seminare der IHK Halle-Dessau

Anmeldung 
Die Anmeldung zur Teilnahme an Veranstaltungen hat schriftlich oder per Fax auf einem Anmeldeformular 
zu erfolgen. Sie muss innerhalb der in den Veranstaltungsunterlagen genannten Frist, ansonsten grundsätz-
lich bis sieben Tage vor Beginn der Veranstaltung, in der IHK Halle-Dessau eingegangen sein. Anmeldungen 
werden bei begrenzter Teilnehmerzahl in der Reihenfolge ihres Einganges in der IHK Halle-Dessau berück-
sichtigt. Mit der Anmeldung erkennt der Teilnehmer/die Teilnehmerin die Teilnahmebedingungen an. 
 
Zahlungsbedingungen 
Der Teilnehmer hat das Entgelt in der in den Veranstaltungsunterlagen genannten Höhe am Veranstaltungs-
tag, am Veranstaltungsort und vor Veranstaltungsbeginn zu entrichten. Das Entgelt für die Veranstaltung ist 
nach § 4, Nr. 22 a UStG umsatzsteuerfrei und umfasst die in den Veranstaltungsunterlagen genannten Leis-
tungen. 
 
Rücktritt und Kündigung 
Bis zu sieben Tage vor Beginn der Veranstaltung kann die Anmeldung ohne Nennung von Gründen schrift-
lich oder per Fax zurückgezogen werden, ohne dass Kosten entstehen. Maßgebend ist der Eingang der Rück-
trittserklärung bei der IHK Halle-Dessau. Teilnehmer, deren Rücktrittserklärung später eingeht oder die zu 
den Veranstaltungen nicht oder nur teilweise erscheinen, sind grundsätzlich zur Zahlung des vollen Entgelts 
verpflichtet, wenn nicht ein Ersatzteilnehmer gestellt wird. 
 
Absage von Veranstaltungen 
Die IHK Halle-Dessau hat das Recht, bei ungenügender Beteiligung Veranstaltungen abzusagen. Sobald der 
genannte Grund für eine Absage der Veranstaltung vorliegt, werden die Teilnehmer von der IHK Halle-
Dessau hiervon schriftlich oder per Fax in Kenntnis gesetzt. Ein weitergehender Schadensersatzanspruch ist 
ausgeschlossen. 
 
Wechsel der Dozenten 
Soweit der Gesamtzuschnitt der Veranstaltung nicht wesentlich beeinträchtigt wird, berechtigen der Wech-
sel der Dozenten oder Verschiebungen im Ablaufplan den Teilnehmer weder zum Rücktritt noch zur Minde-
rung des Entgelts. 
 
Haftung 
Die Haftung für Schäden ist ausgeschlossen, es sei denn, dass der Schaden auf einem vorsätzlichen oder 
grob fahrlässigen Verhalten der IHK Halle-Dessau oder ihrer Erfüllungsgehilfen beruht. 
 
Copyright 
Sämtliche Lehrgangsunterlagen dürfen, auch auszugsweise, nur mit dem Einverständnis der Industrie- und 
Handelskammer Halle-Dessau vervielfältigt werden. 
 
Datenerfassung 
Der Teilnehmer erklärt sich mit der automatisierten Be- und Verarbeitung der personenbezogenen Daten für 
Zwecke der Lehrgangsabwicklung sowie der Zusendung von Informationen einverstanden. 
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InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der 
Industrie- und Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 
 

Teilnahmebedingungen
für Seminare der InterCom Sachsen-Anhalt GmbH

Anmeldung 
Ihre Anmeldung zu Veranstaltungen senden Sie bitte schriftlich oder per Fax auf dem dafür zur Verfügung 
gestellten Anmeldeformular. Sie muss innerhalb der in den Veranstaltungsunterlagen genannten Frist, an-
sonsten grundsätzlich bis 14 Tage vor Beginn der Veranstaltung bei der InterCom Sachsen-Anhalt GmbH 
eingegangen sein. Anmeldungen werden bei begrenzter Teilnehmerzahl in der Reihenfolge ihres Einganges 
berücksichtigt. Mit Eingang der Seminaranmeldung bei der InterCom Sachsen-Anhalt GmbH kommt der 
Seminarvertrag zustande. 
 
Zahlungsbedingungen 
Nach der Anmeldung erhalten Sie eine Rechnung über das Seminarentgelt. Mit Erhalt der Rechnung wird 
der Rechnungsbetrag fällig und ist bis spätestens 7 Tage vor Seminarbeginn auf das in der Rechnung ange-
gebene Konto zu überweisen. 
 
Rücktritt und Kündigung 
Bis zu zehn Tage vor Beginn der Veranstaltung kann die Anmeldung ohne Nennung von Gründen schriftlich 
oder per Fax zurückgezogen werden, ohne dass Kosten entstehen. Maßgebend ist der Eingang der Rück-
trittserklärung bei der InterCom Sachsen-Anhalt GmbH. Teilnehmer, deren Rücktrittserklärung später ein-
geht oder die zu den Veranstaltungen nicht oder nur teilweise erscheinen, sind grundsätzlich zur Zahlung 
des vollen Entgelts verpflichtet. Ein Ersatzteilnehmer kann jedoch kostenfrei gestellt werden. 
 
Absage und Programmänderungen 
Wir bitten um Verständnis, dass wir uns die Absage oder die Programmänderung von Veranstaltungen, z.B. 
bei ungenügender Teilnehmerzahl oder bei ersatzlosem Ausfall des Dozenten, vorbehalten müssen. Sobald 
der genannte Grund für eine Absage der Veranstaltung vorliegt, werden die Teilnehmer von der InterCom 
Sachsen-Anhalt GmbH hiervon schnellstmöglich in Kenntnis gesetzt. Müssen wir eine Veranstaltung absa-
gen, wird das Veranstaltungsentgelt umgehend erstattet.  
 

Soweit der Gesamtzuschnitt der Veranstaltung nicht wesentlich beeinträchtigt wird, berechtigen der Wech-
sel der Dozenten, des Veranstaltungsortes oder Verschiebungen im Ablaufplan den Teilnehmer weder zum 
Rücktritt noch zur Minderung des Entgelts. 
 
Haftung 
Die Haftung für Schäden ist ausgeschlossen, es sei denn, dass der Schaden auf einem vorsätzlichen oder 
grob fahrlässigen Verhalten der InterCom Sachsen-Anhalt GmbH oder ihrer Erfüllungsgehilfen beruht. 
 
Urheberrecht 
Die Veranstaltungsunterlagen sind urheberrechtlich geschützt. Sämtliche Lehrgangsunterlagen dürfen, auch 
auszugsweise, nur mit dem Einverständnis der InterCom Sachsen-Anhalt GmbH vervielfältigt werden. 
 
Datenerfassung 
Der Teilnehmer erklärt sich mit der automatisierten Be- und Verarbeitung der personenbezogenen Daten für 
Zwecke der Lehrgangsabwicklung sowie der Zusendung von Informationen einverstanden. 
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Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 

Allgemeine Vertragsbedingungen
für Unternehmerreisen der IHK Halle-Dessau

§ 1 - Vertragsparteien 
Rechtsbeziehungen vom Zeitpunkt der Unterbreitung des Angebotes an werden ausschließlich zwischen der 
Auftraggeberin und der Auftragnehmerin begründet. 
Erklärungen für die Auftraggeberin gelten immer als von Vertretern mit Vertretungsmacht abgegebene Er-
klärungen. 
Die Auftraggeberin erklärt unwiderruflich auf die Einwendung einer nicht bestehenden Vertretungsmacht 
seiner Angestellten zu verzichten. Eine für die Wirksamkeit des Angebotes und des Vertragsabschlusses er-
forderliche Genehmigung gilt als erteilt. 
Der gesonderten Genehmigungserklärung gemäß § 177 I BGB bedarf es nicht mehr.  
 
§ 2 - Angebot 
Die Unterbreitung eines Angebotes bedarf der Verwendung des von der Auftragnehmerin vorgegebenen 
Vordruckes, der in der gültigen Fassung von der Auftraggeberin von der Auftragnehmerin vor Abgabe des 
Angebotes abgefordert und von der Auftragnehmerin zur Verfügung gestellt wird. 
Die Auftraggeberin ist an ihr Angebot gebunden. Der Ausschluss der Gebundenheit kann von der Auftragge-
berin bei und nach Abgabe des Angebotes nicht erklärt werden. 
Die Abgabe des Angebotes unter Erklärung einer Bedingung oder eines Vorbehaltes ist nicht zulässig. 
Das unterbreitete Angebot betrifft ausschließlich die im zu verwendenden Vordruck konkret bezeichnete 
Reiseangelegenheit. 
Beabsichtigt die Auftraggeberin die Teilnahme an einer Reise in ein anderes Zielland oder innerhalb eines 
anderen Zeitraumes, bedarf es der Abgabe eines gesonderten Angebotes durch die Auftraggeberin unter 
Verwendung eines neuen Vordruckes. 
 
§ 3 - Preise/Angebote/ Preisänderungen 
Der Preis versteht sich immer ohne Mehrwertsteuer pro Reiseteilnehmer. 
Eine gesetzliche Erhöhung der Mehrwertsteuer führt automatisch zur Änderung des Angebotes und des 
geschlossenen Vertrages. 
Im Preis nicht enthalten sind die der Auftraggeberin entstehenden Kosten für die An- und Abreise, Unter-
kunft und Verpflegung. 
Gleiches gilt für persönliche Ausgaben der Reiseteilnehmer im Zielland, für Kosten des Transfers zu konkre-
ten Unternehmen und Einrichtungen im Zielland auf Veranlassung der Auftraggeberin, für Kosten für erfor-
derliche Visa, Reise- und sonstige Versicherungen der Auftraggeberin und deren Reiseteilnehmer. 
 
§ 4 - Vertragsabschluß und Änderung des Vertrages 
Der Vertrag zwischen den Parteien kommt durch schriftliche Angebotsannahme der Auftragnehmerin zu-
stande. 
Ein Rechtsanspruch der Auftraggeberin, gerichtet auf die Herbeiführung des Vertragsabschlusses gegenüber 
der Auftragnehmerin besteht nicht. 
Bis spätestens 4 Wochen vor Reiseantritt hat die Auftragnehmerin ihre Entscheidung über die Annahme 
oder Ablehnung des Angebotes der Auftraggeberin mitzuteilen. 
Jede Änderung und Ergänzung des Vertrages bedarf zwingend der Schriftform. 
Die erforderliche Schriftform für den Vertragsabschluß und eine beabsichtigte Vertragsänderung sind nicht 
durch konkludentes Handeln der Parteien abdingbar. 
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§ 5 - Leistungserbringung 
 

Die Auftragnehmerin arbeitet bei der Organisation und Durchführung der Reiseveranstaltungen nach den 
Grundsätzen der Tätigkeit eines ordentlichen Kaufmanns. 
Sie kann Dritte mit der Erfüllung der vertraglichen Pflichten beauftragen. 
 
§ 6 - Zahlung/ Fälligkeit 
10 Tage nach Zugang der Annahmeerklärung der Auftragnehmerin bei der Auftraggeberin ist der vereinbar-
te Preis gemäß §4 bargeldlos auf das mit der Annahmeerklärung mitgeteilte Geschäftskonto der Auftrag-
nehmerin zu überweisen. 
Bei ausbleibender Zahlung gerät die Auftraggeberin ohne gesonderte Mahnung in Verzug, wenn die  mit der 
Annahmeerklärung verbundene Zahlungsaufforderung einen Termin nach dem Kalender enthält. 
Vom ersten Tag des Zahlungsverzuges an wird die geschuldete Zahlung mit 10% über dem Basiszinssatz 
verzinst.  
 
§ 7 - Vertragsstörungen 
Die Auftragnehmerin wird von ihrer Verpflichtung der Leistungserbringung frei, bei unvorhergesehenen 
Ereignissen, die von der Auftragnehmerin nicht zu vertreten sind. 
Als unvorhergesehene Ereignisse gelten Naturkatastrophen, kriegsähnliche Ereignisse, Terroranschläge im 
In- und Zielland und dergleichen. 
Die Leistungspflicht erlischt bei vorliegenden Warnungen des Auswärtigen Amtes das konkrete Zielland 
nicht zu bereisen. 
Hatte die Auftragnehmerin mit der Leistungserbringung in Form der vermittelten Reisemaßnahme begon-
nen, ist die Auftragnehmerin berechtigt die Reise abzubrechen bzw. entsprechend zu verkürzen. 
Ist ein Reiseabbruch aus den vorstehenden Gründen nicht mehr bzw. nicht unverzüglich möglich, trifft die 
Auftragnehmerin für die erforderliche zeitliche Verlängerung der Reise kein Verschulden. Die Auftraggeberin 
stellt die Auftragnehmerin von möglichen Schadenersatzansprüchen wegen notwendiger Verkürzug, Ver-
längerung oder wegen des Abbruches der Reise unwiderruflich frei. Gleiches gilt für die von der Auftragge-
berin im Hinblick auf die Reise getätigten Aufwendungen. 
Ein Rückforderungsanspruch wegen der von der Auftraggeberseite geleisteten Zahlung gemäß § 4 dieser 
Vertragsbedingungen bei Vertragsstörungen besteht für die Auftraggeberin nicht. 
 
§ 8 - Rücktrittsrecht der Auftraggeberin 
Die Auftraggeberin kann vom geschlossenen Vertrag bis zum Beginn der Reiseveranstaltung zurücktreten. 
Sie schuldet der Auftragnehmerin eine Aufwandspauschale in Höhe von  
25% bei Rücktritt bis 4 Wochen vor Reiseantritt, 
50% bei Rücktritt bis 2 Wochen vor Reiseantritt und 
75% bei Rücktritt, der innerhalb einer Frist von 2 Wochen vor Reiseantritt liegt. 
Für die Fristbemessung kommt es auf den Zugang der Rücktrittserklärung bei der Auftragnehmerin an. 
Den Entlastungsbeweis für fehlendes Verschulden der Auftraggeberin als Grund für den erklärten Rücktritt 
schließen die Parteien aus. 
Die Geltendmachung eines höheren Schadenersatzanspruches ist der Auftragnehmerin freigestellt. 
 
§ 9 - Haftungsbeschränkung 
Die Haftung der Auftragnehmerin ist für den Fall der einfachen Fahrlässigkeit oder leichten Fahrlässigkeit 
ausgeschlossen. 
 
§ 10 - Nebenabreden 
Nebenabreden wurden zwischen den Parteien nicht getroffen. 
Die Wirksamkeit getroffener Nebenabreden bedarf der schriftlichen Vereinbarung. 
 
§ 11 - Gerichtsstand 
Die Parteien vereinbaren den Sitz der Auftragnehmerin als den für den Gerichtsstand maßgeblichen Ort. 



Außenwirtschaftsnachrichten / IHK Halle-Dessau, Geschäftsfeld International / September 2007 
Seite 83 

 

Ansprechpartner im Geschäftsfeld International  
der IHK Halle-Dessau: 
 

Tel.: (03 45) 21 26- … 
Fax:  (03 45) 21 79-5 74 
 

Außenwirtschaftspolitik    Birgit Stodtko   (-274) 
 
Europäische Union, EFTA, EU-Projekte  Michael Drescher  (-353) 
 
Amerika, Australien, MENA-Region  Daniel Loeschke   (-234) 
 
Afrika, Mittel- und Osteuropäische Staaten Diana Hofmann   (-233) 
 
Asien, GUS-Staaten + Russland   Ralph Seydel   (-284) 
 
Messen, Außenwirtschaftsnachrichten  Anja Klepzig   (-275) 
 
Außenwirtschafts- und Zollrecht, Bescheini- 
gungsdienst, Carnets, Formulare, Messekarten Anita Langenhagen   (-282) 
 
Geschäftskontakte Ausland, Veranstaltungen Anita Langenhagen   (-282) 
 Heike Ulbricht, Anne Bergk (-274) 
 

Die Außenwirtschaftsnachrichten werden vom Geschäftsfeld International der Industrie- und Handelskam-
mer Halle-Dessau veröffentlicht und den am Auslandsgeschäft interessierten Mitgliedern der Industrie- und 
Handelskammer Halle-Dessau auf Anforderung zugesandt. 
 

Die Außenwirtschaftsnachrichten wurden mit größter Sorgfalt erarbeitet und zusammengestellt. Für die 
Richtigkeit und Vollständigkeit des Inhalts sowie für zwischenzeitliche Änderungen übernimmt die Indust-
rie- und Handelskammer Halle-Dessau keine Gewähr. 
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